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Kultur in Deutschland
Am 3. Juli 2003 setzte der Deutsche
Bundestag die Enquete-Kommis-
sion „Kultur in Deutschland“ ein.
Die Vorsitzende der Enquete-Kom-
mission gibt über Ziele Auskunft.
Die Kulturpolitischen Sprecher
von SPD, CDU/CSU und FDP
grenzen die Arbeit der Enquete-
Kommission von der des Aus-
schusses für Kultur und Medien ab.

Seiten 2 – 4

Sommertagebuch
Die erneute Diskussion um die
Fusion der Bundeskulturstiftung
des  und der Kulturstiftung der Län-
der, der Abbau der Förderung in den
neuen Ländern und die Debatte um
die Ausstellung über die RAF
bestimmen die kulturpolitische De-
batte in diesem Sommer. Im Som-
mertagebuch werden Schlaglichter
auf die Diskussionen geworfen.

Seiten 6 – 7

Museen
In welche Richtung entwickelt sich
die Museumslandschaft, welche
Forderungen werden an die Politik
gerichtet? Der neugewählte Vorsitz-
ende des Deutschen Museumsbun-
des sieht die Museumslandschaft
vor neuen Herausforderungen. Mit
Blick auf den Handel mit Kunstgüt-
ern stellt Hans-Martin Hinz den
Code of Ethics vor.

Seite 8

Bildungsreform
Haben Kindertagesstätten einen
Betreuungs-, einen Erziehungs- oder
einen Bildungsauftrag. Mit dieser
Frage befasst sich Senator Klaus Bö-
ger in einem Grundsatzbeitrag.
Modelle zur Vermittlung von Archi-
tektur in der Schule werden ebenso
vorgestellt wie die Probleme von
Studienabsolventen, einen Arbeits-
platz im kulturellen Feld zu finden.

Seiten 10 – 13 

Wert der Kreativität
Kreativität ist nicht nur schön, sie
macht nicht nur Arbeit, Kreativität
hat ebenso einen ideellen wie
ökonomischen Wert. politik und
kultur startet mit dieser Ausgabe
einen Schwerpunkt zur Frage des
Wertes der Kreativität. Künstler, die
Kulturwirtschaft und Grenzgänger
zwischen den unterschiedlichen
Bereichen kommen zu Wort.

Seiten 14 – 17

Zeitung des Deutschen Kulturrates

Knapp ein halbes Jahrzehnt nach
Berufung des ersten Kultur-

staatsministers ist der Aufbruch der
Kulturpolitik des Bundes in einer
ernsten Sinnkrise. Was ist eigentlich
die Aufgabe eines Kulturstaatsmi-
nisters der Bundesrepublik Deutsch-
land?  

Die Krise war zu erwarten, weil
die verschiedenen Hoffnungen, die
an die neue Kulturpolitik des Bun-
des und besonders an das neue Amt
geknüpft werden, nie ausdiskutiert
wurden. Die einen wollen einen
charismatischen, weltläufigen Kul-
turrepräsentanten. Andere suchen
nach dem inhaltlichen Impuls.
Nicht wenige erwarten einfach mehr
Geld für Kultur. Und manche wollen
Kulturpolitik als die professionelle
Verbindung von Politik und Kultur
zum Anfertigen und Durchsetzen
von Gesetzen zum Nutzen der
Künstler, der Kultureinrichtungen,
der Kulturvereine, der Kulturkonsu-
menten und der Kulturwirtschaft. 

Die drei Kulturstaatsminister der
letzten fünf Jahre haben die Erwar-
tungspalette sehr unterschiedlich
erfüllt. Michael Naumann war der
charismatische, weltläufige Intellek-
tuelle, der sich nicht scheute anzu-
ecken und gezielt den Streit mit den
Ländern suchte. Er hat die Kulturpo-
litik des Bundes öffentlichkeitsfähig
gemacht. Julian Nida-Rümelin hat
die Verbindung zwischen Kultur und
Politik hergestellt – deutlich leiser
und vermittelnder als sein Vorgän-
ger – und bislang als Kulturstaatsmi-
nister politisch, das heißt auf der
Bundesebene gesetzgeberisch, am

nachhaltigsten gewirkt. Christina
Weiss versteht als ihre Aufgabe ne-
ben dem obligatorischen „Reprä-
sentieren“ das „Moderieren“ und
das „Missionieren“. Nach knapp ei-
nem Jahr Amtszeit kann man noch
nicht sagen, ob ihre Strategie erfolg-
reich ist. Sicher aber ist, dass man in
der Bundesregierung nicht viele
weitere Minister oder Staatssekretä-
re finden wird, die in ihrem Arbeits-
feld vornehmlich moderieren und
missionieren wollen. 

Die Unterschiedlichkeit der Ar-
beitsauffassung der drei Kultur-
staatsminister ist ein deutliches Zei-
chen dafür, dass es bislang keine
„Stellenbeschreibung“ für das Amt
des Kulturstaatsministers gibt. Noch
bestimmen anscheinend die Vorlie-
ben der Amtsinhaber über den Ar-
beitsauftrag. Das ist schon verwun-
derlich, da neben der Repräsentanz
der deutschen Kultur, besonders auf
der europäischen Ebene, die Weiter-
entwicklung und Modernisierung
der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für das künstlerische Schaffen
der Grund waren, warum das Amt
des Kulturstaatsministers vor fünf
Jahren eingerichtet wurde. Es ist
dringend notwendig, jetzt über den
kulturpolitischen Auftrag zu spre-
chen, damit nicht nach der nächs-
ten Bundestagswahl aus der Sinnkri-
se die Frage erwächst, ob das hohe
Amt des Kulturstaatsministers über-
haupt einen Sinn macht.

Olaf Zimmermann,
Geschäftsführer des Deutschen 

Kulturrates ■

Editorial 
Sinnkrise

Mit dem Beitritt der neuen Mitglieder
vornehmlich aus Mittel- und Osteuro-
pa gehen wir einen wichtigen Schritt
zur „Vereinigung Europas“, das so
viele Jahre durch den „Eisernen
Vorhang“ getrennt war.

Die Europäische Union ist längst
mehr als eine reine Wirtschafts-

gemeinschaft, sondern eine Frie-
densordnung und starke Wertege-
meinschaft. Theodor Heuss, der ers-
te deutsche Bundespräsident, hat
gesagt: „Es gibt drei Hügel, von de-
nen das Abendland seinen Ausgang
genommen hat: Golgatha, die Akro-
polis in Athen und das Capitol in
Rom. Aus allem ist das Abendland
geistig gewirkt und man darf alle
drei, man muss sie als Einheit se-
hen.“ Wir müssen uns der gemein-
samen geistigen Grundlage bewusst
sein. Die Europäische Union stärkt
solidarisch den Zusammenhalt nach
innen und außen. Der Verfassungs-
entwurf, den der EU-Konvent im Ju-
li 2003 vorgelegt hat, drückt das ge-
meinsame Wertefundament klar
aus. Er enthält ein Bekenntnis zur
Achtung von Menschenwürde, Frei-
heit, Demokratie, Gleichheit,
Rechtsstaatlichkeit und zur Wah-
rung der Menschenrechte. Überdies
erhebt er den Leitgedanken „In Viel-
falt geeint“ zu einem symbolischen
Kernsatz der Union. Die Einheit in
Vielfalt ist unsere Stärke.

Die Kultur und die kulturelle
Vielfalt sind ein wichtiges Anliegen
des Verfassungsentwurfs. Schon die
Präambel würdigt die kulturellen
und historischen Überlieferungen

Europas und erkennt ihre Bedeu-
tung für Gegenwart und Zukunft. Sie
leitet daraus zugleich einen Gestal-
tungsauftrag ab. Auch vor diesem
Hintergrund ist als Ziel der Europäi-
schen Union festgelegt, den Reich-
tum der kulturellen und sprachli-
chen Vielfalt zu wahren und für den
Schutz und die Entwicklung dieses
kulturellen Erbes zu sorgen. Die Eu-
ropäische Union bildet aber gleich-
zeitig den Rahmen für gemeinsame
europäische Werte. Daraus ergibt
sich jedoch kein Widerspruch, son-
dern ein produktiver Spannungsbo-
gen, der zum Dialog, zum gegensei-
tigen Kennenlernen und zur Bildung
gemeinsamer Perspektiven einlädt.

Die Charta der Grundrechte
wurde vollständig und verbindlich
in den Verfassungsentwurf aufge-
nommen. Sie bringt zum Ausdruck,
was die Demokratien Europas über
alle Grenzen und historische Grä-
ben hinweg verbindet. Auf diese
Weise finden fundamentale Werte
wie die Menschenwürde, die Ach-
tung vor dem Leben, Religionsfrei-
heit, wichtige Aspekte des Schutzes
von Ehe und Familie, die Rechte des
Kindes und die Rechte älterer Men-
schen ihren Niederschlag. Diskrimi-
nierungen, etwa aus Gründen der
Zugehörigkeit zu nationalen Min-
derheiten, darf es in einem verein-
ten Europa nicht geben. Die Vielfalt
der Kulturen, Religionen und Spra-
chen ist ein Schatz, den wir pflegen
und achten sollten.

Der Kulturbereich ist ein wesent-
licher Bestandteil der Identität der
Mitgliedstaaten und ihrer Regionen.
Mit Recht spricht bereits der EG-
Vertrag in Artikel 151 im Plural von
„den Kulturen der Mitgliedstaaten“.
Kultur bleibt auch weiterhin ein Be-
reich, in dem die Europäische Union
lediglich unterstützende, koordinie-
rende oder ergänzende Maßnah-
men treffen darf. Dabei ist bislang in
diesen Fragen laut EG-Vertrag die
einstimmige Beschlussfassung des
Rates vorgesehen. Der Bundesrat
legt als Sachwalter der Kulturhoheit
der deutschen Länder großen Wert
darauf, dass Beschlüsse im sensi-
blen Kulturbereich auch künftig ein-

stimmig gefasst werden. Nur so lässt
sich nach meiner festen Überzeu-
gung die Vielfalt der Kulturen, deren
Achtung ja in der Präambel des Ver-
fassungsentwurfs verankert ist, si-
cherstellen.

Erfreulich ist, dass im Bereich
des Handels mit kulturellen und au-
diovisuellen Leistungen laut Verfas-
sungsentwurf die Einstimmigkeit im
Ministerrat erhalten bleiben soll.
Die Abkommen müssen laut Ent-
wurf zwar nicht mehr von der Union
und den Mitgliedstaaten gemein-
sam geschlossen werden. Die Ein-
stimmigkeit erhält jedoch jedem
einzelnen Mitgliedstaat einen maß-
geblichen Einfluss. Ich halte das für

wichtig und richtig, denn dieser Be-
reich steht in ganz besonders enger
Verbindung mit der nationalen
Identität der Mitgliedstaaten.

Ein bedeutendes Element der
Kultur ist der Rundfunk. Insbeson-
dere der in Deutschland gewachse-
ne öffentlich-rechtliche Rundfunk
erfüllt eine grundlegende gesell-
schaftliche Aufgabe. Deshalb halte
ich es für wichtig, dass das Protokoll
Nr. 23 zum EG-Vertrag, das den Mit-
gliedstaaten garantiert, den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk zu finan-
zieren, unverändert erhalten bleibt.
So kann der öffentlich-rechtliche
Rundfunk künftig seinen gesell-
schaftlichen Auftrag erfüllen.

In weniger als einem Jahr wird
die Union 25 Mitgliedstaaten umfas-
sen. Der Konvent hat einen Verfas-
sungsentwurf vorgelegt, der Europa
vom Kopf wieder auf die Füße stellt.
Er schafft die Voraussetzungen dafür,
dass wir der Erweiterung mit Opti-
mismus entgegen sehen können.

Der Verfasser ist Ministerpräsident
des Landes Baden-Württemberg
und war Vertreter der Länder im

EU-Verfassungskonvent ■

Europäische Union am Wendepunkt
Kultur und kulturelle Vielfalt im EU-Verfassungsentwurf • Von Erwin Teufel

Kultur-Mensch
William Forsythe

Foto: Robin Lea

Zum zweiten Mal seit der Vergabe der Kulturgroschen im Jahr
1992 zeichnet der Deutsche Kulturrat in diesem Jahr einen
Künstler aus. Der Deutsche Kulturrat würdigt mit dieser Aus-
zeichnung das künstlerische Engagement von William Forsythe. 
William Forsythe steht für eine neue Sprache und Erneuerung
im Tanz. Seine künstlerischen Arbeiten fordern veränderte Seh-
weisen heraus. Sie überschreiten die Grenzen zu den anderen
künstlerischen Sparten. William Forsythe hat national und in-
ternational einen wesentlichen Einfluss auf Tänzer und Choreo-
graphen. Seine zusammen mit dem Zentrum für Kunst- und Me-
dientechnologie entwickelten Computer-Installationen, Improvi-
sation Technologies, ermöglichen neue Aufzeichnungsformen
und damit Tradierungsmöglichkeiten des Tanzes.
William Forsythe hat sich mit seinem sozialen Engagement für
seine Tänzer Verdienste erworben. Er setzt sich in verschieden-
en Projekten für Künstler in anderen Ländern ein und steht
damit für die Internationalität der Kunst.

Bitte beachten 
Sie den 

puk-Schwerpunkt  
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Die Überraschung war groß in
der kulturpolitischen Szene, als

bekannt wurde, wer die neue En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ leiten würde. Wer bit-
te schön ist – Gitta Connemann? Das
hat sich die puk auch gefragt und
beschlossen, der 39-jährigen Rechts-
anwältin aus Ostfriesland, die erst
seit zehn Monaten im Bundestag
sitzt, auf den Kulturzahn zu fühlen.

puk: Waren Sie überrascht, dass
man Ihnen den Vorsitz der En-
quete-Kommission angetragen hat?

Gitta Connemann: Dankbar.
Überrascht wäre das falsche Wort.
Das war ja ein längerer Prozess. Zu-
nächst wurde innerhalb meiner
Fraktion überlegt, wer überhaupt als
Mitglied der Kommission in Frage
kommt. Als ich angesprochen wur-
de, ob ich daran nicht mitwirken
wolle, habe ich mich gefreut. Im
Lauf der Zeit entwickelte sich dann
die Tendenz, dass möglicherweise
ich den Vorsitz übernehmen solle.
Für das in mich gesetzte Vertrauen
bin ich sehr dankbar. Diese wichtige
Aufgabe ist eine große Freude und
Herausforderung.

puk: In Ihrer Vita finden sich bisher
keinerlei Berührungspunkte mit
der Kulturpolitik. Warum haben Sie
dennoch zugesagt, den Vorsitz die-
ser Enquete-Kommission zu über-
nehmen?

Connemann: Zunächst aufgrund
meiner persönlichen Leidenschaft
für Kultur, aber auch, weil ich glau-
be, mich sowohl durch meine beruf-
liche Ausbildung als auch durch
meine politischen Erfahrungen ein-
bringen zu können. Ich bin von
Hause aus Rechtsanwältin und war
in der Vergangenheit auch mit dem
Stiftungs- und Sponsoringrecht be-
fasst. Unsere Aufgabe wird es sein,
gerade für die Kulturförderung dem
Gesetzgeber Handlungsempfehlun-
gen zu geben. Das als Juristin zu
flankieren, ist, glaube ich, hilfreich.
Im Übrigen bin ich in der Kommu-
nalpolitik tätig, und wir sollten nicht
vergessen, dass öffentliche Kultur-
förderung in Deutschland in den
Ländern und Kommunen stattfin-
det. Der Bund begleitet das nur im
Rahmen der Gesetzgebung und mit
ein wenig eigener Kulturförderung,
aber der Löwenanteil wird in Län-
dern und Kommunen erbracht. Die
fachlichen Voraussetzungen sind al-
so gegeben, und das ist für unsere
Arbeit entscheidend. Denn meine

Aufgabe wird es nicht sein, selbst
zum Beispiel im Schauspielhaus Bo-
chum ein Stück zu inszenieren, son-
dern gemeinsam mit den anderen
Mitgliedern der Kommission die Vo-
raussetzung zu schaffen, damit zu-
künftig überhaupt noch etwas im
Schauspielhaus Bochum inszeniert
werden kann.

puk: Worin könnten die Vorteile für
die Kulturpolitik liegen, dass mit
Ihnen eine Newcomerin die Kom-
mission leitet?

Connemann: In meiner Unvor-
eingenommenheit. Wir haben aus-
gezeichnete Kulturpolitiker im Bun-
destag, exzellente Fachleute der Ma-
terie. Ein zusätzlicher neuer Blick
kann diese Kenntnisse befruchten.
Und ich habe mich inzwischen mit
großem Engagement in diese span-
nende neue Aufgabe eingearbeitet.

puk: Was erwarten Sie sich von der
Arbeit der Enquete-Kommission?

Connemann: Ich erhoffe mir von
der Enquete-Kommission die Bot-
schaft, dass Kultur nicht nur ein Lu-
xusgut für einige Wenige ist. Wir re-
den über Kultur häufig sehr elitär,
nach dem Motto: hier das Staats-
theater, dort die Philharmonie, aber
tatsächlich ist Kultur auch die öf-
fentliche Stadtbibliothek, die Kreis-
musikschule, der Heimatverein, die
Trachtengruppe oder der Kirchen-
chor. Dort findet Kultur statt, und
zwar sehr vielfältig, sehr breit.

puk: Was glauben Sie, wie sich das
Verhältnis zwischen dem Bundes-
tagsausschuss für Kultur und Medi-
en und der Enquete-Kommission
entwickeln wird? Fürchten Sie da
eine Konkurrenz?

Connemann: Nein. Ich hoffe auf
eine gegenseitige Befruchtung und
eine erfolgreiche Zusammenarbeit.
Wir sind keine Konkurrenz zum Kul-
turausschuss, das können wir auch
gar nicht sein, weil die Aufgaben
ganz unterschiedlich sind. Der Kul-
turausschuss muss zum Teil auf sehr
aktuelle Fragestellungen reagieren
und politische Vorgaben machen.
Wir dagegen agieren außerhalb der
aktuellen Tagespolitik mit einem
längerfristigen Handlungsauftrag.
Ein Schwerpunkt unserer Arbeit
wird eine sorgfältige Bestandsauf-
nahme der bestehenden Situation
und der Entwicklungen sein, die es
in den vergangenen Jahren gegeben
hat. Denn es wird zwar viel über
Kunst und Kultur geredet, aber teil-

weise ohne ausreichende Daten-
grundlage. Es wird mit Zahlen ope-
riert, die ihre Relevanz nicht aus tat-
sächlichen Erhebungen beziehen,
sondern aus ihrer permanenten
Wiederholung. Es wird zu untersu-
chen sein, in welchen Strukturen
und Formen Kultur stattfindet, wie
sie finanziert wird, welche Abbruch-
erscheinungen zu beobachten sind,
welche Veränderungen, aber auch
welches Potenzial. Wie kann man
das private Engagement verstärken?

puk: Fehlt im Einsetzungsbeschluss
der Enquete aus Ihrer Sicht – Sie
sind im Parlamentskreis Mittel-
stand – nicht der Aspekt der Kultur-
wirtschaft, die Lage der Galeristen,
Verleger und so weiter?

Connemann: Der wirtschaftliche
Aspekt ist nicht ausgeklammert, er
findet sich in dem Einsetzungsbe-
schluss unter dem Stichwort „Kultur
als Standortfaktor“. Kultur prägt ei-
ne Kommune nicht nur, sondern sie
bringt auch Standortvorteile mit
sich und das sind stets auch ökono-
mische Vorteile. Wirtschaft könnte
in der Enquete-Kommission eine
wichtige Rolle spielen, und zwar
nicht nur in Bezug auf Mäzenaten-
tum oder Stiftungen. So wird sicher-
lich auch Thema sein, welches Po-
tenzial Kultur im Hinblick auf Ar-
beitsplätze hat. Ich glaube, es wird
zu wenig beachtet, dass mit Kultur
nicht nur Geld verdient wird, son-
dern dass Kultur auch Arbeitsplätze
bereitstellt, und dass durch Kultur
auch mittelbare Vorteile zum
Beispiel im Bereich des Tourismus
erzielt werden. Wenn Sie heute ein
Ferienziel buchen, dann werden Sie
dies nicht nur nach der Anzahl der
Sonnentage aussuchen. Wenn Tou-
risten bspw. meine Heimat besu-
chen, die sich durch überproportio-
nal viel Regen und Wind auszeich-
net, dann liegt das unter anderem
daran, dass wir interessante kultu-
relle Angebote haben.

puk: Alle Experten prophezeien,
dass die Spielräume für öffentliche
Kulturförderung in der Zukunft
eher kleiner als größer werden. Was
könnte die Alternative sein zur öf-
fentlichen Kulturförderung?

Connemann: Zunächst einmal
ist festzuhalten, dass bei uns öffent-
liche Kulturförderung in einer Grö-
ßenordnung von 8,3 Mill. Euro statt-
findet. Trotz eines Rückganges um
250 Millionen Euro gegenüber dem
Vorjahr ist das immer noch eine

Etatausstattung, die es in manch an-
derem Bereich nicht gibt. Hier ist si-
cherlich zu hinterfragen, wie effizi-
ent diese Mittel eingesetzt werden,
ob die Effizienz nicht noch gestei-
gert werden kann. Ist es richtig, dass
jede Theaterkarte in Deutschland
mit durchschnittlich 90 Euro sub-

ventioniert wird? Können wir da
nicht auch einen höheren Eigenan-
teil einfordern? Der wird in anderen
Bereichen ja auch erbracht, zum
Beispiel für eine Kinokarte oder ein
Autorennen. Im Übrigen wird man
vor dem Hintergrund der derzeiti-
gen Finanznot der öffentlichen
Haushalte auch über die Stärkung
alternativer Finanzierungsformen
nachdenken müssen, zum Beispiel
durch Sponsoring, durch Stiftungen,
durch Mäzenatentum. Wenn ich
zum Beispiel in Amerika das Be-
wusstsein erlebe, dass Wohlhabende
es beinahe als Verpflichtung empfin-
den, von ihrem Reichtum auch ei-
nen Teil der Öffentlichkeit zunutze
zu machen, sei es durch die Stiftung
eines Lehrstuhls an einer Universi-
tät, sei es durch Unterstützung von
Künstlern, dann frage ich mich, wes-
wegen findet das bei uns in Deutsch-
land nicht statt? Bei uns hat man
manchmal den Eindruck, dass derje-
nige, der für andere gibt, eher skep-
tisch angesehen wird. Hier geht es
natürlich auch um eine gesell-
schaftspolitische Diskussion. Zum
Teil haben wir ja auch bei uns Ansät-
ze, zum Beispiel die Kunsthalle der
Henri und Eske Nannen-Stiftung
und der Schenkung Otto van den Loo
in Emden, wo in Gestalt einer Stif-
tung Privatvermögen bereitgestellt
und zudem massiv gesponsert wird.

Da stellt sich die Frage: Ist das
Stiftungsrecht interessant genug?
Wie kann man das bürgerschaftliche
Engagement stärken? Der Deutsche
Kulturrat hat zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass die Enquete-Kommis-
sion „Zukunft des Bürgerschaftli-
chen Engagements“ festgestellt hat,
dass dieses Engagement auch durch
die Haftungsvorschriften behindert
wird: Jemanden für eine ehrenamtli-
che Tätigkeit gewinnen zu wollen,
der weiß, dass er im Bedarfsfall mit
seinem Privatvermögen haftet, ist si-
cherlich schwierig. 

puk: Welche Rolle wird die kulturel-
le Bildung in der Arbeit der Enque-
te-Kommission spielen?

Connemann: Ich persönlich
meine, dass man keine Bildung oh-
ne eine kulturelle Bildung haben
kann. Wer heute von Bildung spricht
und den Bereich der Kultur aus-
klammert, definiert aus meiner
Sicht Bildung zu kurz. Wie wollen
wir gebildete Menschen erziehen
ohne einen kulturellen Hinter-
grund? 

Dennoch kann ich Ihnen z.Zt.
nicht sagen, welche Rolle die kultu-
relle Bildung in der Arbeit der En-
quete-Kommission spielen wird,
weil es nicht meine Aufgabe ist, die
Themen vorzugeben. Wenn ich das
heute tun würde, dann hätte ich
meine Rolle verfehlt. Wir werden ge-
meinsam, alle 22 Mitglieder,
Schwerpunkte erarbeiten. Wir müs-
sen aber dabei auch berücksichti-
gen, dass die Bildung zunächst Län-
dersache und der Bund nicht unmit-
telbar zuständig ist. Die Zusammen-
arbeit mit den Ländern wird auch
Teil der Enquete-Kommission sein.
Daher unterliegen wir auch be-
stimmten Beschränktheiten, weil
wir uns an unsere originären Zu-
ständigkeiten zu halten haben.

puk: Eine private Frage zum
Schluss: Welche kulturellen Sparten
geben Ihnen am meisten?

Connemann: Die Musik. Ich bin
eine – zwar schlechte – aber leiden-
schaftliche Klavierspielerin. Wenn
ich zur Ruhe kommen will, dann
setze ich mich an mein Klavier. Eine
weitere Leidenschaft ist die Litera-
tur, ich lese viel und breit gefächert.
Ich freue mich immer wieder über
die Dichte an Literatur, die wir in
Deutschland haben. 

Mit Gitta Connemann 
sprach Jens Leberl  ■

Kultur ist die Kreismusikschule und der Heimatverein
Gespräch mit der Vorsitzenden der neuen Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags „Kultur in Deutschland“ Gitta Connemann, MdB (CDU)

Kulturstiftungen
Mit dem Handbuch wollen die Heraus-
geber Beauftragte für Kultur und
Medien, Bundesverband Deutscher
Stiftungen und Deutscher Kulturrat
den kulturinteressierten, noch stif-
tungsunerfahrenen Nutzer in seinem
Engagement für die Kultur bestärken
und ihm die Vorteile der Rechtsform

Stiftung für eine dauerhafte und
effektive Förderung der Kultur vor
Augen führen.
Das Buch enthält Hinweise von
Stiftungs- und Kulturexperten zur
„Gründung und Leitung einer Kul-
turstiftung“. Da es sich um ein
Handbuch von direktem Nutzen
für die praktische Arbeit handeln
soll, berichten Vertreter aus allen
16 Ländern über „Kulturstiftun-
gen in der Praxis“. Ein Serviceteil
und ein Anhang bieten Adressen,
Literaturtipps zu Detailfragen, zu
Weiterbildungs- und Beratungs-
möglichkeiten sowie Mustersat-
zungen und Mustertexte für das
Stiftungsgeschäft.
Format DIN A5, 192 Seiten
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Enquete „Kultur in Deutschland“ 
Hohe Erwartungen an Kultur-Enquete des Bundestages • Von Eckhardt Barthel, MdB

Am 3. Juli hat der Deutsche Bundes-
tag die Einsetzung der Enquete-Kom-
mission „Kultur in Deutschland“ ein-
stimmig beschlossen. Damit wurde
ein Teil der rot-grünen Koalitionsver-
einbarung formal erfüllt. Nun beginnt
die inhaltliche Arbeit, an der 11 Par-
lamentarier und ebenso viele Sach-
verständige beteiligt sind.

Bereits im Vorfeld hat das „Unter-
nehmen Enquete“ viel Aufmerk-

samkeit bei Kultur-Verbänden, Me-
dien oder Kulturpolitikern gefun-
den. Es waren vorwiegend unter-
stützende Kommentare, die uns er-
reichten, verbunden mit hohen Er-
wartungen. Natürlich auch einige
Skepsis („Wieder nur ein paar gute
Ratschläge mehr?“) und unvermeid-
lich ein bayerischer Kontrapunkt
(Zehetmair: „Buchhalter beim

Schattenboxen“), gepaart mit dem
Pochen auf die Kulturhoheit der
Länder. Allmählich erinnert das an
den Pawlowschen Hund: „Wenn in
diesem Land der Staat den Mund
spitzt, um ,Kultur‘ zu flöten, knurren

die Wachhunde des Föderalismus
schon im Schlafe“ (U. Raulff am 
3. Juli in der Süddeutschen Zeitung).

Erwartet werden von der Kom-
mission eine Bestandsaufnahme der
föderalen deutschen Kulturland-
schaft und Handlungsempfehlun-
gen für die jeweiligen Entschei-
dungsträger. Sicher, unsere Kultur-
szene ist immer noch vergleichswei-
se großartig. Viele beneiden uns da-
rum. Eine schleichende Verödung ist
aber nicht zu übersehen. Der Leser-
kreis dieser Zeitung kennt die Prob-
leme unserer Bibliotheken, Museen
(nun werden sogar Verkäufe aus den
Depots empfohlen), der Sprech-
und Musiktheater, der so genannten
Freien Szene und so weiter. Ebenso
den geringen Stellenwert, den die
kulturelle Bildung in unserem Bil-
dungssystem hat. Und die traurige
wirtschaftliche und soziale Situation
vieler Künstlerinnen und Künstler,
die das letzte Mal vor 28 Jahren um-
fassend analysiert wurde.

„Kultur zuletzt“ betitelte ein Ber-
liner Kultursenator, Ulrich Roloff-
Momin, sein Buch, das er nach
Amtsaustritt veröffentlichte. Das ist
die Realität in vielen Städten und
Gemeinden. Nicht aus Bösartigkeit
der politisch Verantwortlichen, son-
dern weil diese mit dem Rücken an
der Wand stehen. Und da Kultur be-
kanntlich nicht zu den Pflichtaufga-
ben gehört, dient dieser Etat nicht
selten als „stille Reserve“ zum Stop-
fen anderer Haushaltslöcher. Des-

halb ist auch und gerade die geplan-
te Reform der Gemeindefinanzie-
rung von großer Bedeutung, um die
Verstetigung der kommunalen Kul-
turfinanzierung zu ermöglichen.

Realistischerweise muss man
davon ausgehen, dass in Zukunft die
öffentlichen Mittel für die Kultur
nicht reichhaltiger fließen werden.
Deshalb sind von der Enquete-Kom-
mission Vorschläge zu erwarten, wie
etwa die öffentlichen und privaten
Instrumente der Künstlerförderung
erweitert und effektiver gestaltet
werden können, wie die Rolle der
Kultur als Standortfaktor zum Nut-
zen der Kultur – nicht nur der Event-
kultur, sondern auch der kulturellen
Grundversorgung – zu instrumenta-
lisieren ist.

Gerade weil Subventions- oder
besser Investitionsmittel für die Kul-
tur weiterhin zu gering sein werden,
führt an einschneidenden Struktur-
reformen kein Weg vorbei. Fragen
der günstigsten Rechtsform, des öf-
fentlichen Dienstrechtes etc. soll die
Kommission beantworten. Dabei
muss sie das Rad nicht neu erfinden.
Viele Institutionen haben bereits
beispielgebende Vorarbeiten gelei-
stet. Sie zu bündeln, zu bewerten
und daraus Empfehlungen abzulei-
ten, wird von der Enquete-Kommis-
sion erwartet. Ein Blick auf den be-
streikten französischen Kultursom-
mer und dessen Ursachen sollte al-
lerdings vor allzu forschen Liberali-
sierungsfreuden warnen.

Die Arbeit der Kommission ist
auf zwei Jahre begrenzt. Dadurch
soll erreicht werden, dass Ergebnis-
se noch in dieser Legislaturperiode
in den parlamentarischen Prozess
eingebracht werden können. Vom
Abschlussbericht der Enquete-Kom-
mission erhofft sich der Kulturaus-
schuss des Bundestages wesentliche
Anregungen für seine Arbeit. Nicht
anders werden es die entsprechen-
den Gremien in den Ländern und
Kommunen sehen.

Unabhängig von der Kommissi-
on geht die Arbeit des Kulturaus-
schusses selbstverständlich weiter.
Viele Themen, vom Filmförderungs-
gesetz bis zur Ausstellungsvergü-
tung, vom Deutsche-Welle-Gesetz
bis zum Urheberrecht, aber auch
Fragen zur Auswärtigen Kulturpolitik
(die nicht Gegenstand des Kommis-
sions-Auftrages sind) stehen bereits
auf der Tagesordnung. Eine Enque-

te-Kommission ist bekanntlich kein
Neben-Parlamentsausschuss. Sie
soll am Ende ihrer Arbeit den jewei-
ligen Entscheidungsträgern Vor-
schläge unterbreiten. Deshalb ist
auch die zeitliche Begrenzung sinn-
voll, was allerdings bei der Aufga-
benstellung den „Mut zur Lücke“ er-
forderlich machte.

Im Herbst wird die Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ ihre Arbeit aufnehmen. Die
Erwartungen an sie sind hoch, hof-
fentlich nicht zu hoch. Schon jetzt
lässt sich aber sagen, dass mit ihrer
Einsetzung die Lobbyarbeit für die
Kultur gestärkt wurde. 

Der Verfasser ist kulturpolitischer
Sprecher der SPD-Fraktion im

Deutschen Bundestag ■

Die Krise der öffentlichen Haushalte
hat Forderungen nach Veränderun-
gen auch in den Kulturinstitutionen
verstärkt. Gleichzeitig weisen die
Einrichtungen – Bühnen, Museen,
Orchester, freie Gruppen und ande-
res mehr – auf den geringen Anteil
der Kulturausgaben an den Haushal-
ten insgesamt hin und auf ihre gerin-
ger gewordenen oder eingefrorenen
Etats. Dringender denn je sind jetzt
die Fragen zu beantworten, wie der
Bestand der kulturellen Vielfalt in
Deutschland dauerhaft gesichert
und wie die öffentliche Kulturfinan-
zierung aufrechterhalten werden
kann. Auch welche Wege der alter-
nativen Finanzierung denkbar und
möglich sind, sollte Gegenstand der
Diskussion sein.

Vor diesem Hintergrund haben
sich die kultur- und medienpoli-

tischen Sprecher der vier im Deut-
schen Bundestag vertretenen Frak-
tionen darauf verständigt, gemein-
sam einen Beschluss zur Einsetzung
einer Enquête-Kommission „Kultur
in Deutschland“ einzubringen. Die-
se schöne Eintracht demonstriert,
dass es in der Politik durchaus Berei-
che gibt, bei denen der Wille zur ge-
meinsamen Anstrengung für eine
Sache größer ist als das Bedürfnis
nach möglichst klarer Beschreibung
dessen, was man auf keinen Fall und
schon gar nicht gemeinsam zu tun
gedenkt. Unser erklärtes Ziel ist es,
das Thema Kultur in Deutschland
nicht nur zu untersuchen und dar-
zustellen, sondern vielmehr konkre-
te Maßnahmen zu entwickeln und
zu empfehlen, um die Kulturförde-
rung in Deutschland zu stärken.

Eine Enquête-Kommission ist
nicht unbegrenzt in ihren Möglich-
keiten, aber sie hat den Charme,
dass sie unter Rückgriff auf externen
Sachverstand einerseits und unab-

hängig von äußeren oder institutio-
nellen Zwängen andererseits neue
Wege beschreiben kann. Zugleich
agiert sie nicht im Unverbindlichen,
denn die Parlamentarier gehen die
Selbstverpflichtung ein, die gefun-
denen und auf ihre Tauglichkeit
überprüften Handlungsempfehlun-
gen im parlamentarischen Verfah-
ren auch umzusetzen. Diese Ver-
pflichtung enthält der Einsetzungs-
beschluss ausdrücklich, wenn er
sagt, dass „die Enquete-Kommission
politische Handlungsempfehlungen
erarbeiten (soll), die der weiteren
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Kunst und Kultur (…) in
Deutschland dienen.“ Die Mitglie-
der der Kommission werden sich an
dieser selbst gestellten Aufgabe
messen lassen müssen.

Bei aller genannten Einigkeit
wird die Unionsfraktion eigene Ak-
zente setzen, die ihr Verständnis von
Kulturförderung in Deutschland
verdeutlichen. Dazu gehört die
Überzeugung, dass wir uns von der
Maxime leiten lassen sollten, uns
dort genauer mit der Materie zu be-
schäftigen, wo der Bundestag eine
originäre Zuständigkeit besitzt.
Denn nicht erst die jüngsten Ent-
wicklungen bei der so genannten
„Entflechtung“ im Kulturbereich,
die manche euphemistisch lieber
„Systematisierung“ nennen wollen,
haben gezeigt, dass der Bund sich
bei jeder Betätigung in der Kultur-
förderung reflexartig verdächtig
macht, er fische in fremden Teichen.

Wir hätten es aufgrund der Kom-
petenzverteilung folgerichtig vorge-
zogen, die originären Zuständigkei-
ten des Bundes würden stärker im
Vordergrund des Einsetzungsbe-
schlusses stehen. Wir sollten nicht
der Versuchung erliegen, Aufgaben
der Länder und Gemeinden zum
Hauptgegenstand der Beratungen

zu machen. Wenn wir uns also mit
der Situation der Theater in
Deutschland beschäftigen, so müs-
sen die tarifrechtlichen Rahmenbe-
dingungen im Vordergrund stehen.
Wenn wir uns um die musisch-kul-
turelle Bildung kümmern, muss es
um die Frage gehen, wie wir in
Deutschland ein Klima erzeugen
können, in dem es zur Selbstver-
ständlichkeit wird, dass Eltern ihren
Kindern den Besuch von Musik- und
Kunstschulen ermöglichen und um-
gekehrt die Städte Angebote ma-
chen können, die attraktiv sind. Hier
geht es also auch darum, gute Stim-
mung für die Kultur in Deutschland
zu machen.

Bund, Länder und Gemeinden

leisten in umgekehrter Reihenfolge
Beiträge zur Kulturförderung in
Deutschland – was das finanzielle
Engagement betrifft. Was die Rah-
menbedingungen angeht, die die
Förderung der Kultur in Deutsch-
land bestimmen, so ist der Bund
ganz unzweifelhaft zuständig. Dem-
entsprechend sollte hier ein Schwer-
punkt der Arbeit der Enquête-Kom-
mission liegen.

Auch bei der Frage nach der so-
zialen Lage der Künstlerinnen und
Künstler, mit der sich die Enquête-
Kommission beschäftigen will, wird
die Union Akzente setzen. Die Uni-
onsfraktion hat, gemeinsam mit der
FDP, eine Große Anfrage einge-
bracht, die sich mit der „wirtschaftli-

chen und sozialen Entwicklung der
künstlerischen Berufe und des
Kunstbetriebs in Deutschland“ be-
schäftigt. Wir fragen also auch nach
den Rahmendaten des Kunstbetrie-
bes und beziehen die Kultur vermit-
telnden Berufe – Galeristen, Kunst-
kritiker, Händler, Leiter der Kunst-
vereine, Verleger u.a. – mit ein. Denn
ohne Künstler, Vermittler und
Kunstverwerter gäbe es keinen
Kunstmarkt. Nur durch alle zusam-
men wird die vielfältige und leben-
dige Kultur in Deutschland ermög-
licht. Mit der Initiative wird die ge-
plante Bestandsaufnahme der En-
quête-Kommission zur sozialen La-
ge der Künstlerinnen und Künstler
präzisiert und um den Aspekt des
Kunstmarktes ergänzt. Die Antwort
der Bundesregierung auf die Große
Anfrage kann der Kommission eine
Unterstützung gerade am Beginn
der intensiven Beratungen sein. Da-
mit wäre ein wichtiger Beitrag gelei-
stet für den Erfolg der Enquête-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“.

Die Unionsfraktion hat von An-
fang an betont, dass sie sich im Sin-
ne des gemeinsamen Einsetzungs-
beschlusses für eine gemeinsame
und für die Kulturförderung in
Deutschland ergebnisreiche Arbeit
einsetzen wird. Unser ehrgeiziges
Ziel der Mitwirkung an der Enquête-
Kommission ist, mehr für die Kultur-
förderung in Deutschland zu errei-
chen.

Der Verfasser ist kultur- und  medi-
enpolitischer Sprecher der

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag und Sprecher der

CDU/CSU-Fraktion der Enquête-
Kommission „Kultur in 

Deutschland“ ■

Mehr für die Kulturförderung erreichen
Einrichtung der Enquête-Kommission „Kultur in Deutschland“ • Von Günter Nooke, MdB

Innenansichten aus dem Bundestagsausschuss für Kultur und Medien: Die Vorsitzen-
de Monika Griefahn (Mitte) mit dem Stellvertretenden Vorsitzenden Abgeordneten 
Peter Gauweiler (2.v.l.) und den Obleuten und Sprechern (v.l.n.r.): Gisela Schröter
(SPD), Günter Nooke (CDU/CSU), Bernd Neumann (CDU/CSU), Hans-Joachim Otto
(FDP) und Eckhardt Barthel (SPD). Foto: Deutscher Bundestag

Anmerkung der
Redaktion

In der letzten Sitzung vor der Sommerpause hat der Deutsche Bundestag die
Einsetzung der Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ beschlossen.
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Vizepräsidentin des
Deutschen Bundestags Dr. Antje Vollmer, MdB in politik und kultur 3/03 (Juli-
August 2003) ihre Erwartungen an die Arbeit der Enquete-Kommission skiz-
ziert. Heute folgen die kultur- und medienpolitischen Sprecher der Fraktionen
der SPD, der CDU/CSU und der FDP.

Die Redaktion ■

Lobbyarbeit 
für die Kultur

gestärkt
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Um es vorab unmissverständlich klar-
zustellen: Die Einrichtung der Enque-
te-Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ durch den Deutschen Bundes-
tag ist eine sinnvolle Entscheidung.

Und es ist erfreulich und der Sa-
che förderlich, dass sich alle

Fraktionen auf einen gemeinsamen
Antrag zur Einsetzung der Enquete-
Kommission einigen konnten. Die-
ser Grundkonsens bildet eine gute
Ausgangsbasis für eine sachbezoge-
ne und effektive Arbeit der Kommis-
sion, aber auch die solide Grundlage
für notwendige Auseinandersetzun-
gen über strittige Sachverhalte.

Über die bevorstehenden Dis-
kussionen und die zu erwartenden
Ergebnisse hinaus ist die Enquete-
Kommission ein wichtiges Signal an
die gesamte Kulturszene in
Deutschland. Sie zeigt, dass sich der
Deutsche Bundestag seiner Verant-
wortung für die Kultur in Deutsch-
land bewusst ist und alles daran
setzt, ihr gerecht zu werden.

Mit der Einrichtung der Enque-
te-Kommission, so wie sie am 3. Juli
2003 im Bundestag beschlossen
wurde, wurde aber gleichzeitig auch
eine große Chance vertan, da wich-
tige Aspekte ausgeblendet bleiben.
Ich habe immer dafür plädiert, diese
Kultur-Enquete als eine von Bund
und Ländern gemeinsam getragene
Kommission einzurichten. Vorbild
für eine solche Bund-Länder-En-
quete hätte die 1993 eingerichtete
„Gemeinsame Verfassungskommis-

sion“ von Bundestag und Bundesrat
sein können.

Aufgrund der verfassungsrechtli-
chen Verteilung der Kulturkompe-
tenzen in der Bundesrepublik und
der tatsächlichen Verteilung der fi-
nanziellen Lasten (der Bund trägt le-
diglich circa 10 Prozent der öffentli-
chen Ausgaben für Kultur) ist eine
Enquete-Kommission ohne Beteili-
gung der Länder wenig wirkungs-
voll. Allen Beteiligten ist daher klar,
dass die Situation in den Bundeslän-
dern, in den Städten und Gemein-
den Berücksichtigung finden muss.
Es wird sich erweisen müssen – und
hier habe ich große Zweifel –, ob die
im Koalitionsvertrag angekündigte
„Einbeziehung der Länder“ zur Er-
füllung dieser Aufgabe ausreichend
ist.

Ich hätte mir gewünscht, dass
man alle Beteiligten von vorne he-
rein gleichberechtigt an der Enquete
beteiligt hätte.

Die Enquete-Kommission kon-
zentriert sich bei ihrer Arbeit auf die
Bestandsaufnahme dreier Sachkom-
plexe: der öffentlichen und privaten
Förderung von Kunst und Kultur,
der wirtschaftlichen und sozialen
Lage der Künstlerinnen und Künst-
ler und der Frage der Kultur als
Standortfaktor.

Ich sehe bei den beiden erstge-
nannten Themen die Schwerpunkte
der Arbeit der Enquete-Kommissi-
on. Zum dritten Untersuchungsge-
genstand liegt mit den Kulturwirt-
schaftsberichten, die erstmals 1992

in Nordrhein-Westfalen erstellt wur-
den und seitdem in vielen Ländern
und Regionen Nachahmer fanden,
eine breite Arbeitsgrundlage vor. Die
daraus resultierenden Erkenntnisse
sind, insbesondere in den neuen
Bundesländern, weit verbreitet und
die Grundlage für die wirtschaftliche
Entwicklung ganzer Regionen.

Als die zentrale Aufgabe der En-
quete-Kommission sehe ich die Er-
arbeitung und Zusammenstellung
valider Zahlen und Fakten zur öf-
fentlichen und privaten Kunst- und
Kulturförderung in allen ihren As-
pekten. Nur auf der Basis von ein-
heitlichem und vergleichbarem
Zahlenmaterial kann die Kommissi-
on Handlungsempfehlungen für
notwendige Reformen bei den Rah-
menbedingungen für Kunst und
Kultur geben. 

Ich erwarte, dass die Untersu-
chungen und Diskussionen der En-
quete-Kommission, insbesondere
zum Thema der kommunalen Kul-
turfinanzen, in engem Zusammen-
hang mit der Diskussion um eine ge-
nerelle Neuordnung der Gemeinde-
finanzen geführt werden. Es ist letzt-
lich eine Aufgabe des Bundes, dafür
Sorge zu tragen, dass den Kommu-
nen der Geldhahn für Kulturförde-
rung nicht noch mehr zugedreht
wird. Es kann nicht sein, dass die
Kommunen zwar das Recht und die
Verpflichtung zur Kulturförderung
haben, aber nicht über die dafür er-
forderlichen Mittel verfügen.

Dabei habe ich die Hoffnung,

dass bisher wenig bekannte Beispie-
le aus der so genannten Provinz
stärker ins Rampenlicht der Öffent-
lichkeit gelangen. Lösungen, die an
einer kleinen Kultureinrichtung mit
knappen Budgets entwickelt wur-
den, könnten so zu einer Richt-
schnur für die Modernisierung und
Vitalisierung größerer Einrichtun-
gen, zum Beispiel in Berlin, werden.

Daneben erwarte ich von der En-
quete-Kommission (und in diesem
Punkte ist es wirklich eine originäre
Aufgabe des Deutschen Bundesta-
ges) Antworten auf die vielfältigen
Fragen der wirtschaftlichen und so-
zialen Lage der Künstlerinnen und
Künstler in Deutschland. Hier wird
der Bundestag die gesetzlichen Rah-
menbedingungen anhand der ge-
wonnenen Erkenntnisse überprüfen
müssen. Die FDP hat zum Thema
„Wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung der künstlerischen Berufe
und des Kunstbetriebs in Deutsch-
land“ gemeinsam mit der
CDU/CSU-Fraktion eine „Große An-
frage“ an die Bundesregierung ge-
richtet (BT-Drs. 15/1402). Die Ant-
worten, auf die wir sehr gespannt
sind, werden eine erste Grundlage
für die Arbeit der Enquete bilden
und sie beschleunigen.

Die Aufgaben der Enquete-Kom-
mission sind – soweit es möglich ist
– klar abgegrenzt und dem selbstge-
steckten Zeitrahmen von 2 Jahren
angepasst.

Bei dem Zusammenspiel von
dem Ausschuss für Kultur und Medi-

en und der Enquete-Kommission
erwarte ich ein sehr interessantes
Spannungsverhältnis. Auf der einen
Seite wird der Kulturausschuss wie
bisher Themenkomplexe behan-
deln, die bei der Arbeit der Enquete-
Kommission bewusst ausgeklam-
mert sind. Dies betrifft zum Beispiel
die Bereiche Auswärtige Kulturpoli-
tik, Medienpolitik, Filmförderung,
Urheberrecht u.v.m.

Auf der anderen Seite werden
sich Überschneidungen bei den von
der Enquete-Kommission behan-
delten Themen nicht vermeiden las-
sen, wobei noch nicht absehbar ist,
wie sich dieser Umstand auf die Ar-
beit beider Gremien auswirken wird.
Es wird dabei von Vorteil sein, dass
zwar einige Abgeordnete beiden
Gremien angehören, es ansonsten
aber keine Personenidentität gibt.
Auf diese Weise sind sowohl ein be-
ständiger Informations- und Erfah-
rungsaustausch als auch die Ent-
wicklung neuer und unabhängiger
Ideen gewährleistet.

Eines ist in jedem Falle klar: Der
Stellenwert der Kulturpolitik wird
durch die Enquete-Kommission in
der öffentlichen Wahrnehmung zu-
nehmen. Zumindest besteht hierzu
eine Chance, die wir gemeinsam
nutzen sollten.

Der Verfasser ist kultur- und medi-
enpolitischer Sprecher der FDP-

Bundestagsfraktion ■

Stellenwert der Kulturpolitik wird zunehmen
Erwartungen an die Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ • Von Hans-Joachim Otto, MdB

Aus dem Kulturbereich werden
hohe Erwartungen an die En-

quete-Kommission des Deutschen
Bundestags „Kultur in Deutschland“
gerichtet. Was soll sie nicht alles be-
werkstelligen: die soziale Lage der
Künstlerinnen und Künstler gründ-
lich untersuchen und natürlich ent-
sprechende Vorschläge zur Verbes-
serung derselben unterbreiten, oh-
ne selbstverständlich, so die Stim-
men aus dem Unternehmerlager,
die Kulturwirtschaft zusätzlich zu
belasten. Sie soll die bestehenden
Probleme der Kulturfinanzierung

endlich an der Wurzel anpacken und
Handlungsvorschläge zur Verbesse-
rung der Finanzlage der großen und
kleinen, der überregional ebenso
wie der lokal bedeutenden Einrich-
tungen erarbeiten, ohne mehr Steu-
ern unter anderem auch in der Kul-
turszene selbst einzutreiben. Sie soll
der kulturellen Bildung endlich den
ihr gebührenden Platz verschaffen
und hierfür auch die nötigen Res-
sourcen bereitstellen, ohne mehr
Kosten zu verursachen. Dieses alles
soll sie leisten, ohne in den Zustän-
digkeitsbereich der Länder oder der
Kommunen hineinzuregieren. Die
Aufzählung ließe sich mühelos fort-
setzen oder auch kurz mit der Lö-
sung der Quadratur des Kreises zu-
sammenfassen.

Erste Hinweise auf die Beschrän-
kung, denen die Enquete-Kommis-

sion „Kultur in Deutschland“ unter-
liegt, sind der Debatte zum Einset-
zungsbeschluss vom 3. Juli 2003 zu
entnehmen (Plenarprotokoll 15/56).
Darin warnte der Kulturpolitische
Sprecher der SPD-Fraktion Eck-
hardt Barthel, MdB, davor, die Er-
wartungen zu hoch zu hängen. Die
vereinbarte zweijährige Laufzeit
wird keine großen Sprünge erlau-
ben, sondern verlangen, dass sehr
konzentriert einige wesentliche
Themen herausgegriffen werden.

Die designierte Vorsitzende der
Enquete-Kommission Gitta Conne-

mann, MdB (CDU/CSU) hat in ihrer
Rede den Spannungsbogen der Auf-
gabenbereiche vom Heimatverein
bis zum Staatstheater, vom ehren-
amtlichen Engagement bis zur pro-
fessionellen Kunstübung oder -ver-
wertung aufgezeigt. Im Interview in
dieser Ausgabe von politik und kul-
tur (siehe hierzu Seite 2) betont sie
erneut, dass aus ihrer Sicht auch die
öffentliche Kulturförderung auf den
Prüfstand gestellt werden muss und
über alternative Finanzierungskon-
zepte nachgedacht werden muss.

Die Abgeordneten Helga Daub,
MdB (FDP) und Günter Nooke, MdB
(CDU/CSU), beide Mitglieder der
Enquete-Kommission, verwiesen in
ihren Redebeiträgen in der Bundes-
tagsdebatte vom 3. Juli auf die Große
Anfrage der CDU/CSU-Fraktion und
der FDP-Fraktion „Wirtschaftliche

und soziale Entwicklung der künst-
lerischen Berufe und des Kunstbe-
triebs in Deutschland“. Sie meinten,
dass beide Fraktionen mit dieser
Großen Anfrage der Enquete-Kom-
mission ein gutes Stück Arbeit abge-
nommen habe, da wesentliche Fra-
gen schon herausdestilliert wurden
und die Antwort der Bundesregie-
rung noch in dieser Legislaturperio-
de zu erwarten sei.

Siggi Ehrmann, MdB (SPD), vor
seinem Bundestagsmandat in der
Kulturverwaltung einer Kommune
tätig, rückte die Kommunen stärker
in den Blick. Er warnte davor, nur
auf die Kulturhoheit der Länder zu
schielen. Sind es doch die Kommu-
nen, die den größten Teil der Kultur-
finanzierung schultern, sind doch
hier die Einrichtungen angesiedelt
und leben nicht hier die Menschen,
die Kultur produzieren und nutzen.
Dem eingeleiteten Strukturwandel
im Kultursektor in den Kommunen
sollte seines Erachtens die Enquete-
Kommission besondere Aufmerk-
samkeit schenken.

Auf die Mitglieder der Enquete-
Kommission, Abgeordnete und
Sachverständige, wird es nun an-
kommen, den Einsetzungsbeschluss
mit Leben zu füllen. Sie werden
wahrscheinlich so manch hohe Er-
wartung an die Lösungsmöglichkei-
ten einer Enquete-Kommission ent-
täuschen müssen. Sie werden, so
steht zu hoffen, den gesamten Kul-
turbereich in all seiner Vielfalt von
den professionellen Künstlern, über
die Kultureinrichtungen, die Kultur-
wirtschaft und die kulturellen Laien-
organisationen in den Blick neh-
men. Und sie werden – hoffentlich –
kluge und umsetzbare Vorschläge
zur Verbesserung für die Kultur in
Deutschland formulieren. ■

Auf den Teppich zurück
Möglichkeiten der Enquete-Kommission realistisch einschätzen • Von Gabriele Schulz Mitglieder der 

Enquete-Kommission –
Kultur in Deutschland

SPD-Fraktion

Mitglieder 
Siegmund Ehrmann, MdB
Angelica Krüger-Leißner, MdB
Horst Kubatschka, MdB
Christine Lucyga, MdB
Lydia Westrich, MdB

CDU/CSU-Fraktion

Mitglieder
Gitta Connemann, MdB
Günter Nooke, MdB
Christian Freiherr von 

Stetten, MdB
Matthias Sehling, MdB

Mitglied
Ursula Sowa, MdB

FDP-Fraktion

Mitglied
Hans-Joachim Otto, MdB

Stellvertretende Mitglieder:
Eckhardt Barthel, MdB
Dr. Michael Bürsch, MdB
Petra Merkel, MdB
Ute Kumpf, MdB
Petra Weis, MdB

Stellvertretende Mitglieder
Dr. Christoph Bergner, MdB
Marie-Luise Dött, MdB
Kristina Köhler, MdB
Dorothea Mantel, MdB

Stellvertretendes Mitglied
Dr. Antje Vollmer, MdB

Stellvertretendes Mitglied
Helga Daub, MdB

Die von der SPD benannten Mitglieder der Enquete-Kommission müssen
noch durch die Fraktion bestätigt werden. Die Bestätigung erfolgt voraus-
sichtlich Anfang September.

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Den gesamten Kulturbereich in all seiner 
Vielfalt in den Blick nehmen

Die Sachverständigen-Mitglieder der Enquete-Kommission standen bei
Redaktionsschluss noch nicht fest.
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Die Erhöhung der Rundfunkgebühren
und damit die Rechtfertigung der Ge-
bührenfinanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks sind mal wie-
der in der Diskussion. Der verfas-
sungsrechtliche Kultur- und Bildungs-
auftrag der Rundfunkanstalten wird
dabei nicht grundsätzlich bestritten,
der Unterhalt eigener Rundfunk-
klangkörper aber mitunter schon in
Frage gestellt.

Am 31. Dezember 2004 endet die
laufende Gebührenperiode und

damit der gegenwärtig für die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk- und
Fernsehanstalten sicher kalkulier-
bare Finanzrahmen. Es ist noch
nicht lange her, dass die letzte Ge-
bührenerhöhung nur knapp gegen
den massiven Widerstand des säch-
sischen Landtages durchgesetzt
werden konnte. Die aktuelle Forde-
rung der Anstalten nach einer etwa
zehnprozentigen Erhöhung der
Rundfunkgebühren hat angesichts
der zahlreichen Einsparbemühun-
gen in anderen Bereichen des öf-
fentlichen Lebens im Frühsommer
dieses Jahres zu einer hitzigen politi-
schen Debatte geführt, die in den
nächsten Monaten wohl noch zu-
nehmen wird. Die allgemeine Stim-
mung in den Bundesländern und
den letztlich entscheidenden Län-
derparlamenten für oder gegen eine
Gebührenerhöhung ist gegenwärtig
kaum sicher einzuschätzen; da aber
alle 16 Länderparlamente dem von
der KEF (Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Rund-
funkanstalten) vorgeschlagenen
Prozentsatz zustimmen müssen,
selbst aber Sparhaushalten ausge-
setzt sind, dürfte die Zitterpartie

diesmal noch größer werden.
Einer der Stimmungsmacher in

der Gebührendiskussion ist der Vor-
sitzende der CSU-Medienkommissi-
on, Markus Söder (Jahrgang 1967),
ein anderer Günther H. Oettinger,
Vorsitzender der CDU-Landtags-
fraktion in Baden-Württemberg
(Jahrgang 1953). Söder lehnt in sei-
nem Positionspapier zur „Reform
des Finanzmodells Fernsehen“ vom
April 2003 eine weitere Gebührener-
höhung ab. Schließlich habe die
ARD noch ein Finanzpolster von bis
zu 550 Millionen Euro, im Hörfunk-
bereich gebe es weitere Einspar-
möglichkeiten und insbesondere
bei den Klangkörpern (Chören, Or-
chestern und Big Bands) Diskussi-
onsbedarf, da sie überproportional
teuer seien. Oettinger fordert unter
anderem die mittelfristige Prüfung,
„ob ein Rundfunkorchester nicht
auch Aufgaben in einem Theater der
Region übernehmen kann“. Ernst
Elitz, Intendant des DeutschlandRa-
dios Berlin, verteidigt im Grundsatz
zwar den Kulturauftrag des Rund-
funks und die besonderen Aufgaben
seiner Klangkörper, sieht aber dro-
hende Gefahren aus Tarifverträgen
(„Privilegien der Rundfunkensem-
bles“) sowie steigenden Dirigenten-
und Solistengagen. Die Orchester-
musiker lösten „ein sicheres Ticket
in die Zukunft, wenn sie ... bei Tarif-
verhandlungen ... maßvoll blieben“.
Das Magazin „FOCUS“ (Heft
24/2003, S. 154) schließlich schob
die Rundfunkklangkörper gleich in
den Mittelpunkt der Gebührende-
batte; die Gebührenzahler („40 Mil-
lionen Zwangs-Mäzene“) finanzier-
ten „das gigantische Musikimperi-
um der ARD“, eine „opulente öffent-

lich-rechtliche Musikarmada“.
Die Fakten: Von zehn ARD-An-

stalten (inklusive Deutsche Welle)
verfügen sieben über eigene Klang-
körper. Die kleine Anstalt Radio Bre-
men hat schon seit Jahrzehnten kein
eigenes Ensemble mehr, RBB und
DeutschlandRadio (DLR) sind ne-
ben dem Bund und dem Land Berlin
lediglich Mitgesellschafter in der
Rundfunk-Orchester und -Chöre
GmbH (ROC) in Berlin, die ihrerseits
zwei Sinfonieorchester und zwei
Chöre trägt. Die übrigen sieben
ARD-Anstalten (BR, HR, MDR, NDR,
SR, SWR, WDR) unterhalten acht
Sinfonieorchester, vier Rundfunkor-
chester, vier Big Bands und fünf
Chöre. Das jährliche Gebührenauf-
kommen für ARD und ZDF beläuft
sich aktuell auf zirka 6,6 Milliarden
Euro. Die Personalkosten der ge-
nannten Klangkörper betragen zirka
150 Millionen Euro, also gerade mal
2,4 Prozent des gesamten Gebüh-
renvolumens. Das wird man auch
bei kritischer Würdigung wohl kaum
als überproportionales Missverhält-
nis bezeichnen können.

Markus Söder fordert in seinem
Papier unter anderem auch die
schrittweise Abschaffung der Wer-
bung im öffentlich-rechtlichen
Fernsehen. Sie bringe mit 315
Millionen Euro jährlich ohnehin nur
„geringe Erträge“. Es wird also
durchaus mit unterschiedlichem
Maß gemessen. Auch Günther Oet-
tinger befindet sich mit seiner For-
derung, die Rundfunkorchester mö-
gen doch auch in den kommunalen
Theatern Aufgaben übernehmen,
auf dem Holzweg. Neben gravieren-
den verfassungs- und gebühren-
rechtlichen Bedenken scheinen ihm

die völlig unterschiedlichen Produk-
tionsbedingungen eines (Rundfunk-)
Sinfonieorchesters und eines
Opernorchesters unbekannt zu sein:
Das Opernorchester spielt in der Re-
gel im Repertoirebetrieb jeden Tag
ein anderes Werk, während ein
Rundfunksinfonieorchester projekt-
bezogen Aufnahmen durchführt
und Konzerte in Top-Qualität im ge-
samten Sendegebiet oder darüber
hinaus bestreitet und damit als un-
verwechselbarer Botschafter und
Imageträger seiner Anstalt fungiert.

Auch die zitierte Position von
Ernst Elitz fordert zum Widerspruch
heraus: Tarifverträge enthalten kei-
ne einseitigen „Privilegien“, denn sie
sind das Ergebnis von Verhandlun-
gen zwischen Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite. Merkwürdig ist
auch folgender Umstand: Von den
vier Klangkörpern der auch vom
DLR getragenen ROC GmbH verfügt
nur das Deutsche Symphonie-Or-
chester Berlin über einen gültigen
Tarifvertrag. Seit Jahren wurden dort
überhaupt keine Tarifverhandlun-
gen mehr geführt. Wo also hätte das

von den Musikern geforderte Au-
genmaß gewahrt werden sollen? Die
Gagen für internationale Spitzendi-
rigenten und Spitzensolisten be-
stimmen sich allein nach Marktge-
sichtspunkten. Verantwortet werden
müssen sie von den Klangkörper-
managern und ARD-Intendanten,
die diese Verträge verhandeln und
unterzeichnen, nicht aber von den
Musikern, die darauf überhaupt kei-
nen Einfluss haben.

Fazit: Die Rundfunkklangkörper
der ARD-Anstalten in den Mittel-
punkt der Gebührendebatte zu stel-
len ist billiger, aber gefährlicher Po-
pulismus und lenkt von anderen
kostenträchtigen Baustellen ab. Der
Unterhalt von Rundfunkklangkör-
pern ist unverändert vom verfas-
sungsrechtlichen Kulturauftrag des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks
gedeckt und für die Erfüllung origi-
närer Rundfunkaufgaben unmittel-
bar erforderlich.

Der Verfasser ist Geschäftsführer der
Deutschen Orchestervereinigung. ■

Populismus vermeiden
Rundfunkklangkörper im Zentrum der Gebührendebatte? • Von Gerald Mertens

politik und kultur
stellt zur Diskussion

Seit Erscheinen der Zeitung politik und kultur stellen wir in dieser Rubrik
Beiträge zur Diskussion. Es werden bewusst Artikel publiziert, die zum
Widerspruch reizen, die kulturpolitische Debatte anregen und Diskussionen
hervorrufen sollen. Die Beiträge spiegeln als Namensartikel die Meinung der
Autorinnen und Autoren wieder. 
Die Redaktion erhofft mit dieser Rubrik, die kulturpolitische Debatte zu bele-
ben und jenseits abgestimmter Verbandsmeinungen, die immer einen
Kompromiss darstellen müssen, Anstöße zur künftigen Kulturpolitik zu
geben. 
Widerspruch zu den vorgetragenen Meinungen ist nicht nur erlaubt, sondern
ausdrücklich erwünscht. 

Die Redaktion ■



23. Juni. In drei Tagen werden die
Ministerpräsidenten der Länder und
der Bundeskanzler in Berlin über die
Fusion der Kulturstiftung der Län-
der mit der Kulturstiftung des Bun-
des zur Deutschen Kulturstiftung
entscheiden. Der Deutsche Kultur-
rat lehnt die Planungen der Kultur-
staatsministerin, dass in der künfti-
gen Deutschen Kulturstiftung die
allgemeine Projektförderung, also
die Möglichkeit von Künstlern, Kul-
tureinrichtungen und anderen, An-
träge zur Förderung zu stellen, ent-
fallen soll, grundsätzlich ab. Auch in
der Deutschen Kulturstiftung muss
der Hauptteil der Förderungssum-
me in einem jurierten Antragsver-
fahren vergeben werden. 

Wie wichtig ein transparentes,
unabhängiges Vergabeverfahren ist,

haben die heutigen Entscheidungen
des Stiftungsrates der Kulturstiftung
des Bundes mehr als deutlich ge-
macht. Ohne Einschaltung der
Fachjury wurden vom Stiftungsrat
5,23 Millionen Euro bewilligt. Wa-
rum zum Beispiel aus dem Topf der
Bundeskulturstiftung das Albert
Einstein-Festival in Berlin und Bran-
denburg mit bis zu 1,25 Millionen
Euro gefördert werden soll, verlangt
gerade in Zeiten leerer Kulturkassen
nach einer Erklärung. Die Erläute-
rung der Künstlerischen Direktorin
der Kulturstiftung des Bundes, Hor-
tensia Völckers, dass Albert Einstein
„deutsche Kulturgeschichte“ sei, ist
so richtig wie problematisch. Heißt
das, dass in der Zukunft von der
neuen Deutschen Kulturstiftung,
ohne Einbindung einer unabhängi-

gen Jury, zum Beispiel auch natur-
wissenschaftliche Ausstellungen ge-
fördert werden? Bedeutet das, dass
die Deutsche Kulturstiftung, wie mit
dem Projekt zu schrumpfenden Städ-
ten in der Kulturstiftung des Bundes
begonnen, auch sozialwissenschaftli-
che Vorhaben fördern wird? 

Im Jahr soll die neue Deutsche
Kulturstiftung künftig 46 Millionen
Euro für Kunst und Kultur vergeben.
Sie wird, sollte die Fusion klappen,
die größte Kulturstiftung Europas
werden. Sie wird die einzige Einrich-
tung sein, die in einem solchem
Umfang freie, nicht langfristig ge-
bundene Mittel für Kunst und Kultur
zur Verfügung stellen kann. Dies ver-
pflichtet zu einer besonderen Ver-
antwortung und Sorgfalt bei der
Mittelvergabe. Es ist nicht vorstell-

bar, dass in der Zukunft keine unab-
hängige Jury über die Vergabe der
Fördermittel entscheiden soll. Eine
unabhängige Jury mit Experten aus
dem kulturellen Leben käme sicher
nicht auf die Idee, eine Ausstellung
zum 50. Todestag von Albert Ein-
stein und zur Relativitätstheorie zu
unterstützen, wenn gleichzeitig vie-
le kleinere Vorhaben von Künstlern
nicht stattfinden können, weil eini-
ge tausend Euro fehlen. So relativ ist
die Definition von Kunst und Kultur
nun auch wieder nicht. 

26. Juni. Bei dem heutigen Tref-
fen der Ministerpräsidenten mit
dem Bundeskanzler sollte unter die
seit fünf Jahren geführte Debatte um
die Zuständigkeit der Länder und
des Bundes in Fragen der Kulturför-
derung ein Schlussstrich gezogen

werden. Das Sahnehäubchen dieser
so genannten „Systematisierung der
Kulturförderung“ zwischen Bund und
Ländern sollte die Fusion der Kultur-
stiftung des Bundes mit der Kultur-
stiftung der Länder werden. Am Wi-
derstand Bayerns scheiterte dieses
Vorhaben in der letzten Minute. 

Hauptstreitpunkt ist die Frage,
mit welcher Mehrheit die Länder
verhindern können, dass der Bund
zusätzliche Aufgaben in der Kultur-
förderung im Inland übernimmt.
Bayern fordert ein Vetorecht für je-
des Bundesland, die Bundesregie-
rung hat ein Ein-Drittel Quorum an-
geboten. 

Föderalismus, Kulturförderung Ost und „Mythos RAF“
Ein Sommertagebuch von Olaf Zimmermann
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„Bund und Länder bekennen sich zu
einer engen Zusammenarbeit in der
Kulturförderung“, so beginnt ein Do-
kument, das für die weitere kulturel-
le Entwicklung Deutschlands durch-
aus hätte bahnbrechend werden
können, wenn es denn die Regie-
rungschefs von Bund und Ländern
am 26. Juni 2003 vereinbart hätten.
Nach über zwei Jahren intensiver
Verhandlungen zwischen der Beauf-
tragten der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien (BKM) und den
Staatskanzleien der Länder sollte
nicht mehr das Trennende, sondern
das Gemeinsame im Vordergrund
stehen. Oder wie es in der ausgehan-
delten Verständigung heißt: „Die
Stärkung der Kulturstaatlichkeit
Deutschlands und die Förderung des
kulturellen Lebens im Innern und
nach Außen ist gemeinsame politi-
sche Aufgabe von Bund und Ländern
im Rahmen ihrer jeweiligen Verant-
wortung.“

Der regelmäßig halbjährlich
stattfindenden Regierungschef-

konferenz war das Eckpunktepapier
sowohl zur Systematisierung der
Kulturförderung wie auch zur Zu-
sammenführung der Kulturstiftung
des Bundes und der Kulturstiftung
der Länder vorgelegt worden. Auf
Initiative von Kulturstaatsministerin
Christina  Weiss hatten die Minister-
präsidenten Ost überdies beschlos-
sen, die ostdeutsche Stiftung Kultur-
fonds mit den beiden Künstlerhäu-
sern Wiepersdorf und Ahrenshoop
in die neue Kulturstiftung einzu-
bringen. Auch dies war sodann in
das Eckpunktepapier aufgenommen
worden. Die so entstehende „Deut-
sche Kulturstiftung“ sollte sichtba-
rer Ausdruck jener neuen Gemein-
samkeit von Bund und Ländern im
Kulturbereich sein.

Noch bis in die Sitzung der Mi-
nisterpräsidenten, die am Vormittag
des 26. Juni 2003 der nachmittäg-
lichen Regierungschefbesprechung
vorgeschaltet war, hatte es Abstim-
mungen zwischen BKM und der
Länderseite gegeben. Denn das
Land Bayern bestand hartnäckig da-
rauf, so genannte Finanzierungs-
grundsätze für künftige Bundesför-
derungen festzuschreiben, wogegen
vor allem das Bundesfinanzministe-
rium Bedenken hatte. Darüber wur-
de noch während der Ministerpräsi-
dentenkonferenz-Sitzung ein Kom-
promiss erzielt, so dass zum einen
diese Forderung, aber auch eine Ge-
genforderung des Bundes in das
Eckpunktepapier aufgenommen
wurde. 

Die Ministerpräsidenten stimm-
ten dem Eckpunktepapier zu, ließen
aber noch zwei Punkte für die Be-
sprechung mit dem Bundeskanzler
offen:
a) den Namen der neuen Stiftung,

wobei es um den Länderwunsch
ging, einen Zusatz zum Hauptna-
men „Deutsche Kulturstiftung“
aufzunehmen: „Kulturstiftung der
Länder und des Bundes“, was für
den Bund nur in der umgekehrten
Reihenfolge akzeptabel gewesen
wäre; 

b) die Abstimmungsquoren beim
Konsultationsverfahren sowie bei
Stiftungsratsbeschlüssen in Kom-
petenzfragen:

• Ein Land oder ein Drittel der Län-
der bezüglich der Einordnung als
streitige Bundeskompetenz? (so-
gen. Beanstandungsquorum),

• Alle Länder oder Zwei-Drittel-
Mehrheit bei Länder-Zustimmung
trotz streitiger Bundeskompetenz?
(sogen. Zustimmungsquorum). 

Seitens der Verhandlungsführer der
Länder, der Chefs der Staatskanzlei-
en von Baden-Württemberg und
Bremen, war signalisiert worden, in
beiden Punkten sei letztlich ein
Konsens mit dem Bund sicher. Bei
den Abstimmungsquoren gab es ei-
ne Vorverständigung auf eine Ein-
Drittel- beziehungsweise Zwei-Drit-
tel-Mehrheit, nachdem der Bund
vorher immer eine Beanstandung
durch alle Länder beziehungsweise
im Streitfall eine Ablehnung der
Bundeskompetenz durch alle Län-
der verlangt hatte. Diese Position
findet sich auch in dem Eckpunkte-
papier wieder (Ziff. I.3. mit Fußn. 2,
3). Der Bund hatte in den Verhand-
lungen stets ausdrücklich erklärt,
dass ein Vetorecht eines Landes völ-
lig unannehmbar sei. 

Die Länder einschließlich Bay-
ern hatten nach ihrer Sitzung nicht
zu erkennen gegeben, dass an dieser
Frage der Abschluss der Verhand-
lungen scheitern könnte. Andern-
falls wäre der Tagesordnungspunkt
von vornherein seitens des Bundes
abgesetzt worden. In der Bespre-
chung mit dem Bundeskanzler be-
grüßte der Bayerische Ministerprä-
sident zwar grundsätzlich das Ver-
handlungsergebnis und die Zusam-
menlegung der beiden Kulturstif-
tungen. Es seien aber noch nicht al-
le Fragen geklärt, etwa zum Abstim-
mungsverhalten in den Gremien der
neuen Stiftung. Für die Kulturhoheit
seines Landes sei es eine substanzi-
elle Bedingung, dass die Stimme ei-
nes Landes ausreiche, um die Bun-
deskompetenz in Frage zu stellen. 

Es war offenkundig, dass alle 15
anderen Länder mit einer solchen
kompromisslosen Haltung Bayerns
nicht gerechnet hatten. Kultur-
staatsministerin Weiss bedauerte in
der Regierungschefbesprechung die
Nichterreichbarkeit einer Verständi-
gung, erklärte aber genauso unmiss-
verständlich, dass die Extrempositi-
on Bayerns völlig unakzeptabel sei.
Weitere Bund-Länder-Gespräche
über eine Zusammenführung der
Kulturstiftung des Bundes und der
Kulturstiftung der Länder seien erst
dann wieder sinnvoll, wenn sich die
Länder untereinander auf eine ge-
meinsame und konsensfähige Posi-
tion verständigt hätten. 

Nach Auffassung der Kultur-
staatsministerin geht es nicht an,
dass in einer gemeinsamen Stiftung
wie auch bei dem angedachten Kon-
sultationsverfahren ein Land alles
blockieren kann. Der Bund könne
einen solchen „Würgegriff“ nicht ak-
zeptieren; er würde sich in die Ge-
fahr begeben, im Falle neuer Förde-
rungen unsachgemäßen Junktims
einzelner Länder ausgesetzt zu sein. 

Auf Bundesseite hat die Kultur-
staatsministerin für ihre Haltung all-
seitig Zustimmung gefunden. Im
Ausschuss für Kultur und Medien
des Deutschen Bundestages wurde
am 02. Juli 2003 die bayerische Posi-
tion parteiübergreifend als für den
Bund unannehmbar abgelehnt. Die
Kulturstaatsministerin wurde mas-
siv darin unterstützt, dass, wenn
nochmals neu verhandelt werden
sollte, dann auch die Bedingungen
neu zu klären sind. Der Bund war in
der Schlussphase der Verhandlun-
gen – gerade unter bayerischem
Druck – den Ländern weit entgegen-
gekommen. Solche in letzter Minute
gegebenen Zugeständnisse, etwa die
Vereinbarung von Finanzierungs-
grundsätzen, können, so das Mei-
nungsbild im Kulturausschuss, nicht
mehr aufrechterhalten werden. Bei
einem endgültigen Scheitern der
Verhandlungen müsse dies außer-
dem Konsequenzen für die bisheri-
ge, in den letzten Jahren hälftige
Mitfinanzierung der Kulturstiftung
der Länder durch den Bund haben.
Im Sinne der gerade von Länderseite
immer wieder geforderten klaren
Aufgabenverteilung und damit auch
Finanzierungsverantwortung solle
der Bund sich dann hieraus zurück-
ziehen und seine Mittel auf die Kul-
turstiftung des Bundes konzentrie-
ren.

Weitere Bund-Länder-Gesprä-
che wird es nach der Direktive der
Kulturstaatsministerin bis zum Er-

gebnis des erforderlichen länderin-
ternen Abklärungsprozesses nicht
geben. Die Verhandlungsführer der
Länder haben ihrerseits mitgeteilt,
auch sie sähen die Notwendigkeit,
zunächst im Kreis der Länder „eini-
ge Klärungen“ herbeizuführen. Der
Bund wird jetzt noch bis Ende
Herbst zuwarten, danach allerdings
die gegebenenfalls notwendigen
Entscheidungen zu treffen haben.
Eines ist klar: Der Bund hat mit der
Kulturstiftung des Bundes eine her-
vorragende Einrichtung, und der
Bund wird – wenn keine Vereinba-
rung mit den Ländern zustande
kommt – im Bereich der Kulturför-
derung weiter nach dem bisherigen
Grundsatz fördern, dass er für ge-
samtstaatlich bedeutsame Kultur-
einrichtungen und -vorhaben eine
Zuständigkeit besitzt. Letzteren
Standpunkt hat er übrigens auch
nicht in dem Eckpunktepapier auf-
gegeben; dort ist mit dem Konsulta-
tionsverfahren für künftige Bundes-
förderungen auf der Grundlage von
zwei Körben (Korb 1: aus Sicht der
Länder unstreitige Bundeskompe-
tenzen; Korb 2: aus Sicht der Länder
streitige Bundeskompetenzen) nur
eine pragmatische Lösung von Kom-
petenzkonflikten versucht worden.

Ein handfestes Ergebnis der Ver-
handlungen kann zudem, selbst bei
einem Scheitern der Stiftungsfusion,
festgehalten werden. Die Länder ha-
ben in der Ministerpräsidentenkon-
ferenz (dokumentiert durch das Er-
gebnisprotokoll) das Eckpunktepa-
pier mit Datum vom 26. Juni 2003,
unter Offenlassung der beiden ge-
nannten Punkte, als Beschluss-
grundlage für das Gespräch mit dem
Bundeskanzler zustimmend zur
Kenntnis genommen. Damit haben
sie der darin vorgenommenen Sys-
tematisierung der derzeitigen Bun-
desförderungen und folglich der
grundsätzlichen Beibehaltung des
status quo zugestimmt (Ziff. I.2.).
Nach BKM-Auffassung können die
derzeitigen Förderungen des Bun-
des somit künftig nicht mehr im
Streit sein. Und zweitens können für
die Zukunft jedenfalls solche neuen
Förderungen des Bundes ländersei-
tig kompetenzrechtlich nicht in Fra-
ge gestellt werden, die unter den
Korb 1 des Eckpunktepapiers subsu-
mierbar sind. Unstreitig mit den
Ländern ist danach etwa die – unbe-
fristete – Kompetenz zur Förderung
der kulturellen „Leuchttürme“ in
den neuen Ländern sowie für die 26
Stätten des Weltkulturerbes in
Deutschland. Aber auch die Kompe-
tenzzuweisung für die „Repräsenta-

tion des Gesamtstaates einschließ-
lich der gesamtstaatlichen Darstel-
lung und Dokumentation der deut-
schen Geschichte“ ist eine wichtige
Klarstellung.

Ein drittes greifbares Ergebnis
der Verhandlungen ist der bereits in
der Ministerpräsidentenkonferenz-
Sitzung vom Oktober 2002 still-
schweigend vorgenommene Ver-
zicht auf den ursprünglich im De-
zember 2001 beschlossenen Rück-
zug der Länder aus der 25-prozenti-
gen Mitfinanzierung des Betriebs-
haushaltes der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz. Es hat sich letztlich
auch bei den Ministerpräsidenten
die Erkenntnis durchgesetzt, dass
im Kulturbereich gemeinsame Fi-
nanzierungen nicht grundsätzlich
von Übel sind, sondern geradezu
angesichts der häufig ortsbezoge-
nen und gleichzeitig nationalen Be-
deutung einer Kultureinrichtung
oder -vorhabens geboten sind. Aus
Sicht der Kultureinrichtungen ist ei-
ne Bundesförderung stets von Vor-
teil: Sie ist nicht nur ein „Gütesie-
gel“, sondern sichert auch, insbe-
sondere wenn Finanzierungsverträ-
ge abgeschlossen sind, gleichzeitig
das meist parallele finanzielle Enga-
gement von Land, Kommune oder
Dritten.

Zwischenzeitlich scheint im üb-
rigen ganz allgemein die Neuord-
nung oder – wie einige „Hardliner“
auf Länderseite es noch vor zwei
Jahren forderten – völlige Abschaf-
fung der Mischfinanzierungen und
Gemeinschaftsaufgaben nicht mehr
im Vordergrund der Reformüberle-
gungen zum Föderalismus zu ste-
hen. Die Länder wollen, wie jüngs-
ten Zeitungsberichten zu entneh-
men ist, dieses nicht zu einem
Schwerpunkt der Verhandlungen in
der Verfassungskommission, die im
Herbst eingerichtet werden soll, ma-
chen. Vielleicht hat die intensive Be-
schäftigung der Staatskanzleien mit
dem Kulturbereich auch insoweit ei-
ne gewisse Beruhigung gebracht. 

Immerhin diese aufgezeigten
Fortschritte haben den zwei Jahre
langen Verhandlungsmarathon ge-
lohnt. 

Das Eckpunktepapier kann her-
untergeladen werden unter: 
http://www.kulturrat.de/dokumen-
te/eckpunktepapier.htm

Der Verfasser ist Leiter der 
Gruppe K1(Grundsatz)

bei der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien ■

(Still-)Stand der Systematisierung der Kulturförderung 
Zusammenführung der Kulturstiftungen von Bund und Ländern – Resümee und Ausblick nach dem jüngsten bayerischen Veto • Von Günter Winands

Weiter auf Seite 7
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Dass die Kulturstiftung des Bun-
des und die Kulturstiftung der Län-
der noch nicht sofort fusioniert wer-
den können, ist bedauerlich, aber
keine wirkliche Katastrophe. Die
jetzt anstehende erneute Diskussion
zwischen dem Bund und den Län-
dern beinhaltet die Chance, die von
vielen, auch vom Deutschen Kultur-
rat, vorgebrachten Bedenken an
dem von der Kulturstaatsministerin
Christina Weiss vorgelegten Konzept
zur Fusion der Kulturstiftung des
Bundes mit der Kulturstiftung der
Länder in die neuen Überlegungen
einzubeziehen. 

Eine wirkliche Katastrophe ist,
dass die Diskussion über die Zustän-
digkeiten zwischen Bund und Län-
dern jetzt wieder aufgebrochen ist.
Nun werden wir wohl noch einige
Zeit die unerquickliche Diskussion
weiter führen, wer denn nun für was
im Kulturbereich zuständig ist. Die-
se Diskussion rettet keine einzige
unterfinanzierte Kultureinrichtung
und schafft auch keine dringend be-
nötigte Förderung für Künstler. 

Der Bayerische Ministerpräsi-
dent und die Kulturstaatsministerin
haben sich bei ihrer heutigen Aktion
nicht mit Ruhm bekleckert. Der Bay-
erische Ministerpräsident hat dem
Bundeskanzler auf Kosten der Kul-
tur gezeigt, dass er noch da ist. Die
Kulturstaatsministerin war sich ih-
res Sieges so sicher, dass sie begrün-
dete Einwände gegen ihr Konzept in
den letzten Wochen standhaft igno-
riert hat. Nun wird wieder darum ge-
stritten, wer die Probleme lösen
darf, und nicht, wie die Probleme zu
lösen sind. Das ist ein großer Schritt
zurück, leider.

02. Juli. Der Bund wird künftig
dauerhaft mit 22 Millionen Euro
Kultureinrichtungen, die bislang
vom Land Berlin finanziert wurden,
fördern. Die Akademie der Künste,
die Stiftung Deutsche Kinemathek
und der Betriebshaushalt des Ham-
burger Bahnhofs sollen nach den
Vorstellungen der Kulturstaatsmi-
nisterin künftig vom Bund allein ge-
tragen werden. Die  Autonomie der
Einrichtungen soll nicht angetastet
werden. Dem Land Berlin wird da-
mit neuer finanzieller Spielraum im
Kulturetat verschafft. In diesen Zei-
ten dauerhaft 22 Millionen Euro zu-
sätzlich für die Kulturförderung des
Bundes dem Finanzminister abzu-
knöpfen, ist eine beachtenswerte
Leistung. Hut ab, Frau Staatsminis-
terin. Der Bund ist in Vorleistung ge-
treten, jetzt liegt die Verantwortung
beim Land Berlin, die Finanzierung
seiner Kultureinrichtungen dauer-
haft zu sichern.

11. Juli. Ich teile das „Unver-
ständnis“ der Kulturminister von
Brandenburg, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen über die Ent-
scheidung der Kulturstaatsministe-
rin Christina Weiss, das Investitions-
programm „Kultur in den neuen
Ländern“ in Höhe von 30 Millionen
Euro im Jahr zum Jahresende aus-
laufen zulassen. Die Nähe zum 22
Millionen Euro-Geschenk ist auffal-
lend, aber offensichtlich trotzdem
ein unglücklicher Zufall.

Die Kulturstaatsministerin irrt,
wenn sie glaubt, dass die Kulturför-
derung des Bundes für die neuen
Länder laut Einigungsvertrag von
Anfang an nur als Übergangshilfe
angelegt gewesen sei. Zentrale Aus-
sage des Einigungsvertrages für die
Kultur ist, dass die kulturelle Sub-
stanz in Ostdeutschland keinen
Schaden nehmen darf. Der erste
Kulturstaatsminister Deutschlands,
Michael Naumann, hat diese bin-
dende Aufforderung des Einigungs-
vertrages gesehen und das Investiti-
onsprogramm „Kultur in den neuen
Ländern“ gestartet. Sein Nachfolger,
Julian Nida-Rümelin, hat das Pro-
gramm weitergeführt, weil die tei-

lungsbedingten Folgen gerade in der
kulturellen Infrastruktur in Ost-
deutschland immer noch unüber-
sehbar sind. Kulturstaatsministerin
Christina Weiss muss jetzt unter Be-
weis stellen, dass ihre Entscheidung,
das Investitionsprogramm „Kultur
in den neuen Ländern“ Ende des

Jahres zu beenden, dem Geist des
Vertrages über die Herstellung der
Einheit Deutschlands wirklich ge-
recht wird.

22. Juli. Die geplante Ausstellung
in Berlin über die Auseinanderset-
zung von Kunst und Kultur mit der
Terrororganisation „Rote Armee
Fraktion“ hat bei zahlreichen Politi-
kern und den Angehörigen der RAF-
Opfer heftige Kritik ausgelöst. Sie se-
hen in dem Konzept zur Ausstellung
mit dem Titel „Mythos RAF“ die Ge-
fahr einer Mystifizierung der RAF.
Zudem kritisieren sie, dass die Aus-
stellung mit öffentlichen Geldern
gefördert wird und verlangten eine
Rücknahme der Zuwendungen von
100.000 Euro aus dem Hauptstadt-
kulturfonds. Kulturstaatsministerin
Christina Weiss ist von Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder beauftragt
worden, diese Entscheidung des
Hauptstadtkulturfonds zu überprü-
fen. 

23. Juli. Es ist bedrückend, dass
die Kulturstaatsministerin Christina
Weiss nicht nur das Investitionspro-
gramm „Kultur in den neuen Län-
dern“ zum Jahresende auslaufen
lassen will, sondern auch das Denk-
malschutzprogramm „Dach und
Fach“ einstellen wird. Das „Dach
und Fach-Programm“ als „kleines“
Denkmalschutzprogramm mit ei-
nem Volumen von 6,1 Millionen Eu-
ro jährlich hat einen wesentlichen
Beitrag zum Erhalt des kulturellen
Erbes in den neuen Ländern gelei-
stet. Mit Hilfe des „Dach und Fach-
Programms“ konnten zahlreiche
Dorfkirchen vor dem Verfall gerettet,
schimmelige Wände in Schlössern
trockengelegt oder auch Kirchtürme
vor dem Einsturz bewahrt werden.
Jeder Euro, der vom Bund in das
Programm investiert wurde, verviel-
fachte sich. Die Länder mussten ih-
rerseits Mittel für das jeweilige Res-
taurierungsvorhaben bereitstellen,
zusätzlich haben die Eigentümer
der Gebäude Eigenmittel aufge-
bracht und zu einem nicht unerheb-
lichen Teil haben die Bürgerinnen
und Bürger durch Spenden zum Er-

halt von lokalen Kulturgütern beige-
tragen. 

Mit Hilfe des „Dach und Fach-
Programms“ wurden eben nicht die
großen öffentlichkeitswirksamen
Denkmäler restauriert, für deren
Restaurierung auch mit Glück Spon-
soren gewonnen werden können.

Das „Dach und Fach-Programm“
zielte gerade darauf ab, in den Dör-
fern und kleineren Städten kostbare
Bausubstanz und Kristallisations-
punkte des kulturellen Lebens vor
Ort zu erhalten. Das „Dach und
Fach-Programm“ hat damit einen
wertvollen Beitrag zum Erhalt der
kulturellen Substanz geleistet. Re-
gionen, die von Abwanderung be-
droht sind, wie es in Ostdeutschland
vielfach der Fall ist, brauchen kultu-
relle Orte der Identifikation. 

Der ersatzlose Wegfall des Dach
und Fach-Programm ab 2004 wird
dazu führen, dass zahlreiche Bau-
denkmäler dem Verfall preisgegeben
werden. Darüber hinaus werden vie-
le Arbeitsplätze in kleineren und
mittleren Handwerksbetrieben ver-
nichtet. Ein Effekt, der sich gerade in
strukturschwachen Regionen in
Ostdeutschland verheerend auswir-
ken wird. Es entsteht ein Dominoef-
fekt, in dem immer mehr an kultu-
reller Substanz verloren geht. 

Es ist bitter, dass die Kultur-
staatsministerin ihre Kräfte in den
neuen Bundesländern immer deut-
licher auf die kulturellen Leuchttür-
me konzentriert. Es ist sehr unwahr-
scheinlich, dass aus den Solidarpakt
II-Mitteln, wie die Kulturstaatsmi-
nisterin glaubt, die nun gerissene Fi-
nanzierungslücke im Denkmal-
schutzprogramm geschlossen wird.
Wir fordern deshalb den Bundes-
bauminister und Beauftragten für
den Aufbau Ost, Manfred Stolpe,
auf, das „Dach und Fach-Pro-
gramm“ zu retten und in seiner Re-
gie fortzusetzen.

29. Juli. Die Staatsministerin hat
sich erneut dafür eingesetzt, für die
Kulturförderung in den neuen Län-
dern Mittel des Solidarpaktes II zu
investieren. Sie will mit den Minis-
terpräsidenten der neuen Länder
über die künftige Kulturförderung
sprechen. Ihre Fachkollegen, die
Kulturminister der neuen Bundes-
länder, haben schon versucht, der
Kulturstaatsministerin zu erklären,
dass es mehr als unwahrscheinlich
ist, dass Mittel aus dem Solidarpakt

II in bedeutender Größenordnung
in die Kultur umgeleitet werden. Der
Druck auf die Kulturstaatsministe-
rin, ihre Entscheidung zum Investi-
tionsprogramm „Kultur in den neu-
en Ländern“ und zum Denkmal-
schutzprogramm „Dach und Fach“
zu korrigieren, wächst. 

30. Juli. Die Berliner Festwochen
sollen künftig die „Sehnsucht nach
Glanz“ bedienen, sagt die Kultur-
staatsministerin heute. Mir stellt
sich die Frage, wie eine solche Even-
tisierung der Bundeskulturpolitik
mit einer Politik der Nachhaltigkeit,
die die Bundesregierung sich in an-
deren Politikfeldern auf die Fahnen
geschrieben hat, zu vereinbaren ist. 

Kultureinrichtungen in den
Städten und Gemeinden sind auf
Grund der Finanznot der Kommu-
nen akut bedroht. Aller Orten wird
über Schließungen und Fusionen
gesprochen. Das Setzen auf Events
und auf den Glanz besonderer Er-
eignisse durch den Bund leistet ei-
ner Kulturpolitik Vorschub, die eben
nicht nachhaltig auch das fördert,
was es schwer hat und damit einen
wesentlichen Beitrag zum kulturel-
len Leben in Deutschland leistet.

Der geplante Deutsche Theater-
preis wäre ein Signal gewesen, dass
sich mutige Kulturpolitik in den
Städten lohnt. Ihn jetzt nicht einzu-
richten, wie von der Staatsministe-
rin ebenfalls heute verkündet, weil
die Fusion der Kulturstiftung des
Bundes und der Kulturstiftung der
Länder vorerst geplatzt ist, hat den
faden Beigeschmack einer „beleidig-
ten Leberwurst“. Das Argument, den
Deutschen Theaterpreis nicht ins
Leben rufen zu können, weil damit
ein Theater in einem Bundesland
gefördert wird, scheint an den Haa-
ren herbeigezogen zu sein. Alle von
Staatsministerin Weiss geförderten
Projekte oder Institutionen haben
ihren Sitz in einem Bundesland. 

Wenn der Bund keine Vorhaben
oder Einrichtungen in Ländern
mehr fördern will, kann er sich nur
noch auf die Auswärtige Kulturpoli-
tik zurückziehen und die liegt be-
kanntermaßen in der Zuständigkeit
des Auswärtigen Amtes. 

Ich beobachte mit Sorge, dass
die Eventisierung der Kulturpolitik
nun auch von Bundesseite mit
Nachdruck vorangetrieben wird,

statt sich auf die Gestaltung der
Rahmenbedingungen zu konzent-
rieren. Ich habe mehr Sehnsucht
nach nachhaltiger Kulturpolitik als
Sehnsucht nach Glanz.

04. August. Bundesbauminister
Manfred Stolpe ist unserer Bitte ge-
folgt und hat sich heute gegen die
Streichung des Denkmalschutzpro-
gramms „Dach und Fach“ ausge-
sprochen. Wir unterstützen den
Bundesbauminister bei seinen Be-
mühungen, das „Dach und Fach-
Programm“ für die neuen Länder zu
retten. Manfred Stolpe hat Recht,
wenn er sagt, dass mit wenigen Mil-
lionen große Hilfe geleistet werden
kann, gerade bei der Verhütung des
Verfalls kulturell wertvoller Gebäude
wie Kirchen, Gutshäusern oder Ähn-
lichem. Noch brauchen die Kommu-

nen und auch die Länder im Osten
die Unterstützung vom Bund, damit
dieses breite Engagement möglich
ist. Ich freue mich, dass der Bundes-
bauminister zugunsten des Denk-
malschutzprogramms im parlamen-
tarischen Verfahren Einfluss neh-
men will.

12. August. Ich beobachte mit
großer Sorge die nicht enden wol-
lende Debatte über die geplante
RAF-Ausstellung in Berlin. Für den
Deutschen Kulturrat ist seit seiner
Gründung vor 20 Jahren das Eintre-
ten für die Kunst-, Publikations- und
Informationsfreiheit die Grundlage
seiner Arbeit. Ich kann mich noch
gut erinnern, wie 1983 der damalige
Bundesinnenminister Friedrich
Zimmermann (CSU), in dessen Zu-
ständigkeitsbereich auch die Kultur-
und Filmförderung fiel, die Auszah-
lung der letzten Rate der Förderung
für Herbert Achternbuschs Film
„Das Gespenst“, da er den Film für
religionsfeindlich hielt, verweigerte.
Nach langen Prozessen gewann im
Jahr 1992 endlich der Regisseur Ach-
ternbusch und damit die Kunstfrei-
heit. Künstler, Intellektuelle und die
Verbände des Kulturbereiches ha-
ben sich seiner Zeit entschieden
hinter den Filmemacher Herbert
Achterbusch gestellt. Man muss
jetzt bei der Debatte um die geplan-
te RAF-Ausstellung aufpassen, dass
der Geist der achtziger Jahre nicht in
die Kulturpolitik zurückkehrt. Auch
im „Fall“ der RAF-Ausstellung ist die
Juryentscheidung zu akzeptiert und
es darf keine staatliche Einflussnah-
me unternommen werden. Jedem
bleibt es selbstverständlich unbe-
nommen, nach Eröffnung der Aus-
stellung diese scharf zu kritisieren. 

13.August. Kulturstaatsministe-
rin Christina Weiss wehrt sich gegen
unseren Vorwurf, staatlichen Ein-
fluss auf die geplante RAF-Ausstel-
lung zu nehmen. Es gehe lediglich
um eine Prüfung des Vergabe-Ver-
fahrens, sagt ihre Sprecherin Caroli-
ne König heute. Dabei soll geprüft
werden, ob die Bedingungen, unter
denen die Ausstellungsmacher den
Zuschlag erhielten, auch eingehal-
ten wurden. Aber ist es keine staatli-
che Einflussnahme, wenn Frau
Weiss fordert, dass der Titel und das
Konzept der Ausstellung verändert
werden sollen und das die Ausstel-

lungsmacher mit der Bundeszentra-
le für Politische Bildung und dem
Hamburger Institut für Sozialfor-
schung sowie mit den Angehörigen
der RAF-Opfer zusammenarbeiten
müssen. Für Kunstausstellungen hat
man bislang das Kriterium der Aus-
gewogenheit nicht gekannt. Es gibt
keine ausgewogene Kunst. Und wir
haben im Moment einen Mythos
Rote Armee Fraktion. Wenn man
sich in der Stadt umschaut, dann
sieht man Jugendliche, die auf ihren
T-Shirts das Emblem der RAF tra-
gen. Damit müssen wir uns doch
auseinander setzen, und ich halte es
für richtig, dass gerade Künstler sich
nach so vielen Jahren diesem Thema
ohne staatliche Einflussnahme wid-
men. ■

Fortsetzung von Seite 6

Gerettete Bausubstanz – gerettete kulturelle Substanz: zwei Ansichten der Dorfkirche
Rossin in Mecklenburg-Vorpommern (gefördert durch das Dach und Fach-Programm).

Fotos : Axel Gülstorff
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Die Mitgliederversammlung des
Deutschen Museumsbundes wählte
am 6. Mai 2003 in Berlin Dr. Michael
Eissenhauer, Direktor der Staat-
lichen Museen Kassel, zum neuen
Präsidenten. politik und kultur prä-
sentiert Dr. Eissenhauers Statement
zu seinen wichtigsten Anliegen für
die vierjährige Amtszeit.

Nach achtjähriger Präsident-
schaft meines Kollegen Dr.

Martin Roth hängt die Messlatte für
das Amt des neuen Präsidenten und
meine Kolleginnen und Kollegen im
Vorstand hoch. Unser Ziel muss
sein, den Verband einerseits als wir-
kungsvollen Dach-, Service- und In-
teressensverband der deutschen
Museen zu stabilisieren und weiter
auszubauen, andererseits müssen
wir uns weiterhin in der museums-
politischen Diskussion intensiv zu
Wort melden. 

Unmittelbar nach meinem
Amtsantritt häuften sich bereits die
Negativ-Schlagzeilen: die drohende
Aufgliederung der seit fast 500 Jah-

ren organisch gewachsenen Staatli-
chen Kunstsammlungen Dresden
auf vier Landesmuseen, die Existenz
bedrohenden Löcher in allen Lan-
des- und Kommunalhaushalten und
die damit verbundene Schließung
traditionsreicher Museen und die –
ebenfalls der finanzpolitischen Mi-
sere geschuldeten – Forderungen
nach der Veräußerung von Samm-
lungsbeständen. 

In der Zusammenschau solcher
Meldungen drängt sich die Frage
auf, ob sie tatsächlich allein der un-
abweisbar bestehenden Finanzmi-
sere geschuldet sind, oder ob dahin-
ter womöglich ein Paradigmen-
wechsel der Politik zu erkennen ist.
Dient die allerorten desolate Haus-
haltslage einer immer hektischer
agierenden Politik als Alibi, zuneh-
mend dirigistisch in den Kulturbe-
reich einzugreifen? Was als finanzi-
elle Last empfunden wird, wird ab-
gewickelt, was nützlich scheint, wird
tagespolitischen Interessen funktio-
nal untergeordnet? Angesichts der
Tatsache, dass sich die Gestaltungs-

spielräume der föderalen und kom-
munalen Politik unter den ord-
nungspolitischen Vorgaben Berlins
und Brüssels zunehmend verengen,
wäre dies noch nicht einmal ver-
wunderlich. Eine Politik, die im re-
gionalen Kontext Akzente setzen
will, muss sich über kurz oder lang
gewissermaßen zwangsläufig der
Kultur als einem der letzten Gestal-
tungsfelder zuwenden, die nicht
durch nationales oder europäisches
Recht determiniert sind. Politiker
auf den hier schlummernden Ge-
staltungs- und Profilierungsspiel-
raum aufmerksam zu machen, sehe
ich in der derzeitigen Krise der Mu-
seen als deren epochale Chance an.

Die Existenz bedrohenden Lö-
cher in den Landes- und Kommu-
nalhaushalten haben unmittelbare
Auswirkungen auf alle Kulturinstitu-
tionen – und somit auch die Muse-
en: In den letzten 30 Jahren hat sich
deren Anzahl in Deutschland (Ost
und West) auf über 6.000 verdrei-
facht! Allein seit Anfang der 1990er
Jahre sind über 2.000 neue Institu-

tionen hinzugekommen! Hier müs-
sen wir uns der Frage stellen, ob sich
seither auch das erhaltenswerte kul-
turelle Erbe der mitteleuropäischen
Menschheit ebenfalls verdreifacht
hat oder ob es sich womöglich hier
und da um kulturpublicity-orien-
tierte Institutionen zur Pflege bevöl-
kerungsnaher Befindlichkeiten han-
delt. Selbst Museen sollten nicht nur
um ihrer reinen Existenz willen be-
stehen. Ihr jeweiliger Auftrag und ih-
re Funktion sollten stets allgemein-
gültig überprüfbar und belegbar
sein. 

Die drohende Schließung von
Museen, die Sicherung qualitätvol-
ler Museumsarbeit sowie Zugriff von
außen auf öffentliche Sammlungs-
bestände werden somit die Themen
sein, die uns in den nächsten Jahren
vorrangig beschäftigen. Dem Deut-
schen Museumsbund wird hierbei
die Aufgabe zukommen, die Bedeu-
tung der Museen als Einrichtungen
der kulturellen Bildung und als Orte
für die Vermittlung unserer kulturel-
len Identität herauszuarbeiten.

Zwei weitere Themen sind inner-
und außerhalb des Deutschen Mu-
seumsbundes zu diskutieren: Das
Verhältnis von Professionalisierung
und Ehrenamt im Museum sowie
die wachsende Problematik des Er-
halts von Kulturgut. Zu letzterem ge-
hört auch, dass wir uns weiterhin
nachhaltig dafür einsetzen, dass die
Bundesrepublik Deutschland die
UNESCO-Konvention von 1970
beziehungsweise das Unidroit-
Übereinkommen von 1995 über ge-
stohlene oder illegal ausgeführte
Kulturgüter ratifizieren wird.

Es ist mein Anliegen, dass wir bei
diesen und anderen Themen die er-
folgreiche Arbeit des Deutschen
Museumsbundes fortsetzen und
weiterhin eine gute und partner-
schaftliche Zusammenarbeit mit
den regionalen und internationalen
Museumsorganisationen sowie an-
deren Kulturverbänden pflegen. ■

Museumspolitisch intensiv zu Wort melden
Statement von Dr. Michael Eissenhauer anlässlich seiner Wahl zum Präsidenten des Deutschen Museumsbundes

Klingen die Nachrichten nicht positiv
für die deutsche Museumsland-
schaft: über 100 Millionen Besuche
im Jahr, lange Museumsnächte mitt-
lerweile überall im Lande, Veranstal-
tungen zu den Internationalen Muse-
umstagen, Baukräne in vielen deut-
schen Städten an sanierungsbedürf-
tigen Museumsgebäuden und Fertig-
stellung beeindruckender Museums-
neubauten: das Jüdische Museum in
Berlin, die Pinakothek der Moderne
in München, I.M.Peis Wechselaus-
stellungsgebäude des Deutschen
Historischen Museums. Welche Kul-
tursparte kann Vergleichbares auf-
weisen in unserem Land? Die Bran-
che boomt und kann zu Recht stolz
darauf sein.

Andere Nachrichten klingen be-
drohlich: Die dramatische Ver-

schlechterung der öffentlichen
Haushalte hat zuerst Auswirkungen
auf die nicht sichtbaren Bereiche
der Museumsarbeit gezeigt: Restau-
rierung und Sicherung von Muse-
umsbeständen erreichen nicht
mehr überall das notwendige Maß
an Betreuung. Das stagnierende
oder rückläufige Zuwendungsni-
veau macht viele Museen hand-
lungsunfähig, erste Schließungen
sind im Gespräch oder bereits voll-
zogen. Notwendige Reparaturen
können nicht mehr finanziert wer-
den, weil keine Vorsorge getroffen
ist. Forderungen nach Verkäufen
von Beständen zur Finanzierung der
Haushaltsdefizite werden lauter.
Museen werden von staatlicher Seite
aufgefordert, Wertermittlungen an
den Beständen der materiellen
Überlieferung unserer Kultur vorzu-
nehmen, damit die Summen als Ak-
tiva Eingang in Bilanzen finden kön-
nen, um Verschuldungen abzufe-
dern. Gewachsene Bestandsstruktu-
ren sollen zugunsten neuer Organi-
sationsformen aufgegeben werden.
Hinzu kommen Nachrichten über
Diebstähle, Hochwasserkatastro-
phen und mögliche Terrorgefahren.
Anderswo finden Plünderungen in
Kriegsgebieten statt und der illegale
Handel mit Kulturgut ist nur schwer
einzugrenzen.  

Ohne Zweifel, Deutschlands Mu-
seumslandschaft befindet sich am
Beginn eines Transformationspro-
zesses, Museen fühlen sich hier und

in anderen Ländern aus ganz unter-
schiedlichen Gründen bedroht.

Transformationsprozesse aus
vergleichbaren Gründen haben Mu-
seen anderer Länder, wie in den USA
oder in Großbritannien, bereits hin-
ter sich, weil dort öffentliche Zu-
wendungen schon seit den 1980-er
Jahren geringer ausfallen oder stag-
nieren. Transformationsprozesse
meistern bedeutet, interne Muse-
umsstrukturen effektiver mit dem
Ziel zu gestalten, den Anteil der Ein-
nahmen zu erhöhen, Besucher zu
binden, auch mit einer stärkeren in-
haltlichen Ausrichtung auf das Pub-
likum.

Wie aber verhalten sich Museen
in solchen Prozessen? An welchen
Leitlinien können sie sich, aber auch
ihre Träger und Geldgeber, orientie-
ren?

Der Internationale Museumsrat
ICOM, 1946 als Weltmuseumsorga-
nisation gegründet und mit der UN-
ESCO assoziiert, versteht sich als
Wahrer weltweit geltender Stan-
dards ethischer Richtlinien für Mu-
seen. 1986 verabschiedete der heute
118 nationale Komitees zählende
Verband den „Code of Ethics“ und
ergänzte ihn im Jahre 2001. Eine
permanente Ethik-Kommission von
ICOM analysiert die Verfasstheit der
Museen der Welt und die Herausfor-
derungen, denen sich diese Kultur-
einrichtungen stellen müssen und
sorgt dafür, dass sich der Kodex ak-

tuellen Erfordernissen nicht ver-
schließt.

Er ist zur Richtschnur der über
18000 weltweiten institutionellen
und individuellen Mitglieder von
ICOM geworden und wirkt darüber
hinaus auch in die nationalen, re-
gionalen und kommunalen Muse-
umswelten hinein. 

Von der englischen Originalfas-
sung des Code of Ethics aus dem
Jahre 2001 (www.icom.museum)
gibt es seit kurzem eine deutsch-
sprachige Übersetzung, die für
Deutschland, Österreich und die
deutschsprachige Schweiz verbind-
lich ist (www.icom-deutschland.de). 

Die ethischen Richtlinien für
Museen beschreiben sehr deutlich
die Grundprinzipien der Museums-
arbeit, definieren Aufgaben, Funk-
tionen und Standards, geben Emp-
fehlungen zu gewinnorientierten
Aktivitäten und weisen immer wie-
der darauf hin, dass Träger und Mu-
seum die Qualität und Pflege der
Sammlungen sicherstellen müssen.
Er betont die nachhaltige Sicherung
der Bestände für die Öffentlichkeit,
wenn es zum Beispiel heißt: „Die
Sammlungen werden für die Öffent-
lichkeit treuhänderisch verwaltet
und dürfen daher nicht wie Aktiv-
vermögen behandelt werden“ (2.3).

Ausführlich wird über Erforder-
nisse beim Erwerb von Sammlun-
gen hingewiesen (Sammlungspoli-
tik, Rechtstitelfragen, Interessen-
wahrung auch anderer Museen) und
auf den Ausschluss des unrechtmä-
ßigen Erwerbs. So fordert er die Mu-
seen auf, sich zum Beispiel beim Er-
werb von Kulturgütern aus militä-
risch besetzten Gebieten zu verwei-
gern (4.4). 

Die Aussonderung von Muse-
umsobjekten (Tausch, Verkauf, Ab-
gaben) wird nicht grundsätzlich
ausgeschlossen, doch soll der dau-
erhafte Charakter von Sammlungen
nicht außer Acht gelassen werden,
um die Bestandserhaltung für die
Nachwelt als eine Kernaufgabe von
Museumsarbeit sicherzustellen. Der
Code of Ethics betont auch, dass es
unterschiedliche Rechtsgrundlagen
beim Verkauf von Objekten geben
kann, dass aber – sofern es zur Aus-
sonderung kommt – darauf geachtet
werden muss, ein hohes Maß an Ur-
teilsfähigkeit der Handelnden si-

cherzustellen, der Erwerbungshin-
tergrund der zu veräußernden Ob-
jekte strikt zu beachten sei und die
Stücke zunächst anderen Museen
angeboten werden sollten, um so-
mit der Gefahr einer Abwanderung
in den privaten Sektor zu begegnen.
Kern des Handelns bei Veräußerun-
gen soll immer der Nutzen der
Sammlung sein, was im samm-
lungspolitischen Sinne gemeint ist.
Aber ist nicht zum Beispiel die Repa-
ratur eines Daches eines Museums
und deren Finanzierung aus dem
Objektverkauf zum Nutzen der
Sammlung? Hier werden Grenzfälle
deutlich.

Der Code of Ethics widmet sich
intensiv dem Schutz der Sammlun-
gen und der Verantwortlichkeit ih-
nen gegenüber und fordert darüber
hinaus, Maßnahmen zum Schutz
vor Naturkatastrophen und Mittel
zur bestmöglichen Sicherung gegen

Diebstahl, aber auch zur ausrei-
chenden Pflege der Objekte bereit-
zustellen.

Laut Code of Ethics sollen Muse-
en hinsichtlich von Rückgabeforde-
rungen in einen unvoreingenom-
menen Dialog treten und zwar auf
der Basis der UNESCO-Konvention
von 1970 über Maßnahmen zum
Verbot und zur Verhinderung un-
rechtmäßiger Ein- oder Ausfuhr
oder Übereignung. Ebenso sind die
Richtlinien der so genannten UNI-
DROIT-Konvention von 1995 zu be-
achten, die Verhaltensrichtlinien der
Museen bei der Rückgabe oder

Rücknahme von Kulturgütern bein-
halten. Beide Konventionen sind
von der Bundesrepublik Deutsch-
land noch nicht ratifiziert. Zuletzt
hatte die Deutsche UNESCO-Kom-
mission in einer Resolution vom Juli
2003 Regierung und Parlament auf-
gefordert, die Ratifizierung vorzu-
nehmen.

Der Kodex äußert sich ausführ-
lich zu Konservierungs- und Doku-
mentationsfragen, zum Umgang mit
sterblichen Überresten, zu For-
schungsthemen und zur beruflichen
Ausbildung, aber auch zu Interes-
senkonflikten und berufswidrigem
Verhalten.

Die ethischen Richtlinien dienen
dem, was Museen ausmacht und
sind nicht nur ein Werkzeug der Mu-
seen in kritischen Zeiten, denn Mu-
seen befinden sich immer in Verän-
derungsprozessen. Die gegenwärtig
gültige Museumsdefinition, die aber
immer wieder zur Diskussion im In-
ternationalen Museumsrat steht,
bezeichnet das Museum als eine ge-
meinnützige, ständige, der Öffent-
lichkeit zugängliche Einrichtung im
Dienste der Gesellschaft und ihrer
Entwicklung, die zu Studien-, Bil-
dungs- und Unterhaltungszwecken
materielle Zeugnisse vom Men-
schen und dessen Umwelt beschafft,
bewahrt, erforscht, bekannt macht
und ausstellt.

Um die Grundprinzipien der ge-
sellschaftlichen Verantwortung im
Umgang mit den materiellen Über-
lieferungen, besonders auch in
Wandlungsprozessen, wie wir sie ge-
genwärtig in unserem Land erleben,
zu wahren, können und sollten die
ethischen Richtlinien für Museen al-
len an diesen Prozessen beteiligten,
den Museen und ihren Trägern
ebenso wie den Kultur- und Finanz-
politikern und der Administration
eine Hilfe für verantwortliches Han-
deln sein.

Der Verfasser ist Präsident des 
deutschen Nationalkomitees

des Internationalen 
Museumsrates ICOM ■

Ethische Richtlinien für Museen 
Zum ICOM-Code of Ethics • Von Hans-Martin Hinz

Hans-Martin Hinz.
Foto: Landesbildstelle Berlin
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Dass die tiefen Wunden der Vertrei-
bungen des 20. Jahrhunderts noch
längst nicht verheilt sind, wird bei
der Debatte um die Errichtung eines
„Zentrums gegen Vertreibungen“
deutlich. Zwischen 50 und 70 Mil-
lionen Menschen wurden alleine in
Europa im letzten Jahrhundert auf
Grund ihrer ethnischen Herkunft, ih-
rer Nationalität oder ihrer Religion
vertrieben oder zur Auswanderung
gezwungen. In Deutschland, West
wie Ost, waren die Vertreibungen
lange Zeit ein Tabuthema. 

Erst in den letzten Jahren, nach
der Wiedervereinigung, wurde

über die Vertreibung öffentlich dis-
kutiert und kamen die Vertriebenen
erneut selbst zu Wort. Doch noch
immer schwingt bei der Diskussion
das Misstrauen mit, dass, wenn
man in Deutschland über die Ver-
treibung von Deutschen spricht,
die Schuld der Deutschen am 2.
Weltkrieg und dem Völkermord an
den Juden relativiert würde. Auch
jetzt bei der Debatte über den Sitz
des „Zentrums gegen Vertreibun-
gen“ ist diese Angst wieder spürbar.
Würde das „Zentrum gegen Vertrei-
bungen“ in Berlin womöglich das
„Denkmal für die ermordeten Ju-

den Europas“ relativieren? 
Es sind die Ängste einer Genera-

tion, die besonders in Westdeutsch-
land jahrzehntelang mit ihren El-
tern, der Kriegsgeneration, erbittert
um die Frage der Schuld an dem
von Deutschland initiierten Völker-
mord rang. Das „Denkmal für die
ermordeten Juden Europas“ in Ber-
lin wird nach der Fertigstellung der
in Beton gegossene Ausdruck dieses
glücklicherweise entschiedenen
Generationenkonfliktes sein. Für
die nachwachsenden Generationen
ist das Jüdische Museum in Berlin
aber auch in der Zukunft der be-
deutend wichtigere Ort, um das
Grauen des Holocaust einigerma-
ßen erfassen zu können. Dort wer-
den nämlich einzelne Menschen jü-
dischen Glaubens vorgestellt, ihr
Leben, ihre Arbeit, ihre Familie ge-
zeigt. Das Individuum ertrinkt nicht
in unfassbaren Todeszahlen, die
Größe der Menschen wird spürbar
und die Tragödie des Verlustes wird
fühlbar.

Leid ist individuell und nicht
aufrechenbar. Und deshalb haben
auch die deutschen Opfer der Ver-
treibungen ein Recht, dass ihr Leid
zur Kenntnis genommen wird.
Doch für diese Kenntnisnahme be-

nötigen die Opfer der Vertreibun-
gen nicht unbedingt ein „Zentrum
gegen Vertreibungen“. Das Zent-
rum brauchen besonders junge
Menschen, die ein Anrecht haben,
über alle Fassetten der europäi-
schen Geschichte informiert zu
werden. Und deshalb muss das
„Zentrum gegen Vertreibungen“
dort entstehen, wo Jugendliche aus
der ganzen Republik zumeist ein-
mal in ihrer Schulzeit sich für einige
Tage aufhalten, Museen und Ge-
denkstätten besuchen, in Berlin.

Die Frage, ob das Zentrum nicht
statt in Berlin zum Beispiel besser
in Breslau untergebracht wird, stellt
sich gerade für uns Deutsche nicht
wirklich ernsthaft. Wenn die Polen
in Breslau ein „Zentrum gegen die
Vertreibungen“ eröffnen wollen
und uns zur Mitarbeit einladen, wä-
re das sehr erfreulich. Doch ob und
wie die Polen das Thema der Ver-
treibungen aufnehmen, ist nicht
unsere Sache. Wir müssen schon
zuerst vor der eigenen Haustüre
kehren und uns der schmerzhaften
Diskussion selbst stellen. 

Die Diskussion ist auch deshalb
so heikel, weil Leitlinie deutscher
Politik ist, dass die Betroffenen so
weit wie möglich einzubinden sind.

Mit den Vertriebenen, und beson-
ders ihren Verbänden, haben aber
viele politisch heute Verantwortli-
che jahrzehntelange ideologische
Kämpfe geführt. Dabei scheint
manchem entgangen zu sein, wel-
chen Wandel besonders der Bund
der Vertriebenen unter seiner Präsi-
dentin Erika Steinbach in den letz-
ten Jahren bewerkstelligt hat. Die
eindrucksvolle Liste der Unterstüt-
zer der von dem Bund der Vertrie-
benen errichteten Stiftung „Zent-
rum gegen Vertreibungen“ macht
das deutlich (siehe „Ein Ort der Ver-
söhnung“ in puk Juli – August 2003).
Peter Glotz sagte im Rheinischen
Merkur (31.07.2003): „Wer nun den
Bund der Vertriebenen bei der Pla-
nung eines Zentrums ausgrenzen
will, der treibt ihn in die Ecke zu-
rück, aus der er sich gerade heraus-
bewegt hat.“ Und ist ein „Zentrum
gegen Vertreibungen“ ohne Einbin-
dung der europäischen, nicht nur
der deutschen, Vertriebenen wirk-
lich denkbar? Genauso wenig denk-
bar ist das „Zentrum gegen Vertrei-
bungen“ ohne das Einbinden von
Wissenschaftlern aus Europa, die
sicherstellen werden, dass das
Zentrum keine deutsche Nabel-
schau betreiben wird.

Dass die Debatte jetzt, drei Jahre
nachdem die Planungen für das
„Zentrum gegen Vertreibungen“ der
Öffentlichkeit vorgestellt wurden,
deutlich zugenommen hat, ist posi-
tiv. Jetzt wird eine längst überfällige
Diskussion über einen wichtigen
Teil deutscher und europäischer
Geschichte geführt. Aufgepasst
werden muss aber, dass die Diskus-
sion nicht zur Verhinderung des
„Zentrums gegen Vertreibungen“
missbraucht wird. Wer wie der Bun-
destagsabgeordnete Markus Meckel
in einem Aufruf verlangt, dass die
Konzeption von verschiedenen eu-
ropäischen Partnern gemeinsam
erarbeitet werden soll und dass
auch über den künftigen Sitz, ihre
Trägerschaft und Organisations-
struktur gemeinsam entschieden
werden soll, weiß dass bei diesem
höchst strittigen Thema noch Jahr-
zehnte bis zu Realisierung ins Land
gehen werden. 

Es ist Zeit, das „Zentrum gegen
Vertreibungen“ jetzt zu bauen.
Über das WANN und WO sollte
nicht mehr gestritten werden, dafür
umso heftiger über das WIE.

Kommentar
Zentrum gegen Vertreibungen in Berlin jetzt • Von Olaf Zimmermann



Die Deutschen und die Baukultur
sind ein merkwürdiges Paar. Einer-
seits wird Architektur heute als öf-
fentlichste aller Künste, wenn nicht
Leitkultur gehandelt. Und das Publi-
kumsinteresse ist immens. Allein
Daniel Libeskinds noch leerer Bau
des Jüdischen Museums Berlin zog
350.000 Besucher an. Andererseits
findet Baukultur in vielen gesell-
schaftlichen Bereichen kaum statt.
Kürzlich erst hat Gerhard Matzig in
der Süddeutschen Zeitung die „Bau-
kultur-Ignoranz“ von TV-Machern an-
geprangert. Doch die Fernsehsender
stehen nicht alleine da. Auch in
Schulen und anderen Bildungsinsti-
tutionen ist wenig von Architektur
und ihren Nachbargebieten zu hören.

Diese Situation ist nicht neu. Be-
reits 1995 erklärte der Deutsche

Kulturrat: „Design und Baukultur
haben bisher in die kulturelle Bil-
dungsarbeit wenig Eingang gefun-
den und sind deshalb künftig beson-
ders zu berücksichtigen.“ Zumin-
dest Baukultur ist nach wie vor kein
selbstverständlicher, allgemein ak-
zeptierter Bestandteil des Bildungs-
kanons. Trotzdem besteht aller
Grund zu Optimismus, denn in den
letzten Jahren ist viel in Bewegung
geraten. Zwar erreicht Baukultur

erst einen Bruchteil von Schulen
und sonstigen Bildungsinstitutio-
nen, aber ihr Beispiel hat gute Chan-
cen, im wahrsten Sinne des Wortes
Schule zu machen.

Wichtige Impulse für den schuli-
schen Bereich setzen in den einzel-
nen Bundesländern die jeweiligen
Architektenkammern und auf natio-
naler Ebene die Deutsche Stiftung
Denkmalschutz.

In Bayern zum Beispiel geht im
Herbst das zweijährige Pilotprojekt
„transform 2 r.a.u.m.“ in die End-
phase, ein Fortbildungsprogramm
der Architektenkammer und des
Staatsministeriums für Unterricht
und Kultus, an dem 23 Kunstpäda-
gogen aller Schularten teilnehmen.
Ziel sind konkrete Projekte, die Leh-
rer und Schüler gemeinsam realisie-
ren, ob nun eine Schulhofumgestal-
tung, einen Architekturführer oder
die Entwicklung einer städtebauli-
chen Vision. Im Herbst ist aber kei-
neswegs Schluss. Einige „Stütz-
punkt-Schulen“ sollen ihr Know-
how längerfristig in der regionalen
Lehrerfortbildung vermitteln und
eine Publikation wird das Projekt
dokumentieren. Was aber mindes-
tens ebenso wichtig ist: Die Ergeb-
nisse fließen in die Lehrpläne ein.

So weit ist Berlin noch nicht. Da-

für schafft die dortige Kammer re-
gelmäßig ein großes Forum für Ar-
chitektur in der Schule: Sie zeigt die
Ergebnisse unterschiedlicher Pro-
gramme für alle Klassenstufen zu-
sammen mit den Arbeiten der Berli-
ner Architektenschaft während der
jährlichen Ausstellung „da!“.

Die Architekten- und Stadtpla-
nerkammer Hessen wiederum kon-
zentriert sich auf die Erarbeitung
von Lehrmaterial, damit Schulen
bundesweit auf qualifiziertes Mate-
rial zurückgreifen können. Bisher
hat sie die Bücher „Planen und Bau-
en: Meine Schule“ für die Sekundar-
stufe I und „Wie gewohnt?“ für die
Sekundarstufe II vorgelegt, letzteres
in Zusammenarbeit mit der Archi-
tektenkammer Nordrhein-Westfa-
len. Unterrichtsmaterialien für Pro-
jektwochen zum Thema „Wohnen“
und ein Kinderbuch mit dem Titel
„Ich habe einen Freund, der ist Ar-
chitekt“ befinden sich, ebenfalls in
Kooperation mit Nordrhein-West-
falen, in Vorbereitung. Näheres zu
den Aktivitäten in allen Bundes-
ländern bietet die Homepage der
Bundesarchitektenkammer unter
dem Stichwort „Initiative Baukultur“
(www.bak.de).

Ein deutschlandweites Projekt
hat die Deutsche Stiftung Denkmal-

schutz in Zusammenarbeit mit der
Deutschen UNESCO-Kommission
zum Beginn des Schuljahres
2002/2003 gestartet. Ziel der Aktion
„denkmal aktiv – Kulturerbe macht
Schule“ ist ein Netzwerk von Schu-
len, die das Themenspektrum Kultur-
erbe und Denkmalschutz in den Un-

terricht integrieren. Als Hilfestellung
gibt es regelmäßige Veranstaltungen
für die Schulteams und pädagogische
Materialien, zum Beispiel die Lose-
Blatt-Sammlung „denkmal aktiv“

Baukultur muss Schule machen
Wenn die Architekten in die Schule gehen – Unterrichtsmodelle aus den Ländern • Von Claudia Schwalfenberg

Kinder ernst nehmen: Architektur ist gefragt und nicht Sandkastenspiele
Foto: Bayerische Architektenkammer
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Als eines der ersten Bundesländer
hat Berlin im Juni 2003 den „Entwurf
eines Bildungsprogramms für die Bil-
dung, Erziehung und Betreuung von
Kindern in Tageseinrichtungen bis zu
ihrem Schuleintritt“ der Öffentlich-
keit vorgestellt. Der Entwurf wurde
im Auftrag der Senatsverwaltung für
Bildung, Jugend und Sport von einer
durch die „Internationale Akademie“
an der FU Berlin koordinierten Ar-
beitsgruppe erarbeitet. Er wird zur
Zeit im Rahmen einer breiten Dis-
kussion mit der Fachöffentlichkeit
zu einem für alle Berliner Tagesein-
richtungen verbindlichen Bildungs-
programm weiterentwickelt. 

Dahinter steht unser Ziel, den
Kindergarten als Bildungsein-

richtung weiter zu stärken. Unsere
Gesellschaft steht vor einem tiefgrei-
fenden Wandel der Lebens- und Ar-
beitswelt. Künftig sind nicht nur
vielfältiges Wissen, hohe berufliche
Qualifikationen und lebenslanges
Lernen notwendig. Vielmehr gewin-
nen Kompetenzen der individuellen
Lebensführung und des sozialen Zu-
sammenlebens weiter an Bedeu-
tung, um ökonomische Stabilität,
die demokratische Kultur und die
Tragfähigkeit des sozialen Zusam-

menhalts zu sichern und möglichst
vielen Menschen gute Entwick-
lungschancen in die Hand zu geben.
Die Herausforderungen an unser
Bildungssystem sind daher gewaltig.
Wir müssen alle Bildungsressourcen
nutzen und die in Deutschland im-
mer noch bestehende Abhängigkeit
des Bildungserfolgs der Kinder vom
sozialen beziehungsweise ökonomi-
schen Status ihrer Herkunftsfamili-
en aufheben. 

Hier kommt den Kindertagesein-
richtungen als „Elementarstufe des
Bildungssystems“ eine wichtige Auf-
gabe zu. Aktuelle Ergebnisse der
Entwicklungspsychologie und Neu-
robiologie bestätigen die große Be-
deutung frühkindlicher Lernprozes-
se für einen gelingenden, lebenslan-
gen Bildungsprozess. Frühkindliche
Bildung ist danach
• ein aktiver Prozess des Kindes, das

sich vom ersten Atemzug an die
Welt aneignet, sein Bild von der
Welt gestaltet;

• ein sozialer Prozess, eine bewusste
Anregung des kindlichen Aneig-
nungsprozesses durch Erwachse-
ne und andere Kinder; 

• ein subjektiver, an sinnstiftende
Fragen gebundener Prozess;

• sinnliche Erkenntnistätigkeit; 
• ein lustvoller Prozess; Kinder sind

glücklich und stolz, wenn sie et-
was Neues können, etwas geleistet
haben. Solche Erfahrungen müs-
sen unterstützt werden, denn
letztlich sind sie es, die bei dem
Kind den Wunsch verstärken, et-
was zu leisten – auch gegen Wider-
stände und Schwierigkeiten.

Darüber hinaus ist Bildung ein
kultureller Prozess, mitbestimmt
durch die soziale und ökonomische
Situation des Kindes und seiner Fa-
milie wie durch ethnisch-kulturelle,
religiöse Traditionen und durch das
Geschlecht des Kindes. 

Kindertageseinrichtungen för-
dern die Kinder durch Betreuung,
Bildung und Erziehung. Die Gestal-
tung der pädagogischen Arbeit, des
Alltags, der Räume der Kindertages-
einrichtung und die Zusammenar-

beit mit Eltern müssen sich an den
Gesetzmäßigkeiten kindlichen Ler-
nens orientieren, um allen Kindern
entsprechend ihren individuellen
Voraussetzungen zu einem gelunge-
nen Schulbesuch und einem erfolg-
reichen Leben zu verhelfen. 

Welche Ziele sind dabei zu ver-
folgen? Die folgenden Aussagen be-
schreiben Schwerpunkte der Förde-
rung:
• Personale Kompetenzen als

Grundlage für erfolgreiches Ler-
nen und zufriedenes Leben: Hier-
zu gehören ein ausreichendes
Selbstwertgefühl, ein positives
Selbstkonzept und die Fähigkeit,
sich selbst als kompetent zu be-
greifen. Das beinhaltet ein Be-
wusstsein von sich selbst, von der
eigenen Biografie und Herkunfts-
kultur, die Fähigkeit, anderen eige-
ne Gefühle, Wünsche und Ideen zu
vermitteln, und die Fähigkeit, pro-
duktiv mit Unsicherheiten und
Krisen umzugehen. 

• Soziale Kompetenzen als Schlüssel
zu anderen und zu Fremden: Die
Fähigkeit zu Kommunikation und
Kooperation fordert, sich in ande-
re einzufühlen, Kritikfähigkeit, die
Fähigkeit, Verantwortung zu über-
nehmen, Konflikte auszuhandeln,
die Mitgestaltung und Akzeptanz
von Regeln und Normen des Zu-
sammenlebens. Soziale Kompe-
tenz ist angewiesen auf die Ent-
wicklung von Werten. Achtung von
Andersartigkeit und Unvoreinge-
nommenheit vor Fremden sind
Grundvoraussetzungen für die in
einer Einwanderungsgesellschaft
notwendige interkulturelle Kom-
petenz.

• Sprachkompetenz als Mittel zu
Kommunikation und Aneignung
von Lebenszusammenhängen:
Die Qualität sprachlichen Han-
delns bestimmt nicht nur die Aus-
einandersetzung zwischen Men-
schen, sondern auch die Fähigkeit
zum Schriftspracherwerb, zur Bil-
dung von Begriffen und zur Aneig-
nung von Wissen. Dabei ist die Si-
tuation zwei- und mehrsprachiger

Kinder besonders zu berücksichti-
gen. Sie dürfen in ihrer Möglich-
keit, sich an der deutschen Umge-
bungskultur zu beteiligen, nicht
benachteiligt werden. Ihre Mehr-
sprachigkeit ist ein Reichtum, der
in einer globalisierten Welt immer
größere Bedeutung gewinnt. 

• Sachkompetenzen als Handwerks-
zeug zum Handeln in der Welt:
Hierzu gehören die Fähigkeit, Din-
ge und Erscheinungen mit allen
Sinnen differenziert wahrzuneh-
men sowie eigene Gedanken und
Empfindungen auszudrücken, Be-
griffe zu bilden, Fertigkeiten in der
Handhabung von Materialien, Ar-
beitstechniken, Werkzeugen, tech-
nischen Geräten; Fähigkeiten wie
Zielstrebigkeit, Wissbegier, Aus-
dauer sowie die eigene lebensprak-
tische Selbständigkeit. Besonders
hervorzuheben ist die Bedeutung
von Kompetenzen im Umgang mit
elektronischen Medien.

• Lernmethodische Kompetenzen
als Rüstzeug für lebenslanges Ler-
nen: Die Wissbegier und Neugier
der Kinder zu stärken, ist die vor-
nehmste Bildungsaufgabe der Kin-
dertageseinrichtungen. Hinzu
kommen die Vermittlung von
Lern- und Arbeitstechniken, ein
Bewusstsein von den eigenen
Lernprozessen und von dem, was
diesen nützt. Lernmethodische
Kompetenzen helfen,  Erfahrun-
gen und Vorstellungen einzuord-
nen, Erkenntnisse auf neue Situa-
tionen zu übertragen, und ein
Zeitverständnis sowie historisches
Bewusstsein zu entwickeln.

• Ästhetische Kompetenzen als In-
strument von Erkenntnis: Angebo-
te zur Förderung der bildnerisch-
gestalterischen, musikalisch-
rhythmischen, tänzerischen Aus-
drucksfähigkeit der Kinder und die
Förderung des Spiels sollen die
Kinder erfreuen, ihre Empfindun-
gen für Schönheit wecken, ihre
Teilhabe an Kunst und Kultur vor-
bereiten, schließlich auch beson-
dere Begabungen frühzeitig erken-
nen und fördern helfen. Ästheti-

sche Praxis ist aber gleichzeitig
eng verknüpft mit dem Verstehen
und der Deutung der Umwelt: Mit
der Zeichnung, dem Spiel, der Col-
lage strukturiert das Kind seine
Wahrnehmung und schafft so eine
Grundlage für eigene Theorien, für
das Verständnis von Zusammen-
hängen. 

• Vielfältige Kenntnisse für ein diffe-
renziertes Bild von der Welt: Die
verschiedenen Kompetenzen wer-
den erworben im alltäglichen
Handeln und in der Auseinander-
setzung mit allen Aspekten des ge-
genwärtigen und zukünftigen Le-
bens der Kinder: Grunderfahrun-
gen und Kenntnisse über den eige-
nen Körper, die soziale und kultu-
relle Umwelt, Geschichte, Kunst,
Musik gehören dazu. Die Vermitt-
lung von mathematisch-naturwis-
senschaftlichen und technischen
Grunderfahrungen muss verstärkt
werden.

Abschließend ein Wort zur Be-
deutung der kulturellen Bildung für
den Bildungsauftrag der Kinderta-
geseinrichtungen:

Kulturelle Bildung hat die aktive
und bewusste Teilhabe an der Kultur
unserer Gesellschaft zum Ziel. Sie
benötigt das Bewusstsein von der ei-
genen Herkunftskultur und in im-
mer stärkerem Maße auch das Wis-
sen um die kulturellen und religiö-
sen Traditionen anderer Ethnien
und Gesellschaften. Sie ist damit
entscheidende Voraussetzung für
die eigene Verortung in einer globa-
lisierten Welt, für die Gestaltung und
das Verständnis unserer Gesellschaft
und den interkulturellen Dialog.

Dieses Bewusstsein und diese
Kenntnisse anzustreben ist eine
Querschnittsaufgabe, die in allen
Bereichen der pädagogischen För-
derung der Kindertageseinrichtun-
gen verfolgt werden muss. 

Der Verfasser ist
Senator für Bildung, Jugend und

Sport Berlin ■

Kinder stark machen für Gegenwart und Zukunft
Zum Bildungsauftrag der Kindertageseinrichtungen und zur Bedeutung der kulturellen Bildung • Von Klaus Böger

Weiter auf Seite 11

Klaus Böger Foto: Senatsverwaltung für
Bildung, Jugend und Sport Berlin
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und die Unterrichtsmappe „Welter-
be für junge Menschen. Entdecken –
Erforschen – Erhalten.“

So vielfältig die einzelnen Ansätze
auch sind: Konkrete Projekte vor Ort
müssen mit der Lehrplangestaltung,
der Lehreraus-, fort- und -weiterbil-
dung und flächendeckend einsetzba-
ren Materialien ineinander greifen,
wenn Baukultur dauerhaft einen
Platz in der Schule erobern soll.

Auch im außerschulischen Be-
reich besteht Nachholbedarf. Zwar
machen einzelne Institutionen bau-
kulturelle Bildungsangebote für Kin-
der und Jugendliche. Das Deutsche
Architekturmuseum in Frankfurt am
Main etwa bietet altersgerechte
Führungen zu seiner Dauerausstel-
lung „Von der Urhütte zum Wolken-
kratzer“ an. Oder die Staatlichen
Museen zu Berlin eröffnen Schul-
klassen am Beispiel der Neuen Na-
tionalgalerie einen Zugang zur mo-
dernen Architektur. Anders als in der

modernen Architektur ist weniger
hier aber nicht mehr, sondern nicht
genug. Von einem eigenen „Pavillon
of Education“ wie beim Niederlän-
dischen Architekturinstitut in Rot-
terdam lässt sich in Deutschland
bisher jedenfalls nur träumen. Die
Politik ist also gefragt.

Grundsätzlich hat sie den Bedarf
an mehr baukultureller Bildung im
Besonderen und an mehr öffentli-
chem Bewusstsein für Baukultur im
Allgemeinen erkannt. Angeregt durch
Vorbilder in anderen europäischen
Ländern hat der Bundesminister für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
(BMVBW) im Oktober 2000 die Ini-
tiative Architektur und Baukultur
gestartet. Im April 2002 legte die
Bundesregierung dem Bundestag
erstmalig einen Bericht zur Baukul-
tur vor (Drucksache 14/8966), der
auf dem Statusbericht „Baukultur in
Deutschland“ von Gert Kähler ba-
siert. In dem Bericht der Bundesre-
gierung heißt es unter anderem:
„Große Bedeutung misst die Bun-
desregierung der Empfehlung zu,

das Verständnis und Wissen um ge-
baute Umwelt, Architektur und
Formgebung in der Bevölkerung
durch frühzeitige Berücksichtigung
dieses Bildungsanliegens in Schulen
und weiteren Bildungseinrichtun-
gen aufzugreifen und zu fördern.
Deshalb hat der BMVBW in Abstim-
mung mit der Bundesministerin für
Bildung und Forschung sowie dem
Beauftragten der Bundesregierung
für Angelegenheiten der Kultur und
der Medien die entsprechende Emp-
fehlung des Statusberichts zusam-
men mit dem Bericht unmittelbar
auch an die Kultusministerkonfe-
renz herangetragen, das Anliegen zu
prüfen und nach Möglichkeit aufzu-
greifen.“ Die Kultusministerkonfe-
renz verfolgt das Thema mit Interes-
se, konkrete Ergebnisse liegen aber
noch nicht vor.

Umso wichtiger ist die Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“, die der Bundestag kurz vor
der Sommerpause eingesetzt hat.
Die Kommission soll unter anderem
„die Probleme und Entwicklungs-

möglichkeiten der musisch-kultu-
rellen Bildung im schulischen, au-
ßerschulischen und universitären
Bereich untersuchen“. Das ist sehr
erfreulich, unbestimmt bleibt aller-
dings, was zur musisch-kulturellen
Bildung zählt, konkret, ob Baukultur
dazugehört. Sobald die Kommission
ihre Arbeit aufnimmt, sollte sie die-
sen Punkt klarstellen. Es kann je-
denfalls nicht sein, dass Baukultur –
wie übrigens häufig auch bei Konfe-
renzen zur kulturellen Bildung – au-
ßen vor bleibt, plötzlich dann doch
wieder nicht Kultur ist. 

Baukultur muss kein eigenes
Schulfach werden, denn Anknüp-
fungsmöglichkeiten gibt es genug,
ob nun Architekturgeschichte und 
-sprache im Kunstunterricht, die
Zukunft der Europäischen Stadt im
Geographieunterricht oder Verfah-
ren der Bürgerbeteiligung im Poli-
tikunterricht. Aber es kann auch
nicht dem Zufall überlassen bleiben,
ob Kinder und Jugendliche in den
Genuss baukultureller Bildung kom-
men. Baukultur muss flächende-

ckend Teil nicht nur des Lehrplans,
sondern auch der Lehreraus-, fort-
und -weiterbildung werden. Gleich-
zeitig sollte die Kooperation zwi-
schen Akteuren der Baukultur einer-
seits und Schule andererseits weiter
gepflegt und gefördert werden: Ein
noch so versierter Lehrer wird einen
leibhaftigen Architekten an Kompe-
tenz und Unmittelbarkeit kaum
überbieten können. Auch eine ver-
stärkte Kooperation von allgemein-
bildenden Schulen und Kunstschu-
len genauso wie Kunst- und Tech-
nikmuseen wäre sinnvoll. Gute Bei-
spiele gibt es genug. Sie müssen nur
Schule machen.

Die Verfasserin ist Sprecherin des
Rates für Baukultur im Deutschen

Kulturrat und Referentin für
Öffentlichkeitsarbeit der

Bundesarchitektenkammer ■

Lehrbetrieb (li.) und Unterrichtssituation: Wohnen und Bauen sind menschliche Grundbedürfnisse Fotos: Bayerische Architektenkammer
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Zukunftsmusik 

Supermärkte ohne musikalische
Untermalung, Filme ohne Titelsong,
Konzerthäuser ohne Konzerte, Ba-
bys ohne Wiegenlieder. Zukunfts-
musik der besonderen Art: Diese
Stille, die uns umgeben würde, diese
musikalische Leere im Regal, auf der
Festplatte, in den Herzen...

Unvorstellbar, ein Leben ohne
Musik! Musik ist aus unserem Alltag
nicht wegzudenken, aber die Stun-
denzahl für das Fach Musik wird ge-
kürzt. Die Prioritätenliste der Bil-
dung geht zu Lasten der musikali-
schen Bildung der Kinder. Ein Leben
ohne Musik darf genauso wenig
Wirklichkeit werden wie „Kinder oh-
ne Musik“.

Unsere kulturelle Identität
scheint sich auszuruhen auf dem
musikalischen Schaffen vieler Jahr-
hunderte. Aber auf die mangelnde
Nachwuchsförderung kann langfris-
tig nur die musikalische Öde folgen.
Der gesellschaftliche Stellenwert
von Musik muss wieder verstärkt ins
Blickfeld rücken, damit Musikali-
sche Förderung und Bildung auch in
Zukunft die Basis für eine vielfältige
Musikkultur ist. 

Bildungsmusik
Musik bilde – Gehör, Motorik und
Motivation. Frühzeitiger und inten-
siver Musikunterricht fördere die In-
telligenz, die Kreativität, das Ge-
meinschaftsgefühl, die Persönlich-

keitsentfaltung, das Selbstbewusst-
sein. Musik mache schlau, sozial
und glücklich, so die Experten.

Es ist also wichtig für unsere mu-
sikalische Zukunft, Kinder frühzeitig
mit Musikwirken in Kontakt zu brin-
gen, sie zu interessieren und anzu-
sprechen. Die Förderung der Musik
ist eine Aufgabe für alle Verantwort-
lichen in Staat und Gesellschaft, sie
geht uns alle an. Von dieser Förde-
rung darf keine Art der Musik ausge-
schlossen werden, sondern jede Art
muss eingeschlossen sein. Es geht
um Zukunftsinvestitionen für das
Musikleben in unserem Land, nur
sie garantiert uns eine vitale Musik-
kultur.

Die Musikautoren und Musik-
verleger der GEMA stellen sich der
Herausforderung, ihre schöpferi-
sche und verlegerische Kreativität
auch so zu entfalten, dass Kinder
mit Musikwerken in Kontakt kom-
men, die sie interessieren und an-
sprechen. So kann sich den Kindern
Schritt für Schritt die faszinierende
Welt der Musik erschließen.

Die musikalische Urheber-
rechtsgesellschaft GEMA fühlt sich
verantwortlich, im Musikleben un-
seres Landes Rahmenbedingungen
zu schaffen und auszugestalten, die
dieses kindliche Kennenlernen von
Musik optimal fördern. Die GEMA
hat deswegen günstige Tarife für
Musikschulen und fördert gezielt
Kompositionsaufträge für junge
kreative Menschen, wie den Wettbe-

werb „Schüler komponieren“, geför-
dert vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung und der GE-
MA Stiftung.

Musikkultur
Kreativität ist die Grundlage jedes
schöpferischen Aktes und Musik ist
eine ihrer Ausdrucksformen. Musi-
kerinnen und Musiker bestreiten

von der Verwertung ihrer kreativen
Leistungen ihren Lebensunterhalt.
Durch das Internet wurden neue
Nutzungsformen für künstlerische
Leistungen möglich. Das Bewusst-
sein für den kulturellen und finanzi-
ellen Wert künstlerischer Leistungen

tritt dabei immer mehr in den Hin-
tergrund. Der Wert der Kreativität
gerät in Gefahr.

Geistiges Eigentum ist ein be-
sonderes Gut und Kindern und Ju-
gendlichen muss dies vermittelt
werden. Es ist auch für die GEMA ei-
ne besondere Herausforderung, das
abstrakte und schwer fassbare The-
ma geistiges Eigentum Kindern und
Jugendlichen näher zu bringen. Die
GEMA entwickelt deshalb gerade
gemeinschaftlich mit unterschiedli-
chen Partnern aus dem Musikleben
zeitgemäße Unterrichtsmaterialien
zu diesem Thema.

Solche Maßnahmen sind Zu-
kunftsinvestitionen für das Musikle-
ben in unserem Lande. Kenntnisse
um die Rechte der Musikurheber bei
der heranwachsenden Generation
sichern langfristig eine vitale und
vielfältige Musikkultur. Freiheit und
Spaß haben dort ihre Grenzen, wo
sie Würde und Rechte anderer be-
drohen und beschneiden. Das gilt
auch für die neuen Technologien
und deren Distributionsmöglichkei-
ten von Musik. Dies muss die GEMA
und alle, die hier Verantwortung tra-
gen, Kindern und Jugendlichen als
zentrales Lernziel unserer pluralen
Gesellschaft vermitteln.

Weltmusik
Doch aller urheberrechtlicher Schutz,
alle verwertungstechnischen Maß-
nahmen zählen nichts, wenn wir die
Musik nicht wieder in das Leben un-

serer Gesellschaft integrieren – und
zwar die Musik in ihrer ganzen Viel-
falt und jeglicher Ausgestaltung. Wer
Musik nicht kennt, wer keinen Weg
zur Musik gefunden hat, weiß und
spürt nichts von ihrem Wert. 

Der Verlust der Kenntnis von
Musik, der Verlust von Ausbildungs-
möglichkeiten zur Musik bringt
langfristig eine kulturelle Öde her-
vor. Die europäische Verfassung will
den Schutz der Kultur und damit
auch der Musik fördern. Aber es
muss gleichzeitig auch etwas für die
Musik, ihre Ausgestaltung, ihre Ver-
breitung und ihren Schutz getan
werden. Dies beginnt beim Musik-
unterricht in den Schulen.

Weil die Musik nicht nur Kultur,
sondern auch Teil unserer Weltwirt-
schaft ist, ist es nötig, den besonde-
ren Stellenwert der Musik innerhalb
der Kultur und damit auch den be-
sonderen Stellenwert des Schutzes
der Musik in dieser globalisierten
Wirtschaftsordnung immer wieder
deutlich zu machen. 

Wir wollen auch künftig Super-
märkte mit musikalischer Unterma-
lung, Filme mit Titelsong, Konzer-
thäuser mit Konzerten und Babys
mit Wiegenliedern. 

Eine Kultur ohne Musik? Keine
Kultur ohne Musik.

Der Verfasser ist Pressesprecher der
GEMA ■

Für eine musikalische Zukunft unserer Kinder
Warum die GEMA den Projekttag „Musik für Kinder! Beim Bundespräsidenten“ unterstützt • Von Hans-Herwig Geyer

Hans-Herwig Geyer
Foto: GEMA-Kommunikation
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Die Bundesvereinigung Deutscher
Orchesterverbände (BDO) veranstal-
tet als Dachorganisation der instru-
mentalen Laienmusik am 30./31.
Oktober 2003 in der Landesvertre-
tung Baden-Württemberg in Berlin
ein Forum, das die Chancen und Per-
spektiven künftiger Allianzen zwi-
schen allgemeinbildenden Schulen
und Musikvereinen vor dem Hinter-
grund schulischer Ganztagsangebo-
te praxisorientiert darstellen und be-
werten soll.

Die zunehmend geführte Diskus-
sion um Ganztagsangebote an

allgemeinbildenden Schulen ist für
die Musikvereine in Deutschland
von großer Bedeutung. Die Bundes-
vereinigung Deutscher Orchester-
verbände möchte sich daher kon-
struktiv an dieser Diskussion beteili-
gen und Möglichkeiten aufzeigen,
auf welche Weise sich durch die Zu-
sammenarbeit von schulischen und
außerschulischen Einrichtungen für
beide Seiten nachhaltige Zukunfts-
potenziale erschließen lassen kön-
nen.

Im Mittelpunkt des Forums steht
dabei die Frage, wie solche Koopera-

tionen als Lern- und Betreuungsalli-
anzen den Musikunterricht an allge-
meinbildenden Schulen ergänzen
und unterstützen können. Beson-
ders wichtig ist daher die Überle-
gung, auf welche Weise der außer-
schulische Angebotsanteil konzep-
tionell und infrastrukturell mit dem
schulischen Angebotsanteil verbun-
den werden kann.

Der Ablauf der Forumsveranstal-
tung, für die acht Referentinnen und
Referenten aus dem gesamten Bun-
desgebiet gewonnen werden konn-
ten, gliedert sich in drei Abschnitte:
In einem ersten Schritt möchte das
Forum die Vielfalt bestehender Koo-
perationsansätze anhand des Län-
derbeispiels Rheinland-Pfalz ver-
deutlichen und zu einer systemati-
schen Ordnung der verschiedenen
Modelle finden. Dabei soll auch ge-
zeigt werden, welche außerschuli-
schen Träger und Einrichtungen ne-
ben den Musikvereinigungen mit
allgemeinbildenden Schulen koope-
rieren. In einem zweiten Schritt wer-
den anhand von Praxisbeispielen
aus Baden-Württemberg, Bayern
und Nordrhein-Westfalen exempla-
risch drei erfolgreiche und zukunfts-

orientierte Modelle vorgestellt. Die-
se zeigen auf, unter welchen Voraus-
setzungen Partnerschaften für die
Musik umgesetzt werden können.
Dabei beschränkt sich der Blick
nicht nur auf Musikvereine, sondern
schließt ebenso kommunale Musik-
schulen als außerschulische Träger
mit ein. Abschließend sollen in ei-
nem dritten Schritt Kooperations-
modelle unter verschiedenen Ge-
sichtspunkten und aus unterschied-
lichen Perspektiven bewertet wer-
den. Die Frage nach den Zukunfts-
potenzialen und den Notwendigkei-
ten von Kooperationen zwischen
Schulen und Musikvereinen wird
ebenso diskutiert werden wie die
Frage nach den Gefahren und Prob-
lemen.

Das Forum richtet sich an alle
möglichen Partner von Kooperati-
onsmodellen zwischen Musikverei-
nen und allgemein bildenden Schu-
len, an die Vertreter der Politik und
der Verbände auf Landes- und Bun-
desebene sowie an die Koordinato-
ren neuer Ganztagsschulmodelle in
den Kommunen und Ländern. Ganz
besonders angesprochen werden
sollen die Personen, die Kooperati-

onsmodelle in ihrer Schule oder ih-
rem Musikverein entwickeln und in
Zukunft umsetzen möchten.

Das Forum wird gefördert aus
Mitteln der Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien
durch die KulturStiftung der Länder
und ist abgestimmt mit dem Kon-
gress „Musik in der Ganztagsschu-
le“, den der Deutsche Musikrat in
Zusammenarbeit mit dem Verband
deutscher Schulmusiker (vds) vom
20. bis 22. Mai 2004 in Königstein
veranstalten wird. 

Die Teilnahme an der Forums-
veranstaltung ist kostenfrei. Bei der
Vermittlung von Übernachtungs-
möglichkeiten und bei weiteren Fra-
gen zur Anmeldung hilft die Ge-
schäftsstelle der Bundesvereinigung
Deutscher Orchesterverbände, Ru-
dolf-Maschke-Platz 6, 78647 Tros-
singen, Tel. 07425 – 8312, Fax 07425 –
21519.

Der Verfasser ist Geschäftsführer
der Bundesvereinigung Deutscher

Orchesterverbände ■

Allianzen für die Musik
Forumsveranstaltung zur Kooperation zwischen allgemeinbildenden Schulen und Musikvereinen • Von Erik Hörenberg

Wenn man den Verlautbarungen der
verschiedenen Kultusministerien
Glauben schenken darf, gehen die
allgemein bildenden Schulen wun-
derbaren Zeiten entgegen. Dank
Pisa ist zumindest ein verbales Inte-
resse an der Bildung, auch an der
kulturellen Bildung entstanden, das
sich in gewaltig anmutenden Re-
formplänen niederschlägt, die in er-
staunlich kurzer Zeit veröffentlicht
wurden. 

Insbesondere die Einrichtung von
Ganztagsschulen soll die nationa-

le Bildungskatastrophe in einen Bil-
dungswohlstand verwandeln. Ge-
fördert mit Bundesmitteln, natür-
lich nur im investiven Bereich, sol-
len die kulturhoheitlichen Länder
bewegt werden, sich diesem Allheil-
mittel zuzuwenden. Je nach politi-
scher Couleur entwickeln die Bun-
desländer  Programme zur Umset-
zung. In der letzten Ausgabe dieser
Zeitung war ein euphorischer Be-
richt über die zu erwartenden Seg-
nungen der Ganztagsschulen in
Rheinland-Pfalz zu lesen. Auch die
Musikschule beziehungsweise die
mit dem Landesverband getroffene
Vereinbarung neben Kirchen, Lan-
dessportbund, Handwerkskammer
und anderen wurde erwähnt. Allein
diese Reihung mutet etwas merk-
würdig an, ist doch die Musikschule
in vielen Kommunen neben der
Volkshochschule die einzige kom-
munale Bildungseinrichtung mit
diplomierten pädagogischen Fach-
kräften, die im wesentlichen mit
derselben Zielgruppe pädagogisch
arbeiten wie die allgemein bilden-
den Schulen. Und diese Pädagogen
stehen nun – zumindest in dieser
Aufzählung – in einer Reihe mit eh-
renamtlichen Jugendleitern. Steht
dahinter eine Erwartungshaltung?
Die „Stärkung des Ehrenamtes“? Das
wäre allerdings keine Chance für die
Arbeit der Musikschulen und auch
nicht für die musikalische Bildung.

Um mit Hilfe der Organisations-
form Ganztagsschule in Kooperati-
on mit der Musikschule zu einer Ver-
besserung der musikalischen Bil-
dung zu gelangen, die durchaus
weitreichende positive Folgen für

die gesamte Bildungsentwicklung
impliziert, bedarf es genauer umris-
sener Handlungsfelder, brauchen
wir Strukturen, die bei aller Freiheit,
die den Schulen von morgen einge-
räumt werden sollen, allen Beteilig-
ten Planungssicherheit gibt. Es ist
eine Binsenweisheit, dass Bildung
sich nicht durch eine Reihung öf-
fentlichkeitswirksamer Projekte er-
zielen lässt. Bildung vollzieht sich in
langfristig geplanten Zeiträumen –
auch musikalische Bildung.

Doch gilt bei aller Diskussion um
die wünschenswerte Vernetzung
von Ganztagsschule und Musik-
schule zunächst zu klären, welche
Form von Ganztagsschule das jewei-
lige Bundesland fördern will und
welche Schulstruktur in der jeweili-
gen Kommune entstehen soll.

Nach der Länderübersicht der
Kultusministerkonferenz (zwd, S.6/

nr.1/2003) spricht man von vier ver-
schiedenen Typen: die voll gebun-
dene Form (min. 3 Wochentage,
min. 7 Zeitstunden, voll strukturier-
ter Aufenthalt verpflichtend), die
teilweise gebundene Form (wie
oben aber mit Wahlaktivitäten, die
in konzeptionellem Zusammenhang
stehen), die halboffene Form (wie
oben, aber mit Betreuungsangebot,
zu dem sich die Eltern jeweils für ein
Schulhalbjahr verpflichten) und
schließlich die offene Form, in der
der Aufenthalt verbunden mit ei-
nem Bildungs- und Betreuungsan-
gebot in der Schule an mehreren Ta-
gen ermöglicht wird. In den  offenen
Formen können auch Elternbeiträge
erhoben werden.

Aus dieser Übersicht wird deut-
lich, dass, je offener die Struktur ist,
umso einfacher die Beteiligung der
Musikschule sich organisieren lässt.

Andererseits ist im Sinne einer Bil-
dungsreform doch eher wünschens-
wert, dass musikalische Bildung
eben nicht in den Bereich der Belie-
bigkeit und des Freizeitspaßes ge-
rückt wird.

Zumindest sollte die in der halb-
offenen Form beschriebene halbjäh-
rige Verbindlichkeit gegeben sein.
Dann können erfolgversprechende
Modelle wie Klassen- oder Stufenor-
chester in Verbindung mit Bläser-
oder Streicherklassen angegangen
werden. Wird dieser Unterricht noch
ergänzt durch Instrumentalunter-
richt in der Kleingruppe, erfährt die-
se Schule eine für alle Bereiche se-
gensreiche Musikalisierung.

Denkbar ist auch zum Beispiel
eine Gitarrenklasse, die täglich eine
Unterrichts/Übungsstunde erhält
und deren Instrumente in der Schu-
le bleiben. Somit ist ein gewisser
Lernfortschritt garantiert, da das
tägliche Üben Bestandteil des Wahl-
unterrichtes wäre – ein Modell, das
sich insbesondere für soziale Brenn-
punkte eignet.

Die tägliche Chorstunde könnte
in der Ganztagsschule eingerichtet
werden. Die Stimmbildner und
Chorleiter der Musikschule würden
sicher gerne mitarbeiten.

In Grundschulen sind Blockflö-
tenklassen, Spiel– und Singkreise
sehr schnell einzurichten. Der Be-
darf ist vorhanden, Kinder singen
immer noch gerne und der eklatan-
te Mangel an ausgebildeten Musik-
lehrern für die Grundschule wäre
zumindest zum Teil in einer Ganz-
tagsschule aufzufangen.

Perkussionskurse, die heute an
Förderschulen mit Hilfe eines För-
dervereins stattfinden, werden zum
selbstverständlichen Bestandteil des
Wahlangebotes der Ganztagsschule.

Die Liste der Möglichkeiten ließe
sich wesentlich erweitern, hier soll-
ten sie nur angedeutet werden. Vo-
raussetzung dazu ist allerdings zu-
nächst der politische Wille zu mehr
Bildung und Erziehung, resultierend
aus der Wahrnehmung wissen-
schaftlich gesicherter Erkenntnisse
(wie zum Beispiel der Bastian-Stu-
die) und sodann die ökonomische
Umsetzung. Wenn Bildung profes-

sionell betrieben werden soll, kann
sie nie auf der Basis des fröhlich di-
lettierenden Ehrenamtes aufgebaut
werden. Wir brauchen Menschen,
die mit dieser Arbeit existenziell ver-
bunden sind und sie langfristig
nachhaltig tun.

Die öffentlichen Musikschulen
sind dazu bereit, sie haben die erfor-
derlichen Lehrkräfte, sie können ei-
ne wichtige Komponente im Leben
der Schule von morgen sein.

Im Umkehrung des Titels möch-
te ich behaupten: „Die Musikschu-
len sind eine Chance für die Ganz-
tagsschule!“ 

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Verband deutscher Musikschulen ■

Musik in der Schule von morgen
Ganztagsschulen – eine Chance für die öffentlichen Musikschulen? • Von Gerd Eicker

Musik machen wird wieder zur Qualität der allgemein bildendenen Schule
Foto: Erich Malter
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Musikurheber

• Thema: Generation „Jein“
und Generation „Kalt“



Die Absolventen künstlerischer
Hochschulen streben mit den Fach-
qualifikationen, die sie während ih-
res Studiums erworben haben, in un-
terschiedliche und vielfältige Berufs-
felder. Sie gehen ihren individuellen
Weg als freie Künstlerin, Musiker,
Sängerin, Designer, Mediengestalte-
rin, Filmemacher und Schauspielerin
oder – eher seltener – als Querein-
steiger in traditionellere Berufe;
mehr als 50 Prozent werden „selb-
ständige Unternehmer“ am Kunst-
und Kulturmarkt.

Ob sie sich dabei eher einem
künstlerischen Beruf im enge-

ren Sinne, einem marktnahen Kul-
turberuf, einem Kultur vermitteln-
den Beruf oder einem Kultur verwer-
tenden Beruf (vergleiche Schulz/Zim-
mermann) zuordnen oder sich in
diesen Sparten je nach Bedarf posi-
tionieren können, hängt mindestens
genauso stark von ihrem künstleri-
schen Talent wie von ihren über-
fachlichen Kompetenzen ab, die al-
lerdings noch nicht in den Curricula
der Hochschulen zu finden sind.

Die Hochschulen entlassen auf
den immer härter umkämpften Kul-
tur- und Kunstarbeitsmarkt junge
Menschen, die noch nie einen „Kne-
belvertrag“ gesehen haben, die das
Urheberrecht nicht verstehen, die
sich hilflos fühlen, wenn sie den An-
trag für die Künstlersozialversiche-
rung ausfüllen sollen, die ihren
Marktwert nicht benennen können,
weil ihnen die Kriterien nicht be-
kannt sind, nach denen ein solcher
gemessen beziehungsweise be-
stimmt wird, und die noch nie über
den Spagat zwischen künstlerischer
Identität und Marktkonformität
nachgedacht haben. Sollten die
künstlerischen Hochschulen nicht
eher Künstler hervorbringen, die be-
reits eigene Strategien entwickelt
haben, die eine Verbindung zwi-
schen ihren künstlerischen Vorstel-
lungen und den Anforderungen des
Marktes ermöglichen? Sollten
Künstler nicht bereits im Studium
lernen, wie sie ihre Kunst präsentie-

ren, wie sie mit Agenten, Mäzenen
oder Sponsoren verhandeln? Sollten
sie nicht wissen, dass dies ihre zu-
künftigen ‚Gesprächspartner‘ sind?
Sollten sie diese Gespräche nicht
schon mal im Rollenspiel erprobt
haben? Darf er/sie wissen, wie lange
es dauern kann, bis sich Existenz si-
chernde Erfolge einstellen, welche
Abstufungen es gibt zwischen ‚un-
bekannt‘ und ‚weltberühmt‘, wel-
cher Prozentsatz der Kommilitonen
es auf dieses Niveau schafft? 

Dass Talent alleine nicht genügt,
auch wenn es im Übermaß vorhan-
den ist, ist allgemeines Wissen. Sich
darstellen, sich präsentieren, ‚netz-
werken‘ können, ist ebenfalls eine
‚Kunst‘, und sie ist erlernbar.

Nach dem Ende ihrer künstleri-
schen Ausbildung an der Hochschu-
le sind die Absolventen meist unvor-
bereitet mit dem künstlerischen
Markt konfrontiert. Sie stehen vor
der Herausforderung, die kreative
Tätigkeit und die eigene Existenzsi-
cherung verbinden zu müssen, ohne
die dafür notwendigen Kenntnisse
zu besitzen. 

Wie lassen sich die künstleri-
schen Interessen von Absolventen
mit den Anforderungen des Marktes
verbinden? Eine künstlerische
Hochschule stellt sich dieser Verant-
wortung, wenn sie ihren Studieren-
den ‚Werkzeuge‘ zum Erwerb der
notwendigen sozialen, organisatori-
schen und technischen Kompeten-
zen anbietet, die eine Existenzsiche-
rung am Kunst- und Kulturmarkt er-
möglichen.

Das Kursprogramm „Toolbox for
Work and Living“ der Berliner Uni-
versität der Künste (UdK) unter-
stützt die Studierenden, solche
Kompetenzen zu erwerben. Die
Toolbox wird durch das erst seit zwei
Jahren bestehende, aus europäi-
schen Fördermitteln und Eigenmit-
teln der Universität finanzierte Ca-
reer Center umgesetzt.

Die Studierenden der UdK kön-
nen gezielt Qualifikationen und
‚Werkzeuge‘ für ihren Berufsein-
stieg oder ihre berufliche Selbstän-

digkeit erwerben; die Teilnahme
wird durch ein Kompetenzen-Port-
folio bescheinigt.

Die Toolbox for Work and Living
umfasst Workshops, thematisch auf-
geteilt in sechs Module, die indivi-
duell entsprechend dem eigenen
Bedarf zusammengestellt werden. 

In den Workshops werden The-
men behandelt wie Selbstdarstel-
lung im Internet, Kontaktaufnahme
mit und Bewerbung bei Agenturen,
erfolgreiche Kommunikation mit

Geschäftspartnern, Präsentations-
und Verhandlungstechniken, Ak-
quise. Beispielsweise unterstützen
die Workshops im Modul „Existenz-
gründung“ die Entscheidung, sich
selbständig zu machen, sie vermit-
teln Kenntnisse über Rechtsformen
für Gründungen, zum Aufbau von

Netzwerken und erklären Finanzie-
rungs- und Fördermöglichkeiten
für junge Existenzgründer. Das Mo-
dul „Sponsoring“ geht darauf ein,
welche Möglichkeiten bestehen,
durch Fundraising, Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit und Akquise die
eigenen Projekte finanzier- und
umsetzbar zu machen. Darüber hi-
naus wird vermittelt, wie Ausschrei-
bungen von Wettbewerben und Sti-
pendien zu lesen und zu nutzen
sind. Durch das Modul „Recht“ wer-

den Wissen und Kenntnisse zu Ver-
trags-, Urheber- und Verwertungs-
rechten, Künstlersozialkasse, Ver-
bandsmitgliedschaften vermittelt,
damit kein(e) Absolvent/in mehr
sagen muss: „Knebelvertrag? Noch
nie gehört.“

Die Professionalisierung des ei-

genen Marktauftritts ist genauso
Thema, wie ‚neue‘ Kunden zu fin-
den, neue Beschäftigungsfelder aus-
zuloten und die eigenen Präsentati-
onstechniken wie -medien zu opti-
mieren. Den Kunst- und Kultur-
markt zu ‚kennen‘, zu wissen, wel-
che Akteure ihn gestalten, wie Mit-
telflüsse verlaufen, welche Um-
gangsformen bestehen – all dies ist
erlernbares Wissen, das das Career
Center transferiert.

Parallel zum Kursprogramm
Toolbox for Work and Living setzt
das Career Center individuelle Ein-
zelberatungen und Coaching ein.
Die individuelle Beratung ist Aus-
gangspunkt für den Kompetenzer-
werb und steht unter dem Motto:
Welche Zusatzkompetenzen brau-
che ich? Wie sieht mein persönliches
Kompetenzportfolio aus? Das Spekt-
rum in den Beratungsgesprächen
reicht von reinen Informationsfra-
gen, der Erarbeitung von Recher-
che- und Einstiegsstrategien, Ver-
besserungsvorschlägen für bereits
geplante Vorgehensweisen, bis hin
zur Abgleichung zwischen Berufs-
vorstellungen und inhaltlicher und
ökonomischer Realität am Kunst-
und Kulturmarkt. 

Das Career Center greift das Be-
sondere auf und ‚matcht‘ es mit den
allgemeinen Bedingungen des
Kunst- und Kulturmarkts. Hier kann
die Selbsteinschätzung einer
Fremdbewertung gegenübergestellt
werden und es kann diskutiert wer-
den, welche weiteren zu erwerben-
den Kompetenzen eher ein erfolg-
reiches Wirken am Kunst- und Kul-
turmarkt ermöglichen. Dies gelingt
– kann nur gelingen – durch ein in-
dividualisiertes Konzept. 

Weitere Informationen zum Ca-
reer Center der UdK Berlin: www.ca-
reercenter.udk-berlin.de

Die Verfasserin ist Koordinatorin
des Career Centers der UdK Berlin ■

Talent allein genügt nicht  
Wie Künstler erfolgreich Karriere machen • Von Angelika Bühler

Kein metaphysisches Problem: Die Nachfahren von Aristoteles suchen einen
Arbeitsplatz. Foto: Albrecht-Ludwigs-Universität Freiburg
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Der Berufsverband Bildender Künst-
ler Berlins, BBK, und das Bildungs-
werk des BBK Berlins haben die Ini-
tiative zu einem Projekt der ästheti-
schen Bildung „Künstler in die Schu-
len“ ergriffen. 

Seit 2001 entwickelt der Berufsver-
band Bildender Künstler Berlins

das Projekt „Künstler in die Schu-
len“. Vorläufer waren einzelne Koo-
perationen von Künstlerinnen und
Künstlern mit engagierten Schulen,
die aus eigener Initiative entstanden
oder im Rahmen bezirklicher Maß-
nahmen wie etwa des Quartiersma-
nagements angestoßen worden wa-
ren.

Nicht zuletzt durch die PISA-
und IGLU-Studie weiter motiviert,
will „Künstler in die Schulen“  dazu
beitragen, dass Kinder und Jugendli-
che, insbesondere auch aus benach-
teiligten sozialen Gruppen, zur Ent-
deckung ihrer Selbstständigkeit an-
geleitet werden, verschiedene
Schlüsselkompetenzen ausbilden
und weiter entwickeln. Dazu gehö-
ren Fähigkeiten im ästhetischen,
kreativen und kognitiven Bereich
wie etwa das Vermögen zum bildli-
chen und sprachlichen Lesen und
Lernen oder zum Ausdruck von
Emotionen. Durch das künstlerische

Erleben in der Gruppe sollen soziale
Kompetenzen wie Toleranz, Kritik-
und Konfliktlösungsfähigkeit ge-
schult und eigenes kreatives Poten-
zial erschlossen werden. Ziel des
Umgangs mit diversen ungewohn-
ten Materialien und Techniken so-
wie den neuen Medien ist darüber
hinaus die Förderung der Fähigkeit,
Wissen selbsttätig zu erwerben, an-
zuwenden und zu übertragen. 

Diese anspruchsvollen Ziele sol-
len dadurch erreicht werden, dass
an sozialen Brennpunkten der Berli-
ner Bezirke inner- und außerschu-
lisch kreative Jugend- und Stadtteil-
arbeit durchgeführt und unterstützt
wird. Dazu wurde in der ersten Pro-
jektphase ab dem Jahr 2001 eine
Umfrage unter etwa 2000 Künst-
lerinnen und Künstlern durchge-
führt, um sich über deren Erfahrun-
gen im Bereich der Kinder- und Ju-
gendbildung zu informieren. An-
hand der zahlreichen Antworten auf
den ausführlichen Fragenkatalog
wurde deutlich, wie groß das Poten-
zial an qualifizierten Künstlerinnen
und Künstlern ist, die bereits im
Kinder- und Jugendbildungsbereich
professionell tätig waren und sind.
Das Spektrum künstlerischer Medi-
en, welche die Künstlerinnen und
Künstler einbringen, reicht von ver-

schiedenen Malerei-, Bildhauerei-
und Zeichentechniken über Video,
Foto, Text und Modellbau bis hin zu
Maskentanz, Performances und
Raumgestaltung. Anschließend
wurde begonnen, den Bedarf seitens
der Berliner Schulen zu evaluieren.
Dazu wurde das Projekt etwa 900
Berliner Grund- und Oberschulen in
einem Schreiben vorgestellt; auch
von dieser Seite gibt es zahlreiche
interessierte Rückmeldungen.

Für das Projekt werden bald im
Rahmen von Fördermaßnahmen
der öffentlichen Hand zwölf befris-
tete Arbeitsplätze geschaffen, die in
vier zeitversetzten Etappen besetzt
werden. Die Auswahl der Künstle-
rinnen und Künstler erfolgt nach ei-
ner öffentlichen Ausschreibung, die
noch im Sommer 2003 erfolgen
wird, durch einen unabhängigen
Ausschuss. Die Ausschreibung rich-
tet sich an alle interessierten
Künstlerinnen und Künstler, welche
bestimmte formale Förderkriterien
erfüllen. Professionelle Kriterien
sind die künstlerische Qualität, pä-
dagogische Erfahrungen, das Ver-
mögen zur Selbstreflexion und zur
Motivation anderer Menschen. The-
matisch gliedert sich das Projekt in
vier Teilbereiche, an denen die
Künstlerinnen und Künstler ihre

Workshop-Angebote orientieren,
nämlich Kunst und Ökologie, Kunst
und Technik, Kunst und Sinnlichkeit
und Kunst und Medien. Mit den ein-
zelnen Workshops sollen Kinder und
Jugendliche aller Altersgruppen an-
gesprochen werden.

In der Konkretisierungsphase
sollen im Rahmen von Kooperatio-
nen mit interessierten Berliner
Schulen Workshops von unter-
schiedlicher Dauer durchgeführt
werden. Sie können je nach den Be-
dürfnissen und Möglichkeiten der
einzelnen Schulen flexibel in den
schulischen Rahmen integriert oder
außerhalb des Regelunterrichts an-
gesiedelt werden. Einzelprojekte
können auch in beschränktem Um-
fang in den exzellent ausgestatteten
Räumen der Bildhauerwerkstatt des
Kulturwerks des BBK im Berliner
Wedding durchgeführt werden. 

In einem Seminar, das den Teil-
nehmern als Weiterbildung auch
neue Perspektiven eröffnen kann,
bereiten sich die ausgewählten
Künstlerinnen und Künstler auf ihre
Arbeit mit den Kindern und Jugend-
lichen vor, werden Ziele, Methoden
und Kooperationsmöglichkeiten ge-
klärt. Neben diesem Seminar sind
weitere das Projekt begleitende
Fortbildungen und Supervisions-

möglichkeiten vorgesehen. Quali-
tätskriterien für „Künstler in die
Schulen“ sollen, unterstützt durch
eine wissenschaftliche Begleitung
und Evaluation des Projektes, von
den Künstlern in Zusammenarbeit
mit verschiedenen Experten und
Forschungsinstituten erarbeitet
werden. Die einzelnen Maßnahmen
werden zudem aus künstlerischer
und pädagogischer Sicht ausgewer-
tet.

Der BBK und sein Bildungswerk
verstehen sich als Motor und
Schnittstelle im Projekt „Künstler in
die Schulen“. Als Fernziel des Pro-
jektes ist avisiert, dass es sich durch
dauerhafte Kooperationen verstetigt
und zu einer selbstständig funktio-
nierenden und festen Institution in
der Berliner Schul- und Jugendbil-
dungslandschaft entwickelt. Der
BBK und das Bildungswerk bringen
dazu eine ausbaufähige Infrastruk-
tur für das Projektmanagement ein.
Sie schaffen damit eine Basis, um ei-
ner umfassenden ästhetischen und
kulturellen Kinder- und Jugendbil-
dung in Berlin auch in Zeiten leerer
Kassen eine Perspektive zu eröffnen.

Die Verfasserin betreut das Projekt
„Künstler in die Schulen“ des

Bildungswerks des bbk berlins ■

Kunst im Klassenzimmer
Der BBK Berlins und sein Bildungswerk bringen „Künstler in die Schulen“ • Von Claudia Brauers
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Wert der Kreativität
Kulturwirtschaft muss in Künstlerinnen und Künstler investieren • Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Man stelle sich einmal vor, jemand
geht in eine Buchhandlung, nimmt
ein Buch aus dem Regal, steckt es
ohne Schuldgefühle in seine Tasche,
geht damit gemütlich aus dem La-
den, macht es sich zu Hause be-
quem, liest das Buch, legt es wieder
zur Seite, nimmt es wieder zur Hand
und entschließt sich nach ein, zwei
oder auch drei Tagen wieder in die
Buchhandlung zu gehen und zu sa-
gen, dass ihm das Buch gefallen ha-
be und er daher auch bereit ist, 10
Euro zu zahlen. 

Das Beispiel ist unrealistisch! Ja
sicher, jeder weiß, dass man

Bücher in Buchhandlungen nicht
stehlen darf und ein Ladendieb wür-
de wohl kaum, wenn ihm das ge-
klaute Buch gefallen hat, in die
Buchhandlung zum Bezahlen zu-
rückkommen.

Für die Musikbranche ist dieser
Vorgang aber längst zur Realität ge-
worden und für die Filmbranche be-
ginnt es sich langsam durchsetzen.
Schöpferische Werke werden aus
dem Netz geladen, ohne dass an die
Bezahlung der Künstler gedacht
wird. Viele Downloader meinen so-
gar, es sei ihr gutes Recht, kostenlos
Musik oder Filme herunterladen zu
können. Sie argumentieren damit,
dass die Plattenkonzerne ohnehin
genug verdienen. Wo ist der Unter-
schied zwischen dem Plattenkon-
zern Bertelsmann, der in der Sparte
BMG beispielsweise Whitney Hous-
ton oder Eros Ramazotti verlegt und
dem Buchkonzern Bertelsmann, der
in der Sparte Random House Stefan
Heym oder John Grisham heraus-

bringt? Und kommt jemand auf die
Idee, mit einem Mercedes, ohne zu
bezahlen, aus dem Autohaus zu fah-
ren, da er meint, DaimlerChrysler
verdient genug? 

Eine neue Variante des Dieb-
stahls geistigen Eigentums ist die
Idee des Internetgurus Andy Müller-
Maguhn, illegal heruntergeladene
Musikstücke oder einen Film in Ru-
he zu Hause anzuhören oder anzu-
schauen und dann, wenn es gefällt,
einen selbst festgelegten Obolus an
die Rechteinhaber zu bezahlen.  

Was für körperliche Werke un-
denkbar erscheint, ist bei digitalen
Werken scheinbar selbstverständ-
lich. Mit dem Internet wurde über
viele Jahre hinweg die Idee ver-
knüpft, alles im Netz sei kostenlos
erhältlich, es ginge schließlich nur
um die Verbreitung von Informatio-
nen und Wissen und es würde da-
durch eine Ökonomie gegen das ka-
pitalistische System geschaffen.
Manche haben diese Sichtweise zur
Ideologie verklärt.

Nun ist es tatsächlich so, dass
viele Inhalte kostenfrei aus dem
Netz zu laden sind. Das heißt aber
noch lange nicht, dass sie auch ohne
Kosten produziert werden und auch
die Bereitstellung kostenlos wäre.
Durch den Einsatz der neuen Infor-
mations- und Kommunikations-
technologien hat sich längst ein gro-
ßer Markt gebildet. Ein Markt, auf
dem mit Unkörperlichem gehandelt
wird. Die Zeiten einer kleinen Inter-
netgemeinde, die subversiv ein
Netz, das einmal militärischen Zwe-
cken dienen sollte, nun zivilgesell-
schaftlich nutzen, gehören längst
der Vergangenheit an. 

Im Mittelpunkt sollte daher heu-
te die Frage nach dem Wert kreativer
Leistungen stehen, wenn über
Downloads künstlerischer Inhalte
aus dem Netz gesprochen wird.
Künstler brauchen wie alle Men-
schen einen gefüllten Kühlschrank.
Dieser Kühlschrank füllt sich aber
nicht von alleine, sondern aus den

Erlösen durch den Verkauf der
schöpferischen Werke. Künstler le-
ben davon, dass ihre Bücher ge-
druckt und gekauft werden; dass ih-
re Bilder ausgestellt und gekauft
werden; dass ihre Musik produziert
und gekauft wird und dass ihre Fil-
me gedreht und gegen Eintrittsgeld
gezeigt sowie die Videos und DVDs
verkauft werden. So wie jeder für
seine Arbeit entlohnt werden will,
müssen auch Künstler von ihrer
künstlerischen Arbeit leben können.

Künstlerische Arbeit hat also
nicht nur einen ideellen Wert. Sie
hat ebenso einen ökonomischen
Wert. Sowohl der ideelle als auch der
ökonomische Wert von Kreativität
muss in der Zukunft viel stärker ver-
mittelt werden. Verbote sind dabei
eine schlechte Form der Vermitt-
lung. Die Kriminalisierung von Kin-
dern und Jugendlichen hilft nicht
weiter. Es ist vielmehr der Weg in ei-
ne Sackgasse, denn es sind die Kin-
der der heutigen Entscheider, die an
den Pranger gestellt werden. Außer-
dem wird durch die reine Kriminali-
sierung niemand davon zu überzeu-
gen sein, dass auch digital zur Verfü-
gung gestellte Werke einen Wert ha-
ben.

Vordringlich ist demgegenüber
zu verdeutlichen, dass Kreativität
nicht aus dem Nichts entsteht; dass
Kreative Einkommen erzielen müs-
sen; dass für künstlerische Leistun-
gen ebenso bezahlt werden muss
wie für den Frisör, das Auto oder die
Jeans. Das schließt nicht aus, dass
Musik oder Filme aus dem Netz gela-
den werden können, wenn eine ent-
sprechende Entlohnung möglich ist.

Angesichts der aktuellen Diskus-
sionen um Raubkopien, um
Downloads aus dem Internet und
um die Frage der Informationsfrei-
heit plant der Deutsche Kulturrat,
dem Thema „Wert der Kreativität“
besondere Aufmerksamkeit zu
schenken. Über die bislang bereits
praktizierte kulturpolitische Positio-
nierung zur Entwicklung der Infor-

mationsgesellschaft und zur Rolle
des Urheberrechts als Marktord-
nungsrecht in der Informationsge-
sellschaft hinaus will der Deutsche
Kulturrat den „Wert kreativer Leis-
tungen“ stärker in den Vordergrund
rücken. In dieser und in den folgen-
den Ausgaben von politik und kul-
tur werden daher konträre Positio-
nen zu dem Thema vorgestellt und,
wie wir uns wünschen, kontrovers
diskutiert werden. Daneben wird die
Fragestellung in den verschiedenen
Vorhaben und Projekten des Deut-
schen Kulturrates ihren Ort finden.

Zu denken ist dabei in erster Li-
nie an das Projekt „Kulturelle Bil-
dung in der Bildungsreformdiskus-
sion – Konzeption Kulturelle Bil-
dung“. Hier soll aufgezeigt werden,
welche Bedeutung die ästhetischen
Fächer für die Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen haben und
welche Aufgabe sie in der Bildungs-
landschaft von morgen überneh-
men können. Beschäftigen sich Kin-
der und Jugendliche mit Bildender
Kunst, mit Musik, mit Tanz, mit Lite-
ratur, mit Theater, so ergibt sich da-
raus folgerichtig die Frage nach dem
Wert der Künste und mithin nach
dem Wert der Kreativität. 

Ein weiteres Themenfeld, in
dem es existenziell um den „Wert
der Kreativität“ geht, sind die der-
zeit stattfindenden GATS-Verhand-
lungen. Hier vertritt der Deutsche
Kulturrat die Auffassung, dass das
europäische und im Besonderen
das deutsche Kulturfördersystem,
das eine einzigartig vielfältige Kul-
turlandschaft ermöglicht hat, er-
halten bleiben muss. Das Besonde-
re an den GATS-Verhandlungen ist,
dass sie nicht, wie man es von Ge-
setzgebungsprozessen auf der na-
tionalen Ebene kennt, einen An-
fang und ein Ende haben, sondern
dass vielmehr ein kontinuierlicher
Verhandlungsprozess stattfindet
(siehe hierzu auch die Beiträge Sei-
te 21 und Seite 22 in dieser Ausgabe
von politik und kultur).

Von Bedeutung wird die Beto-
nung des Wertes kreativer Leistun-
gen beziehungsweise der Künste
auch in der Diskussion um die Da-
seinsvorsorge sein. Ausgehend von
der EU-Kommission findet derzeit
ein Konsultationsprozess statt, was
künftig zur Daseinsvorsorge gehört.
Das heißt konkret, was die öffentli-
chen Hände künftig vorhalten oder
finanzieren müssen, da es zur Da-
seinsvorsorge gerechnet wird. Der
Deutsche Kulturrat wird sich an die-
ser Diskussion beteiligen und dafür
eintreten, dass Kultureinrichtungen
aller künstlerischen Sparten in den
Städten und Gemeinden zur Da-
seinsvorsorge gehören. 

„Wert der Kreativität“ ist mehr
als das sicherlich drängende Prob-
lem der Musik- und der Filmwirt-
schaft, illegale Downloads und Ko-
pien zu unterbinden. „Wert der
Kreativität“ stellt die Frage nach der
Rolle der Künste in der Gesellschaft.
Wenn wir eine Gesellschaft wollen,
in der Kunst und Kultur für alle Be-
völkerungsgruppen vorgehalten
und zugänglich gemacht wird, wenn
wir durch kulturelle Bildung mög-
lichst vielen Menschen den Zugang
zu Kunst und Kultur ermöglichen
wollen, dann muss es uns wert sein,
Kunst und Kultur zu finanzieren und
damit ihre Entwicklungsmöglichkei-
ten zu sichern. „Wert der Kreativität“
heißt dann, die Rahmenbedingun-
gen so zu gestalten, dass Künstlerin-
nen und Künstler von ihrer kreati-
ven Arbeit leben können, dass Kul-
tureinrichtungen ihre Angebote
breiten Bevölkerungsgruppen offe-
rieren können und sie sich auch als
Bildungseinrichtungen begreifen,
dass die kulturelle Bildung einen hö-
heren Stellenwert erhält und last but
not least, dass die Kulturwirtschaft
in Künstlerinnen und Künstler in-
vestiert und ihre Produkte verkaufen
kann. Der Deutsche Kulturrat wird
sich hierfür stark machen. ■

Ich kenne kein lebendigeres Musik-
genre als die Elektronik. Ich muss
das sagen, denn ich verdiene mein
Geld mit dieser Musik. Als Journalist
(für elektronische Musik), Betreiber
einer Plattenfirma (Elektronisches
und Artverwandtes) und Musiker (ra-
ten Sie mal), bin ich von morgens bis
abends von Schallplatten, CDs, Pres-
setexten, Demos von potenziellen
neuen Künstlern oder Artwork-Ent-
würfen umgeben.

Ich beschwere mich nicht, ich
wollte das ja nicht anders, aber

auch, wenn man zwei meiner drei
Jobs streichen würde: Versucht man
sich einen Überblick der elektroni-
schen Musik zu verschaffen, ist man
eine Weile beschäftigt. Frech be-
hauptet, ist das Einzige, was von der
Job Description des Musikers im
Laufe der Jahrzehnte als feste Kon-
stante übrig geblieben ist, die Krea-
tivität. Alles andere, vor allem die
Beherrschung von traditionellen In-

strumenten als Grundvorausset-
zung, um überhaupt am kreativen
Prozess teilhaben zu können, hat
sich aufgelöst. Was zählt, ist ein Ge-
spür für das, was man erreichen will,
Elektronik sei Dank.

Durch den Einzug der elektroni-
schen Musikinstrumente im Allge-
meinen und der Digitaltechnik im
Besonderen kann Musik nicht nur
vollständig am heimischen Rechner
produziert werden, auch die Instru-
mentierung und der Umgang mit
Klang hat sich radikal verändert.
Durch die Sampling-Technologie
steht dem Musiker jeder nur denk-
bare Klang für die eigenen Komposi-
tionen zur Verfügung, sei es Moto-
rengeräusch, ein Schlagzeugmotiv
von James Brown oder die Berliner
Philharmoniker: Klänge werden ent-
weder selbst aufgenommen oder
aus bereits existierenden Aufnah-
men übernommen und dann elekt-
ronisch weiter verarbeitet. Für die
musikverwaltende Zunft, konkret
die GEMA und die Musikverlage, ist
diese Tatsache trotz aller existieren-
den Abstufungen ein nicht zu tole-
rierender Raubbau, der den ur-
sprünglichen Urhebern des musika-
lischen Werkes honoriert werden
muss, was trotz aller Bemühungen
in den wenigsten Fällen auch tat-
sächlich passiert.

Zum Glück. Denn diese „Re-

spektlosigkeit“ im Umgang mit be-
reits existierender Musik ist für den
größten kreativen Entwicklungs-
schub in der Musik der letzten 100
Jahre überhaupt verantwortlich.
Und die Musiker lachen sich über
diese antiquierte Interpretation von
Kreativität kaputt. Die Folge ist ein
freierer Umgang mit dem Phäno-
men Klang, egal ob es dabei nur um
kurze Fragmente eines größeren

musikalischen Zitats geht, vielleicht
eine HiHat einer alten Jazzplatte
oder einen unglaublichen Basston
einer Funk-Produktion, oder um ein
eindeutig identifizierbares Zitat. Die
Frage nach der Rechtmäßigkeit fällt
hier mit der des kreativen Ergebnis-
ses zusammen. Und die regelt der
Markt. Der entscheidende Punkt ist,
dass das Urheberrecht dabei nicht
völlig aus den Angeln gehoben und
ignoriert wird. Vielmehr hat es, vor-

bei an allen traditionell an diesem
Prozess beteiligten Institutionen, ei-
ne neue Wertigkeit bekommen.

Elektronische Musik ist ein Ge-
ben und Nehmen. Beim Produzie-
ren eigener Stücke bedient man sich
bei bereits existierender Musik, und
wird das eigene Stück veröffentlicht
und ein halbes Jahr später taucht
plötzlich ein Fetzen auf einer ande-
ren Produktion auf, ruft man nicht

den Anwalt an, sondern macht sich
eher eine Fanta auf, schickt viel-
leicht eine Email und erkundigt sich
nach dem neuen Produzenten, so
man sich denn nicht sowieso schon
kennt, denn: Das Netzwerk in der
elektronischen Musik funktioniert.
Dass der GEMA das irgendwie un-
heimlich ist, ist klar, den Kampf hat
sie aber schon längst verloren. Zwar
informiert jedes Presswerk die GE-
MA über jeden hergestellten Tonträ-

ger; zum Durchstöbern aller Pro-
duktionen nach eventuell bekann-
ten Fragmente fehlen der GEMA
und den Musikverlagen einerseits
die Zeit und andererseits das künst-
lerische Ohr. Die Kreativität hat
durch digitale Produktionstechni-
ken einen gewaltigen Schub bekom-
men und lohnt sich immer noch für
alle Beteiligten, auch wenn das
Schlagzeug eigentlich von James

Brown ist. Würde der heute leben,
hätte er es genauso gemacht, ganz
bestimmt.

Der Autor ist Musiker, Betreiber der
Plattenfirma „City Centre Offices“

und Redakteur der Zeitschrift
„de:bug. Zeitung für elektronische

Lebensaspekte“ ■

Die Welt ist mein Archiv
Über das Selbstverständnis moderner Medienkünstler • Von Thaddeus Herrmann

In der elektronischen 
Musik wird geklaut.

Na und?
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Michael Schindhelm, 1960 in Ei-
senach geboren, studierte von

1979 bis 1984 an der Universität
Woronesh Quantenchemie. Als Mit-
arbeiter der Akademie der Wissen-
schaften der DDR (bis 1986) war er
Arbeitskollege von Angela Merkel.
Im Jahr 1990 wurde er Theaterdirek-
tor in Nordhausen, ehe er 1996 als
Intendant an das Baseler Theater
ging. Nebenher ist er als Schriftstel-
ler tätig.

puk: Herr Schindhelm, was hat die
Kreativität eines Quantenchemi-
kers mit der eines Theaterinten-
danten gemein?

Michael Schindhelm: Eigentlich
nichts. Da die Spezialdisziplin des
Quantenchemikers nichts mit dem
Theater zu tun hat, haben auch die
kreativen Prozesse, Energien und
Quellen wenig miteinander zu tun.
Aus meiner persönlichen Erfahrung
heraus – darauf spielen Sie ja an –
kann ich sagen, dass in mir offenbar
zwei auf den ersten Blick weit von-
einander entfernt liegende Disposi-
tionen bestehen, die mir geholfen
haben, in einem künstlerischen und
Kunst managenden Beruf klarzu-
kommen. Die Quantenchemie ist ei-
ne Wissenschaft, die auf der einen
Seite eine hohe Rationalität im Den-
ken voraussetzt und gleichzeitig
trotzdem den Übersprung in die
Phantasie oder in das Irrationale
verlangt. Sie beschäftigt sich ja mit
vielen paradoxen Phänomenen un-
serer Welt.

Das Theater ist sicher auch eine
Welt mit vielen Paradoxien. Unab-
hängig von diesem Bonmot setzt das
Leiten eines Theaters eine bestimm-
te Rationalität im Denken voraus
und gleichzeitig die Fähigkeit, sich
in Dinge einzufühlen, die mit der
Ratio nicht zu erklären sind. Das
könnte man auch Intuition nennen.

puk: Kann man sagen, dass Ihr
Wechsel von der Quantenchemie
ins kulturelle Fach mit dem Ende
der DDR zusammenfiel? Und wa-
rum war das so?

MS: Ja. Ohne den Zusammen-
bruch der DDR hätte dieser Wechsel
so nie stattgefunden. Ein Leitmotiv
meiner Biographie – das klingt auch
in meinem Buch „Zauber des Wes-
tens“ an – ist das, was ich die „Kon-
fession der Verwandlung“ nenne.
Ich gehöre zu einer Generation, die
am Ende der DDR jung genug gewe-
sen ist, sich noch einmal die Frage
zu stellen, ob sie ihre Biographie
nicht neu definieren muss. Alle bis-
herigen Rahmenbedingungen än-
derten sich, es ergab sich die Frei-
heit, seine berufliche Perspektive
noch einmal ganz anders zu wählen.

Ich habe freilich schon seit 1987
als Übersetzer und Autor gearbeitet;
insofern war der Weg ein wenig ge-
ebnet. Dennoch hätte ich sicherlich
niemals eine Karriere im Theater ge-
macht, wenn es nicht diese radikale
Veränderung der Gesellschaft gege-
ben hätte. Plötzlich bekam jemand
wie ich mit 28, 29 Jahren die Chance,
Verantwortung zu übernehmen für
etwas, was ich im Grunde genom-
men gar nicht hätte verantworten
können und dürfen. Es ist schon ein
Stück weit absurd, dass jemand, der
noch nie in einem Theater gearbei-
tet und im Beruf Verantwortung für

andere getragen hatte, plötzlich Co-
Direktor, später Direktor eines Drei-
spartentheaters mit über 300 Be-
schäftigten wurde.

puk: Stichwort „Freiheit“. In wel-
chem Verhältnis steht die Kreativi-
tät zur Freiheit: Wird Kreativität
durch mangelnde Freiheit einge-
schränkt oder vielleicht sogar be-
fördert?

MS: Individuelle Freiheit ist die
Quelle des Humanen und damit
auch der Kreativität. Ohne sie ist
Kreativität nicht möglich. Nichts-
destoweniger glaube ich, dass Krea-
tivität auch unter totalitären Struk-
turen gedeihen kann. Aber das liegt
daran, dass auch totalitäre Staaten
eines nicht verhindern können: die
Freiheit des Denkens und Fühlens.
In der DDR und während meiner
fünf Jahre im Russland unter Bre-
schnew habe ich gelernt, dass sich
die Freiheit auch unter den Verhält-
nissen intellektueller und sozialer
Demütigung immer ihren Weg
sucht.

Eine andere Frage ist indes für
die Gegenwart viel wichtiger: näm-
lich die, ob die heutige Gesellschaft
nicht viel subtilere Methoden der
Manipulation einsetzt und dadurch
einen neuen Totalitarismus erzeugt,
der viel unübersichtlicher ist, weil er
kein klares Feindbild in Gestalt eines
Big Brother hat. Diese Form der sub-
tilen Steuerung von Denkprozessen
und von Wahrnehmung jedes ein-
zelnen kann die Freiheit vielleicht
viel gründlicher austreiben und da-
zu beitragen, dass wir uns immer
weniger kreativ bewegen. Aufgrund
der Unübersichtlichkeit der heuti-
gen Medienwelt sehe ich Gefahren
für die individuelle Freiheit und da-
mit für die Kreativität, die vielleicht
viel größer sind als dies in den tota-
litären Staaten des 20. Jahrhunderts
der Fall gewesen ist.

puk: Wie wirkt sich das konkret im
künstlerischen Betrieb aus?

MS: Nehmen wir das zeitgenös-
sische Theater: Wir erleben darin ei-
nen riesigen Strom von Nachah-
mungsprozessen. Zwar hat die Zahl
der aufgeführten Gegenwartsstücke
zugenommen, aber dadurch ist die
Vielfalt nicht gestiegen. Diese Ein-
förmigkeit spiegelt die Einförmig-
keit unserer heutigen Gesellschaft
und der Künstler reagiert mit seiner
Kreativität darauf und reflektiert sei-
nerseits diese Einförmigkeit. Darin
besteht eine große Gefahr.

Eine Hand voll namhafter und
angesagter Regisseure bestimmt alle
Trends und ruft zu einer theater-
landweiten mimetischen Reaktion
auf, ein Prozess, der mich sehr be-
unruhigt, weil man das Gefühl hat,
es geht immer mehr darum zu be-
obachten, was andere tun, als um
den Prozess der eigenen Entwick-
lung. Ich beobachte vor allem, wie
die anderen Theater im Vergleich zu
meinem Theater dastehen und
nicht, wie mein eigenes Theater an
sich dasteht. Das führt allgemein zu
einem enormen Kommunikations-
stau zwischen dem Theater und sei-
nem Publikum. Ich habe eine große
Sehnsucht danach, mir Theater wie-
der als eine große Werkstätte vorzu-
stellen, die viel selbstbestimmter ist
und viel stärker auf sich selbst und
seine Rolle in der Gesellschaft kon-
zentriert ist.

puk: Ihr Roman „Roberts Reise“
trägt stark autobiographische Züge.
In wiefern ist der Mensch vom
Künstler trennbar? Wie stark
schöpft die Kreativität aus der Bio-
graphie des Künstlers?

MS: Sehr stark. Ich kann mir eine

von der Biographie abgezogene
Kunst nicht vorstellen. Es gibt Auto-
ren, die behaupten, in dem Buch X
sei nichts von ihnen selbst drin. Ich
halte das für einen Trugschluss.
Selbst in einer so abstrakten Kunst
wie der Musik scheint es mir ganz
unumstritten zu sein, dass die Bio-
graphie des Komponisten die maß-
gebliche Voraussetzung dafür ist,
dass er eine bestimmte Form von
Komposition zustande bringt. Nicht
zufällig kann man einen Komponis-
ten an seiner speziellen Ausdrucks-
weise, an bestimmten Motiven er-
kennen – das hat mit seiner Persön-
lichkeit zu tun!

Es gibt natürlich auch den Fall,
das Künstler heute so und morgen
so auftreten und die Spuren ihrer
Biographie zu verwischen versu-
chen. Es gibt großartige Künstler in
der Fähigkeit zur biographischen
Camouflage, zum Beispiel Bob Dy-
lan, der immer gerade da ist, wo
man ihn nicht vermutet. Oder neh-
men wir Gottfried Benn: Die Kunst
kennt schon auch die großen Mas-
kenspieler. Trotzdem ist da im Kern
immer etwas, das sofort erkennbar
macht, dass wir es mit Dylan oder
Benn zu tun haben.

Ich bin fest davon überzeugt,
dass das eigene Erleben eine wichti-
ge Voraussetzung ist. Leben hängt
immer mit der grundsätzlichen Fra-
ge zusammen, wozu man eigentlich
da ist. Wie geht man mit der Frage
um, dass das eigene Leben endlich
ist, während das Leben an sich of-
fensichtlich unendlich ist? Daraus
entstehen Spannungen, die man
nur ertragen kann, wenn man sie
kreativ verarbeitet. Kreativität ver-

stehe ich als den Versuch zu überle-
ben, die Unausweichlichkeit zu
überleben, dass am Ende der Tod
steht. Gäbe es den Tod nicht, gäbe es
auch keine Kunst und keine Kreati-
vität. Die individuelle Wahrneh-
mung, dass irgendwann Schluss ist,
ist die Voraussetzung dafür, dagegen
anzukämpfen. Jede künstlerische
Ausdrucksform ist auch darauf zu-
rückzuführen, dass man sich im Kla-
ren darüber ist, dass man irgend-
wann nicht mehr da sein, keine
Kunst mehr betreiben können und
nichts hinterlassen wird, es sei
denn, man formuliert es jetzt.

puk: In wiefern unterscheidet sich
das kreative Schaffen des Schrift-
stellers Schindhelm von dem des
Intendanten Schindhelm?

MS: Als Schriftsteller bin ich ein
einsamer Arbeiter, der oftmals sehr
unreflektiert vor sich hin zu basteln
hat, dessen einzige Ausdrucksform
nun mal das Schreiben ist und des-
sen einzige Hydraulik, sich etwas
vorzustellen. Vorstellungskraft ist
die einzige Voraussetzung dafür,
kreativ zu schreiben.

Der Theaterintendant ist im We-
sentlichen Teamarbeiter, ich verste-
he seine Rolle als primus inter pares.
Der Intendant ist es gewohnt, von
vielen Leuten und Umständen ab-
hängig zu sein. Individuelle Freiheit,
so wie wir sie gerade besprochen ha-
ben, ist dort eher die Seltenheit.
Freiheit muss dort eher als etwas be-
griffen werden, was die Erkennung
und Anerkennung von Gesetzmä-
ßigkeiten anbetrifft. Wie sind Res-
sourcen am besten einzusetzen?
Welche Konstellationen von Men-

schen und Stücken sind die geeigne-
ten? Zu welchem Zeitpunkt sollte
man sich mit welchem Stoff be-
schäftigen? Hier geht es um die
Wahrnehmung von Gegenwart, von
Persönlichkeiten, mit denen man
zusammenzuarbeiten hat, und um
die Überlegung, welches sind die ge-
eigneten Kombinationen, um ein in-
teressantes Theater zu ermöglichen.

Ich bin dort vor allem ein Mana-
ger. Diese Kreativität ist sicherlich
gar nicht so sehr verschieden von
der Kreativität anderer Manager des
öffentlichen und privaten Schaffens,
weil auch dort, so glaube ich, genau
jene Kombinatorik gefragt ist von
Menschen, Ressourcen und Zeit-
punkten. Ich bin als Intendant nicht
der Künstler, der es macht, sondern
derjenige, der die Intuition haben
muss für den richtigen Künstler zum
richtigen Zeitpunkt.

puk: Ist Ihr Arbeiten als Schriftstel-
ler für sie persönlich ein Ausgleich
zu ihrer Intendantentätigkeit?

MS: Gewiss. Nur durch das
Schreiben kann ich dieses sehr ext-
ravertierte und vernetzte Arbeiten
als Intendant aushalten. Das ist viel-
leicht eine sehr individuelle Disposi-
tion. Ich bin mir gar nicht sicher, ob
das viele meiner Kollegen ähnlich
empfinden. Ich jedenfalls brauche
den Speicherschlaf zwischendurch
und der kann nicht darin bestehen,
dass ich nichts tue, sondern nur da-
rin, dass ich sozusagen auf der an-
deren Halbkugel tätig bin.

Mit Michael Schindhelm sprach
Jens Leberl ■

„Kreativität ist der Versuch zu überleben“
Gespräch mit dem Intendanten des Basler Theaters Michael Schindhelm über seinen kreativen Prozess
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Vom 14. bis 16. August fand vor dem
Umzug nach Berlin letztmals in Köln
die diesjährige popkomm statt.
Nachdem die phonographische Wirt-
schaft im letzten Jahr vornehmliche
ihre Wunden auf Grund der Umsatz-
rückgänge geleckt hatte, wird wie-
der der Blick nach vorne gelenkt. po-
litik und kultur dokumentiert im Fol-
genden die Rede des Vorsitzenden
der Phonographischen Wirtschaft
Gerd Gebhardt anlässlich der pop-
komm am 15. August.

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kollegen, wer mittel- und

langfristige Perspektiven in den
Blick nehmen will, für den ist das
Jahr 2005 viel zu früh. Bitte erlauben
Sie mir deshalb, dass ich statt des
angekündigten Ausblicks auf 2005
einen auf 2010 riskiere: Erstens ent-
hält dieser Blick dann schon einige
Jahre, und zweitens – werden meine
Visionen nicht so schnell überprüf-
bar.

Natürlich liegt es nahe, mit einer
Analyse der aktuellen Situation zu
beginnen. Und es gehört auch keine
große Kunst dazu, der Musikwirt-
schaft eine Zukunft vorherzusagen,
die besser ist als die Gegenwart.In
den letzten fünf Jahren hat die Mu-
sikwirtschaft in Deutschland Ab-
satzanteile verloren. Die Jahre 2001
und 2002 waren mit jeweils über 10
Prozent schon richtig schwierig, und
die Zahlen des 1. Halbjahrs 2003
deuten mit 16,3 Prozent Absatzrück-
gang schon an, dass dieses Jahr eher
noch schlechter ausfällt als die vo-
rangegangenen. Im Vergleich zu
1997 hat die Musikwirtschaft in
Deutschland mehr als ein Drittel ih-
res Jahresumsatzes eingebüßt. Und
um die Farbe noch schwärzer zu
machen: Ich befürchte, dass die Tal-
sohle noch nicht erreicht ist. Dras-
tisch gesagt: Wir erreichen im Jahr
2003 etwa das Umsatzniveau des
Jahres 1990!

Gleichwohl sehe ich bereits Licht
am Ende des Tunnels. Und ich er-
kenne dort auch schon einige Kon-
turen: ein ungebremst steigender
DVD-Absatz, der in der Größenord-
nung neben die CD getreten sein
wird, ein florierendes Geschäft mit
Online-, Mobile- und wer weiß was
für ‚Neuen‘ Medien sorgen dafür,
dass Musik auch 2010 der attraktiv-
ste Medieninhalt ist. Das Schönste
aber: Die Gesellschaft wird sich im
Jahr 2010 auf ihre tatsächlichen
Stärke besonnen haben: die Kreati-
vität! Und das Urheberrecht garan-
tiert national und international,
dass Künstler und Verwerter von ih-
rem Leistungen auch etwas haben.
Dadurch schützt es die Kreativen als
einen der wichtigsten Wachstums-
motoren der neuen Zeit.

Ebenso wie Patente für Erfinder
schützten Urheberrechte geistige
Schöpfungen, also Werke. Ganz
selbstverständlich haben Kompo-
nisten und Schriftsteller und alle an-
deren Urheber Rechte an ihren Wer-
ken, und Verwerter auch, weil sie in
die Veröffentlichung dieser Werke
viel Geld investieren: zum Beispiel
Musikfirmen und Filmproduzenten.
Und auf der Basis des durch Urhe-
berrecht geschützten Werkes kann
man damit auch Geld verdienen.Das
Sendeprivileg gestattet Rundfunkan-
stalten die Sendung von Musik, oh-

ne dass vorher die Rechte einzeln
eingeholt werden müssen, gegen
anschließende Vergütung. Ein Film
dagegen darf im Fernsehen nur aus-
gestrahlt werden, wenn die Sender
vorher alle Rechte eingeholt (und
auch bezahlt) haben. Warum sollte
das nicht auch im Radio gehen?Ein
Land wie Deutschland lebt nicht
von seinen Bodenschätzen. Weder
Erdöl noch Kohle oder Diamanten
sichern im Jahr 2010 als Export-
schlager unsere Volkswirtschaft – es
sind die Kreativen, die die Voraus-
setzungen für den Wohlstand von
heute und von morgen schaffen.
Von dieser Kreativität hängt die Zu-
kunft unserer Gesellschaft maßgeb-
lich ab. Es ist an der Zeit, der Kreati-
vität die Aufmerksamkeit zurückzu-
geben, die sie verdient. Nicht Rohöl,
sondern Gehirnschmalz ist der Roh-
stoff der Zukunft, und dafür treten
wir ein. Die Werke der Kreativen
werden freilich in einem noch viel
flexibleren Maß als heute verfügbar
sein: Was heute noch in aller Regel
als Tonträger gekauft wird, wird
dann in einen Erwerb des Rechtes
münden, ein bestimmtes Musik-
stück zu bestimmten Bedingungen
zu allen Zeiten an allen Orten der
Welt auf allen dann möglichen Ab-
spielgeräten hören zu können. 

Diese Zukunft hat schon ange-
fangen, und mit der Internetplatt-
form „PhonoLine“, die wir Ihnen
gestern vorgestellt haben, sind wir
auf diesem Weg ein gutes Stück vo-
rangekommen. PhonoLine ist in
mehrerer Hinsicht ein erstaunliches
Projekt: Erstmals hat sich hier, ver-
treten durch den Bundesverband
der Phonographischen Wirtschaft
und seine Tochtergesellschaft Pho-
noNet, fast die gesamte Phonowirt-
schaft eines Landes zusammenge-
tan. Neben dem umfangreichen Re-
pertoire der Majors haben eben
auch die Independents die Möglich-
keit, sich hier ohne Einschränkun-
gen zu beteiligen und das Angebot
so umfangreich wie möglich zu ma-
chen. Eine gemeinsame branchen-
weite Plattform einer nationalen
Phonowirtschaft gibt es bisher nir-
gends auf der Welt. Das hat nun au-
ßerdem einen weiteren riesigen Vor-
teil, der die Attraktivität wesentlich
ausmacht: Neben internationalem
Toprepertoire gibt es über PhonoLi-
ne natürlich auch nationales Reper-
toire. Man wird also die Musik deut-
scher Künstler genauso herunterla-
den können wie die von Robbie Wil-
liams oder Madonna. Mit ein wenig
Stolz darf ich an dieser Stelle noch
einmal feststellen, dass der Anteil
deutscher Künstler an den Charts in
diesem Jahr zugenommen hat. Für
Album-Charts liegt er bei etwa 30
Prozent, für Singles bei über 50 Pro-
zent! Hier zeigt sich die tatsächliche
Stärke deutscher Musikfirmen: Auf-
bau und Stabilisierung deutscher
Künstler sind das Zentrum und ihre
wichtigste Aufgabe.

Das dritte herausragende Merk-
mal ist, dass diese Plattform offen ist
für alle interessierten Handelspart-
ner. Das ist eben kein Angebot, das
man nur über einen Anbieter bezie-
hen kann. Es war den Firmen im Ge-
genteil extrem wichtig, dass der Mu-
sikhandel in dieses System integriert
wird. In diesem Sinn ist Phonoline
ein b-to-b-Angebot: Man bekommt
es auf den Webseiten von Online-
Händlern. Das können viva.de oder
mtv.de ebenso sein wie karstadt.de
oder auch saturn.de. Offen für alle
Musikfirmen, offen für alle Händler:
Das ist der Ansatz für ein Konzept,
von dessen Logik, Qualität und
Chancenreichtum ich überzeugt bin
– und von dem ich denke, dass wir
auch unsere Partner und unsere

Kunden überzeugen können. Es ist
ein hervorragendes Zeichen, dass
die deutsche Musikwirtschaft hier in
großer Einigkeit zusammensteht.
Wir konnten die gemeinsame Platt-
form deswegen stemmen, weil die
Beteiligten manche bestehenden
Einzelinteressen zurückgesteckt ha-
ben, um zu einer Branchenlösung
zu kommen. Es ist weltweit einma-
lig, dass sich eine ganze nationale
Branche zusammenfindet, um den
Musikfans im Internet ein umfas-
sendes Angebot zu ermöglichen. Ich
danke meinen Vorstandskollegen
für den Willen, dieses Projekt ge-
meinsam mit T-Com gegen viele
Schwierigkeiten an den Start zu
bringen. Ich bin sicher, dass wir da-
mit die Voraussetzung für einen er-
folgreichen Musikvertrieb im Inter-
net geschaffen haben. Nun ist der
Musikvertrieb im Internet sicher nur
eine Säule der Zukunft der Musik-
wirtschaft. Und um es auch scho-
nungslos zu sagen: Aus meiner Sicht
wird er in absehbarer Zeit nicht die
wichtigste werden. 

Schon in einigen Jahren werden
mindestens 15 Prozent des Markt-
umsatzes erreicht werden. Dann
würden wir freilich immer noch
rund 85 Prozent des Umsatzes nicht
im Internet generieren. Langfristig
wird der Musikvertrieb im Internet
auf jeden Fall die 25 Prozent-Marke
erreichen. Es sollte heute niemand
mehr in die Zeiten zurückfallen, in
denen uns jede Menge selbster-
nannter Gurus weismachen wollten,
dass in Zukunft jegliches Geschäft
über den Computer ginge. Deshalb
sind von den vielen so genannten
Internetexperten der letzten pop-
komm-Jahre auch nur so wenige in
diesem Jahr wieder dabei. So man-
cher CEO des Jahres 2000 ist heute
wieder als ganz normaler Sachbear-
beiter in einer der damals noch ver-
ächtlich „old economy“ genannten
Firma angestellt.

Das Internet gewährt uns heute
allerdings schon einen Blick in die
Musiknutzung der Zukunft: von je-
dem Ort der Welt aus zu jeder Zeit
die Musik hören, die man möchte.
Mobilität ist eben kein Stichwort
mehr, das man ausschließlich auf
Verkehr bezieht. Fast 20 Jahre hatten
wir die CD als dominierendes Medi-
um. Heute ist längst klar erkannt,
dass daneben die DVD tritt, ebenso
das Medium Internet. Hochauflö-
sende Medien wie DVD-Audio und
SACD spielen eine Rolle, aber auch
das Abspielen über das Mobiltelefon
ist ein Weg eher der nächsten als der
ferneren Zukunft. Schon heute kann
man Musikserver kaufen, die sozu-
sagen die Musikbibliothek für das
eigene Haus sind. Sämtliche Ab-
spielgeräte greifen – evtl. drahtlos –
darauf zu. Stellen Sie sich ein sol-
ches System global vor: Irgendwo ist
ein Verzeichnis der Musik gesichert,
die Sie gekauft haben, und Sie neh-
men es in Anspruch, wann und wo
immer Sie möchten. Die entschei-
dende Voraussetzung haben Sie si-
cher gehört: Kaufen muss man auch
in Zukunft, wenn man Musik hören
will. Sicher wird Merchandising in
den nächsten Jahren noch zuneh-
men, wird das Geschäft rund um
Musik und Musiker vielfältiger wer-
den. Die Vorstellung aber, dass man
Musik nicht um ihretwillen kauft,
sondern nur noch als Beigabe be-
kommt, finde ich ehrlich gesagt eher
scheußlich.

Der Einsatz von Kopierschutz-
systemen wird sicher zunehmen.
Und die Unterstützung von Schutz-
systemen durch die Abspielgeräte
wird zu einem sicheren Umfeld füh-
ren, das die Kopierexzesse von heute
Vergangenheit werden lässt. „Mitt-

lerweile hat man den Eindruck, dass
man mit jeder CD und jedem Roh-
ling zugleich einen Polizisten miter-
wirbt, der jeden Missbrauch sofort
an die Plattenindustrie meldet“, lau-
tet das Zitat aus einem Artikel in ei-
ner großen deutschen Tageszeitung
in dieser Woche. Unser Thema ist of-
fensichtlich für jede billige Stilblüte
gut. Meine Antwort: Wer sich legal
verhält, hat nach wie vor nichts zu
befürchten. Zum neuen Urheber-
rechtsgesetz und seinem Verfahren
möchte ich noch einige Sätze sagen
und auch hier eine Perspektive in
die Zukunft wagen. Selbst für politi-
sche Menschen wie mich ist es er-
staunlich, dass es tatsächlich sieben
volle Jahre dauert, bis die WIPO-Ver-
träge endlich auf der Ebene des na-
tionalen Gesetzes angekommen
sind. 

Es handelte sich um einen Top-
Down-Prozess, der zum Ziel hatte,
die wichtigsten urheberrechtlichen
Grundsätze global zu verankern und
anschließend in die nationalen Ge-
setze zu transformieren. Im Mai
2001 trat endlich die entsprechende
EU-Richtlinie in Kraft. Weil alle The-
men bereits zweimal in allen Facet-
ten diskutiert waren, beschloss das
EU-Parlament auch gleich eine Um-
setzungsfrist für die nationalen Ge-
setze bis Ende 2002. Die gesamte
Debatte wurde dann zum dritten
Mal mit den Parlamentariern in
Deutschland geführt. Die Bundes-
justizministerin plante einen gro-
ßen Wurf. Doch letztlich blieb der in
den Beratungsmühlen der Ministe-
rien stecken. Um vor den Bundes-
tagswahlen 2002 überhaupt noch
weiterzukommen, wurde alles, was
nicht verpflichtend geregelt werden
musste, auf eine weitere Novelle ver-
tagt: den sogenannten „zweiten
Korb“. Trotzdem wurde die vorgege-
bene Frist der EU dabei um immer-
hin acht Monate verfehlt. Fünf Wo-
chen ist der Beschluss der parla-
mentarischen Gremien jetzt her,
und das Gesetz ist noch immer nicht
in Kraft, obwohl es buchstäblich
nichts mehr zu entscheiden gibt. Es
gab aber auch positive Erfahrungen
in diesem Prozess: So ist das Verfah-
ren im Vermittlungsausschuss wirk-
lich zügig gelaufen. Und immerhin
ist es gelungen, auch skeptische Po-
litiker davon zu überzeugen, dass
das Urheberrecht für alle Produzen-
ten von Inhalten ein Marktord-
nungsgesetz ist, das die entschei-
dende Voraussetzung bietet, mit In-
halten überhaupt Geld verdienen zu
können. Ich zweifle allerdings, ob
diese Einsichten tatsächlich so lange
dauern müssen.

Zur Ehrenrettung der Verwaltun-
gen und Parlamente sei gesagt:
Deutschland ist eines der ersten
Länder, die die EU-Richtlinie umge-
setzt haben. In allen großen europä-
ischen Ländern ist das Verfahren
noch nicht einmal so weit gediehen
wie hier: Lediglich Griechenland,
Dänemark und Österreich haben
bisher novellierte Gesetze. Für den
zweiten Korb und auch für spätere
Novellierungen des Urheberrechts-
gesetzes gilt: Wir brauchen klare Re-
gelungen für Internetdienste, die ein
individuell bestimmbares Musik-
programm anbieten, sogenannte
„Near-on-Demand-Dienste“. Und
man wird, in Zeiten, in denen Musik
allüberall verfügbar ist, fragen dür-
fen, für welche Zwecke Musikkopien
erforderlich sind und für welche
nicht. Spannende Zeiten also für die
Zukunft der Musikwirtschaft. Der
ehemalige Kulturstaatsminister Juli-
an Nida-Rümelin beschrieb die ak-
tuelle Situation im deutschen Radio
kürzlich in der „Süddeutschen Zei-
tung“ so: „Wir erleben einen drama-
tischen Verlust an musikalischer Ar-
tenvielfalt, der das Schrumpfen bio-
logischer Arten noch weit über-
trifft.“ Verständnis fand die Musik-
wirtschaft deshalb bei der Forde-
rung nach mehr musikalischer Viel-
falt im öffentlich-rechtlichen Rund-
funk. Wer hätte vor einem Jahr an
diesem Ort gedacht, dass sich sogar
die Ministerpräsidenten darauf ver-
ständigen würden, mehr Vielfalt in
ihren jeweiligen Ländern anzustre-
ben? 

Das ist ein großer Erfolg, der
auch dazu führt, dass die Rundfunk-
anstalten sich inzwischen immerhin
gesprächsbereit zeigen und wenig-
stens zugeben, dass es da ein Prob-
lem gibt. Sogar der Bundespräsident
hat zum Anlass der Eröffnung der
Festspiele in Bad Hersfeld darauf
hingewiesen, dass der jetzige Zu-
stand musikalischer Montonie ge-
ändert werden muss – schließlich
werden die Programme aus Gebüh-
ren finanziert, die jeder Radiohörer
in Deutschland zahlen muss.

Was sind die Kernpunkte des
Musikmarktes im Jahr 2010? 
• Die multimediale DVD tritt neben

die Audio-CD.
• Musik im Internet erreicht 25 Pro-

zent des Gesamtumsatzes und
trägt wesentlich zum Vertrieb von
Musik bei.

• Über ein Exklusivrecht ist die mu-
sikalische Vielfalt im Radio gesi-
chert.

• Das Urheberrecht ist das zentrale
Rahmengesetz für eine Gesell-
schaft, in der Kreativität der
Wachstumsmotor Nr. 1 ist.

• Sichere technische Umgebungen
garantieren die Rechte von Urhe-
bern und Verwertern.

• Vor allem aber wird die Musikwirt-
schaft auch im Jahr 2010 die
Künstler im Mittelpunkt haben,
und sie wird das kreative Potential
präsentieren, mit dem unsere Ge-
sellschaft das dritte Jahrtausend
gestaltet.

Der bekannte Musikmanager Ir-
ving Azoff fasste diese Perspektive
treffend in folgende Worte: „When
all the changes are done there will
be still music.“In der Tradition mei-
ner keynote-Vorgänger verabschie-
de ich mich für heute.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Bundesverbandes der

Phonografischen Wirtschaft ■

Blick ins Jahr 2010
Gerd Gebhardt auf der Popkomm in Köln

Gerd Gebhardt
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Seit etwa fünfzig Jahren hat der Be-
griff der Kreativität Konjunktur.
„Kreativität“ ist zu einem Modewort
geworden, das vieles und gar nichts
mehr zu bedeuten scheint. 

Wirtschaftsforscher rufen nach
einer notwendigen Entfesse-

lung von Kreativität: Es sei jetzt die
Zeit für ein kreatives Problemlösen,
nur Kreativität kann den Wirt-
schaftsstandort Deutschland erhal-
ten.  Der Kongress der Cisac (Confé-
dération Internationale des Sociétés
d’Auteurs et Compositeurs) 2002
stand unter dem Titel „Creativity is
the business of the 21st century“.
Ebenso findet der Begriff eine ge-
steigerte Verwendung im Bereich
der psychologischen Lebenshilfe.
Auf dem Plan stehen zahllose psy-
chologische Helfer, die den Prozess
der Kreativität in der Form des blo-
ßen Problemlösens (von welchen
Problemen auch immer) sehen und
entsprechende Techniken der Le-
bensbewältigung anbieten, die man,
so gut es geht, zu formalisieren
weiß. Der Bildungsforscher Hartmut
von Hentig sieht im Begriff der Krea-
tivität und seiner Verwendung ein
„Heilswort“ der gegenwärtigen Epo-
che: „Es steckt noch voller Verspre-
chungen. Jeder weiß es zu nutzen,
keiner mag es entbehren, keiner kri-
tisiert es. Es ist gleichermaßen be-
liebt bei Technikern und Umwelt-
schützern, Wirtschaftsführern und
Pädagogen, den schwarzen, roten,
grünen und blaugelben Parteien“
(Hentig, S. 10). Den Begriff der Krea-
tivität hat ein ähnliches Schicksal er-
eilt wie den der „Kultur“ (der reicht
von der Hoch-, über die Ess- bis zur
Unternehmenskultur) oder den der
„Bildung“ (Schule, Menschenbil-
dung, Erziehung; moralische, tech-
nische Bildung; Bildung des Herzens
...). Vor Jahrzehnten erging es dem
Begriff der Aufklärung nicht anders.

Eine eigentümliche Dialektik
scheint in diesen Begriffen zu liegen.
Aufstieg und Verfall begleiten sie in
einem Zug.

Hentig sieht in einem inhaltsge-
füllten Begriff der Kreativität eine
Tätigkeit, die „sich nicht in den
Dienst einer herrschenden Ordnung
oder gegebenen Einrichtung neh-
men [lässt]. Ein Produkt einer sol-
chen – zum Beispiel des Marktes
oder der Schule – kann sie nicht
sein“ (Hentig, S. 68). Sein Resümee
fällt noch weit skeptischer aus: „Es
läßt mich vermuten, daß uns an
wirklicher Kreativität gar nicht so
viel liegt. Sie bringt ja so viel eigene
Probleme, Schwierigkeiten, Unre-
gelmäßigkeiten mit sich!“ (Hentig, S.
70.) Noch spitzer formuliert: Wer
kreativ ist, ist vor allem unbequem.
Wendet man den Begriff der Kreati-
vität auch auf künstlerische Tätig-
keiten in dieser Weise an, so bleibt
von den gegenwärtigen Kulturpro-
dukten nicht viel übrig.

Ein Beispiel: Die Musikindustrie
wirft jeden Tag im Bereich der Mu-
sik eine große Anzahl von Erzeug-
nissen auf den Markt. Will man
wirklich jedem dieser Erzeugnisse
die Ehre des „kreativen Schaffens“
verleihen? Nicht alles, was klingt,
ist ein künstlerisches Produkt, son-
dern einfach erst einmal ein bloß
klingendes. Diese Produkte des
„Kunsthandwerks“ werden vor al-
lem kreativ kommuniziert, damit
sie verschieden genug voneinander
sind, um überhaupt wahrgenom-
men zu werden und bewerbbar zu
sein. Allein in Deutschland gibt es
mindestens 50.000 musikalische
Urheber, die durch die GEMA ver-
treten werden. Doch dürfte es eini-
germaßen schwer fallen, alle deren
Erzeugnisse als genuin kreative
Leistungen anzusehen. Kulturin-
dustrie und Kreativität schließen
sich gegenseitig aus. Das Phäno-
men dieser „Nutzen- und Markt-
Kunst“, ist in der modernen Medi-
engesellschaft eklatant, war jedoch
auch Ende des 18. Jahrhunderts be-
merkt worden. In seinem zweiten
Brief „Über die ästhetische Erzie-
hung des Menschen“ von 1795 be-
merkte Friedrich Schiller: „... denn
die Kunst ist eine Tochter der Frei-

heit, und von der Notwendigkeit
der Geister, nicht von der Notdurft
der Materie will sie ihre Vorschrift
empfangen. Jetzt aber herrscht das
Bedürfnis und beugt die gesunkene
Menschheit unter ihr tyrannisches
Joch. Der Nutzen ist das große Idol
der Zeit, dem alle Kräfte fronen und
alle Talente huldigen sollen. Auf
dieser groben Wage hat das geistige
Verdienst der Kunst kein Gewicht,
und, aller Aufmunterung beraubt,
verschwindet sie von dem lärmen-
den Markt des Jahrhunderts“
(Schiller, S. 6). Ein halbes Jahrhun-
dert später beklagte sich der Ameri-
ka-Reisende Alexis de Tocqueville
über die unaufhaltsame Ausbrei-
tung einer Literaturindustrie. Man
wird kaum unterstellen können,
dass dies gleichbedeutend sei mit
einer erheblichen Zunahme künst-
lerischer Kreativität. 

Der Witz bei der Frage nach dem
Wert der Kreativität ist es, dass es
ihn – bezogen auf künstlerische
Leistungen – bis in die Mitte des 20.
Jahrhunderts so gut wie gar nicht
gibt. Man findet ihn nicht in Ab-
handlungen ästhetischer Theorien.
Er wird in den ästhetischen Schrif-
ten Kants, Hegels, Schillers oder
Schopenhauers und Nietzsches
überhaupt nicht gewürdigt. Auch
beispielsweise bei Kandinsky, Ador-
no oder Danto sucht man vergeb-
lich nach der Verwendung des Be-
griffs der Kreativität. Kreativität
scheint ein philosophisch und äs-
thetisch uninteressanter, ja unnüt-
zer Begriff zu sein, der simpel ver-
wendet eben kein Differenzierungs-
potenzial zu besitzen scheint. Die
Konjunktur dieses Begriffs seit Mit-
te des letzten Jahrhunderts setzt mit
der Entstehung der amerikanischen
Kreativitätsforschung ein. Grundla-
ge für seine wissenschaftliche Auf-
bereitung war die Kritik so genann-
ter Intelligenz-Tests. Diese hatten
die Messbarkeit von Intelligenz zu
objektivieren zum Ziel und waren
somit nicht in der Lage, zwischen
„erwarteter und unerwarteter, ei-
genwilliger, ungewöhnlicher Leis-
tung zu unterscheiden“ (Hentig, S.
15). Es konnte immer nur bekannte
Lösungswege geben, Abweichun-
gen – die ja unterschiedlichste und

gültige Motivationen haben können
– sind Fehler und vor allem unange-
nehm. „Man versteht, warum Leh-
rer einen Schüler mit hohem IQ ei-
nem Schüler mit hoher Kreativität
vorziehen – unabhängig davon,
welchen Rang sie der Kreativität in
ihrer Bildungstheorie einräumen.
Der eine tut, was er soll, der andere,
was er will“ (Hentig, S. 20). 

Interessant ist auch die zeitliche
Konvergenz der Konjunktur des Be-
griffs der Kreativität mit Arbeiten,
die sich mit dem Niedergang des In-
dividuums und dem Zerfall der Öf-
fentlichkeit sowie der rasanten Ent-
wicklung der Kulturindustrie be-
schäftigen – ein Zufall ist das nicht.
Wie als ein kompensatorischer Be-
griff scheint man mit der Inflation
von Kreativität dem schwindenden
Konzept eines mündigen, sozialen,
selbstverantworteten Lebens entge-
genzutreten. Hobbys gelten seither
als besonders kreative Inseln im
Meer einer verwalteten Welt. Kreati-
vität wird zur Ersatzreligion in einer
sich immer weiter zersplitternden
Gesellschaft, zu einem Zauberwort.

Dem Begriff der Kreativität wie-
der eine Ehre zukommen zu lassen,
die er offenbar nie hatte, erforderte
meines Erachtens seine Reduzie-
rung und Verdichtung, wenn er
nicht alles und damit nichts mehr
erfassen soll. Dazu gehörte auch die
Abkopplung von Phänomenen
anthropologischer Binsenweishei-
ten (so wie Kinder unermüdlich in
ihrer Entwicklung Probleme lösen
müssen und dabei wie von selbst
„kreativ“ zu sein gezwungen sind).
Dann ließe sich auch ohne Weiteres
anschließen an die philosophische
und soziologische Tradition: Ästhe-
tisch zum Beispiel, wenn man auf
Kants Begriff der „Einbildungskraft“
zurückweist, den des „Spiels“ und
der „Freiheit“ (Schiller, Plessner),
der „Unbeherrschbarkeit“ und des
„Anderen“ (Adorno) oder sozial
über den Begriff des „Eigensinns“
und des  „Unterscheidungsvermö-
gens“ (Kluge/Negt). Kreativität wäre
beispielsweise Ausdruck kritischen
künstlerischen Denkens. Kreativität,
in Zusammenhängen eines nur ver-
wertenden Handelns verstanden,
kann sich nicht als gesellschaftliche

Kulturleistung artikulieren. Dafür
wäre vielmehr eine Gesellschaft ge-
fordert, die Kreativität und Kultur als
einen Kommunikations- und Pro-
duktionsbegriff – wie ihn Oskar Negt
durch „Kultur als Ackerbau der ge-
sellschaftlichen Sinne“ (Negt, S. 484
ff.) beschreibt –, der in der Gesell-
schaft wirken muss und zu seiner
Wirkung aufgeklärter Menschen be-
darf, ansonsten gingen Kultur und
Kunst in bloßer Werbung auf, Bil-
dung in Dressur zu Opportunismus,
Kreativität in pseudospontanes Gri-
massenschneiden von Geldwerten.

Der Verfasser ist Musikpublizist 
und Redakteur der „neuen 

musikzeitung“ ■
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für alle Belange der Musikkultur

• für die neue musikzeitung 
schreiben namhafte Journalisten,
Wissenschaftler, Praktiker und
Kulturpolitiker. Wir legen Wert
auf ein breit gefächertes Team von
Redakteuren und Autoren mit
einem über die Musik hinaus-
reichenden Horizont.

Die Verbände
Seit vielen Jahren bewährt ist die Kooperation der neuen

musikzeitung mit den großen Verbänden des deutschen

Musiklebens, deren Mitteilungen wir veröffentlichen:

• Deutscher Kulturrat

• Deutscher Tonkünstlerverband (DTKV)

• Verband deutscher Musikschulen (VdM)

• Jeunesses Musicales Deutschland (JMD)

• Bundesfachgruppe Musikpädagogik (BFG)

• Gesellschaft für Musikpädagogik (GMP/VMP)

• Verband Bayerischer Schulmusiker (VBS)

• VDS-Saar

• Deutscher Musikrat

• Arbeitskreis Musik in der Jugend (AMJ)

• ver.di
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In den letzten Ausgaben dieser Zei-
tung wurde an dieser Stelle über das
Tauziehen um den Europäischen Ver-
fassungsvertrag und den Platz, der
dort für die Kultur vorgesehen war,
geschrieben.

Nun haben die Konventsmitglie-
der in dieser Hinsicht vorerst

das letzte Wort gesprochen. Zum
Schluss bestimmte die Diskussion
um die konsequente Anwendung
von Mehrheitsentscheidungen auf
der europäischen Ebene die Debatte
und es wurde mehr als deutlich,
dass fast jeder Mitgliedstaat, beken-
nend pro-integrationistisch oder
weniger, seine ureigenste Vorstel-
lung davon hatte, was darunter zu
fallen habe. Dass die Entscheidun-
gen über reine kulturpolitische
Maßnahmen, die ja im entsprechen-
den Artikel streng begrenzt sind,
nun nicht mehr auf unbestimmte
Zeit von einzelnen Mitgliedstaaten
blockiert werden können, wird sich
sicher als ein dynamisierender Fak-
tor für Fragen der Förderung und
der Zusammenarbeit auswirken. Es
sollte die Skeptiker beruhigen, dass
eine Harmonisierung rechtlicher
Regelungen nach wie vor explizit
ausgeschlossen bleibt. Wenig Grund
zur Zufriedenheit kann man haben
in Bezug auf die unterlassene Stär-
kung der Integrationsklausel für kul-
turelle Belange, der Kulturverträg-
lichkeitsprüfung. Da sie im europäi-
schen Kontext nicht zu einer schär-
feren Waffe gemacht wurde, muss
die kompetente Ebene in den Mit-
gliedstaaten sie umso stringenter
anwenden, wenn es um die gemein-
same Ausformulierung europäi-
scher Politik geht.

Dieses bleibt auch im Bereich
der Handelspolitik nach wie vor er-

forderlich. Hier wurde in buchstäb-
lich letzter Minute noch ein Kom-
promiss in den Vertragsentwurf ge-
hoben, den ungeahnte Allianzen be-
wirkt hatten. Dass Frankreich es sich
nicht nehmen lassen wollte, über
die Behandlung kultureller Belange
im, ansonsten weit gehend abgege-
benen, Kompetenzbereich interna-
tionale Handelspolitik weiterhin de-
zidiert mitzubestimmen, war und ist
in den vergangenen Monaten als ei-
ne Frage der nationalen Ehre aufge-
fasst worden. Ihr hatten sich in un-
serem Nachbarland alle verschrie-

ben und ihre Forderung wurde uni-
sono von den Kulturschaffenden
und den Kulturpolitikern bis zu den
Konvents- und Regierungsmitglie-
dern erhoben. Es sieht so aus, als
habe Frankreich im Konvent mit
dieser Festschreibung, in Fragen des
internationalen Handels mit Kultur-
gütern nach wie vor einstimmig zu
entscheiden, Mitgliedstaaten mit
verschiedenster Motivation zusam-
mengebracht, angefangen vom
deutschen Bundesratsvertreter Er-
win Teufel (siehe auch dessen Arti-
kel auf Seite 1 dieser Ausgabe von
politik und kultur) über die Vertreter
Portugals, Schwedens, Österreichs,
Belgiens, Polens, Lettlands, Maltas,
Rumäniens und der Türkei. Andere,
wie Finnland oder die Niederlande,
blieben bis zum Schluss, und sicher
auch aus verschiedenen Gründen,
dagegen: So wird berichtet, dass ge-

rade der spanische Regierungsver-
treter heftig gegen die Ausnahme
vom ansonsten zur Erreichung von
Unionszielen als notwendig ange-
führten Mehrheitsprinzip ironisiert
habe. Es ist sicher als gutes Zeichen
zu verstehen, dass sich der deutsche
Außenminister diesem Herzensan-
liegen der Franzosen nicht ver-
schließen wollte. Das Ziel wurde er-
reicht, die obligatorischen package-
deals zur Beruhigung einiger Skepti-
ker blieben nicht aus. So ist auch die
Frage, wem letztendlich die Beweis-
last dafür auferlegt wird, schlüssig

darzulegen, dass kulturelle Vielfalt
durch eine Handelsentscheidung
bedroht würde, noch offen. In
Deutschland werden sich die jewei-
ligen Verantwortlichen zunächst da-
rüber verständigen müssen, ob man
im Ministerrat sein Veto geltend ma-
chen wird. Dazu ist es dringend not-
wendig, durch größere Transparenz
und Kommunikation, insbesondere
auch mit dem Kultursektor, zu einer
stimmigen, eigentlich sogar EU-weit
mehrheitsfähigen, Position zu ge-
langen. Nicht nur die Entschei-
dungsträger müssen in den Stand
gebracht werden, beurteilen zu kön-
nen, ob eine Gefahr für die kulturel-
le Vielfalt besteht. Schon in der Pha-
se der Aushandlung internationaler
Abkommen müsste daher stärker als
bisher ein kontinuierlicher Dialog
darüber geführt werden. Frankreich
hatte angekündigt, dass es bei

Scheitern im Konvent das Thema in
die Regierungskonferenz einge-
bracht hätte. Nun bleibt zu hoffen,
dass nicht andere auf die Idee kom-
men, diesen Kompromiss wieder zu
entkräften. Im Zuge der Regierungs-
konferenz muss dann auch geklärt
werden, welche Mechanismen ge-
nau angewandt werden müssen, um
zu belegen, dass eine Beeinträchti-
gung der kulturellen und sprachli-
chen Vielfalt immanent ist. Insbe-
sondere auf die Länder, die im 133-
er Ausschuss (siehe hierzu Beitrag
von Hans-Jürgen Blinn auf Seite 21
in dieser Ausgabe) mit am Tisch sit-
zen, kann nun eine noch größere
Aufgabe zukommen, im Sinne der
Bürgernähe und Subsidiarität darü-
ber zu wachen. 

Andererseits hat der im Konvent
erreichte Kompromiss möglicher-
weise noch andere Konsequenzen,
auf die Thomas Fritz (Attac) in sei-
ner Analyse vom 21. Juli, die der Re-
daktion von politik und kultur vor-
liegt, zu Recht hinweist. Die so ge-
nannte gemischte Zuständigkeit, die
der bisherige Vertrag vorgehalten
hatte, beinhaltete unter anderem für
den Handel mit kulturellen und au-
diovisuellen Dienstleistungen expli-
zit eine einvernehmliche Zustim-
mung der Mitgliedstaaten. In
Deutschland bedeutet dies inner-
staatlich die Zustimmung durch den
Bundestag. Der Wegfall dieser Be-
stimmung, so Fritz, werfe die Frage
auf, ob die Chance der betroffenen
und interessierten Zivilgesellschaft,
an diesem Prozess aktiv zu partizi-
pieren, geschwächt würde. In der Tat
geht hier ein wichtiges Element der
parlamentarischen Kontrolle verlo-
ren. Da jedoch gleichzeitig dem Eu-
ropäischen Parlament eine stärkere
Rolle eingeräumt wird, das zeitlich

(und teilweise auch räumlich, da in
Parlamentsdelegationen vor Ort
präsent) sehr nah an den Verhand-
lungen ist, gibt es hier auch eine
neue Chance, die demokratische Le-
gitimation der europäischen Ebene
zu stärken. Die Verpflichtung der
Europa-Abgeordneten, in diesem
Prozess verantwortungsbewusst zu
handeln, und ihr Bedarf an Informa-
tion und Konsultation zu diesen
Themen wird dadurch größer und
man kann davon ausgehen, dass sie
die entsprechenden relevanten Or-
ganisationen und Verbände in die-
sem Sinne verstärkt in ihre Entschei-
dungsfindung werden einbinden
müssen. Auf die Frage nach der Inte-
ressensvertretung im europäischen
Gefüge geht der Artikel „Gute Frage:
Welche Rolle für die Zivilgesell-
schaft...“ auf Seite 20 dieser Ausgabe
von politik und kultur näher ein. Für
die Europawahl 2004 sollte die inte-
ressierte Zivilgesellschaft eine zu-
friedenstellende Antwort auf die
Frage nach der Beteiligung in dieser
Hinsicht verlangen. Es wäre weiter-
hin wünschenswert, um die Bürger-
nähe noch zu verstärken, dass sich
die Europaabgeordneten in Anbe-
tracht dieser neuen Situation syste-
matischer als bisher mit den Partei-
kollegInnen aus dem Bundestag und
möglicherweise auch den Landta-
gen zu diesen Themenkomplexen
beraten. Der für den Herbst erwarte-
te Bericht aus dem Kulturausschuss
des Europäischen Parlaments wird
schon ein bisschen darüber Aus-
kunft geben, wie das Thema inhalt-
lich angegangen wird. Auch auf die
in diesen Tagen diesbezüglich vor-
zulegende Mitteilung der Europäi-
schen Kommission und deren in-
haltliche Ausgestaltung wird es an-
kommen. ■

Europa und die Kultur
Der Entwurf für einen europäischen Verfassungsvertrag: Erfolg oder Misserfolg für die Kultur? • Von Barbara Gessler

Liverpool soll nach dem Willen der
britischen Regierung Kulturhaupt-
stadt Europas 2008 werden. Diese
Stadt hat sich im innerbritischen
Wettbewerb gegen Bristol, Birming-
ham, Cardiff, Oxford und Newcastle
durchgesetzt. Das britische Kultur-
ministerium teilte der Öffentlichkeit
nicht mit, welche Kriterien letztlich
die Entscheidung für Liverpool be-
stimmten. Das könnte für das Jahr
2010 auch uns blühen: dass im über-
nächsten Jahr von den um die Nomi-
nierung ringenden vierzehn deut-
schen Städten nur eine oder viel-
leicht zwei (Ost + West) nach Brüs-
sel an Kommission, Rat und Europä-
isches Parlament gemeldet werden;
ohne dass erkennbar ist, warum die-
se und keine andere den innerdeut-
schen Wettbewerb gewann. 

Es ist Verdienst der Stadt Kassel (s.
auch politik und kultur Juli-

August 2003), alle anderen Mitbe-
werber an einen runden Tisch gebe-
ten zu haben, um ein grundsätzli-
ches Einverständnis darüber zu er-
zielen, dass die deutsche Entschei-
dung auf einer nachvollziehbaren
Grundlage, also unabhängig vom
Proporzdenken im Bundesrat, beru-
hen müsse. Wie könnte eine solche
„Antimauschelei“ vor allem der gro-
ßen Bundesländer NRW und Bayern
zustande kommen? 

Wir brauchen – und die Briten
hätten es auch bedurft – Transpa-
renz für die Entscheidung, nämlich
den Vorschlag eines überparteili-
chen Fachgremiums. Das könnte
man durchaus von Brüssel lernen:

Bevor letztlich der Europäische Rat
(genau: der Rat der Kulturminister)
über die Kulturhauptstadt Europas
entscheidet, wird eine siebenköpfi-
ge Expertenkommission (aus jeweils
zwei Benennungen vom Europä-
ischen Parlament, der Kommission,
des Rats und eine vom Ausschuss
der Regionen) aufgrund eines Krite-
rienkataloges, den das Europäische
Parlament entwickelt hat, den be-
ziehungsweise die Kandidaten eva-
luieren. 

Aus zweimaliger Jury-Erfahrung
kann ich sagen, wie ernst das Ringen
um einen „europäischen Mehrwert“
in Prioritäten, Kriterien und Per-
spektiven für die Brüsseler Beratun-
gen ist: Schließlich soll mit der Ent-
scheidung für eine Kulturhauptstadt
Europas der übrigen Welt „der
Reichtum, die Vielfalt und die Ge-
meinschaft des kulturellen Erbes in
Europa“ (Präambel EU-Verfassungs-
entwurf) – als ein Glanzlicht euro-
päischen Urbanums – dargestellt
werden. Das österreichische Graz ist
ein solches in diesem Jahr, im ver-
gangenen Jahr waren es Salamanca
und Brügge und zu Goethes 250. Ge-
burtstag war es 1999 Weimar. 

Wie sammelt man Punkte für
seine Bewerbung – jedenfalls aus
Brüsseler Expertensicht? Was nicht
mehr positiv zu Buche schlägt, sind
Kultur-Spektakel à la Berlin 1988;
und was grundsätzlich zählt, sind
nachhaltige Kulturentwicklungsper-
spektiven. Genauer gesagt: 

Die Bewerbung erfordert ein eu-
ropäisches Kulturkonzept, das ei-
nem besonderen Thema mit euro-

päischer Dimension entspricht und
sich im wesentlichen auf die kultu-
relle Zusammenarbeit gemäß dem
neuen Artikel III – 176 (ex-Artikel
151) des Verfassungsentwurfes
stützt. Dieses Projekt kann gemein-
sam mit anderen europäischen
Städten und Regionen durchgeführt
werden. 

In der Bewerbung ist insbeson-
dere anzugeben, wie durch das ge-
wählte Thema folgende Ziele er-
reicht werden sollen: 
• Herausstellung der gemeinsamen

kulturellen Strömungen in Euro-
pa, an denen die Bewerberstadt
beteiligt war, oder zu denen sie ei-
nen wesentlichen Beitrag geleistet
hat und weiter entwickeln wird; 

• Förderung der kulturellen Veran-
staltungen und künstlerischen
Darbietungen mit Künstlerinnen
und Künstlern aus anderen Städ-
ten der Europäischen Union, die
zu einer dauerhaften kulturellen
Zusammenarbeit führen; 

• Mobilisierung und Partizipation
breiter Bevölkerungsschichten an
dem Projekt; 

• Gastlichkeit und Publizität der
vorgesehenen Veranstaltungen
durch multimediale Mittel und in
mehreren Sprachen; 

• Förderung des Dialogs zwischen
den europäischen Kulturkreisen
und anderen Weltkulturen; 

• Herausstellung des historischen
Erbes und der Stadtarchitektur so-
wie der Lebensqualität in der
Stadt. 

Jede Bewerbungsstadt legt ein
Kulturprogramm fest, das die Kultur

und das Kulturerbe der betreffenden
Stadt sowie ihren Platz im gemein-
samen europäischen Kulturerbe
herausstellt und an dem sich Kultur-
schaffende aus anderen europäi-
schen Ländern mit dem Ziel einer
dauerhaften Zusammenarbeit be-
teiligen. 

Was kann man für die deutschen
Bewerbungen für 2010 aus den bis-
herigen Erfahrungen lernen? 
1. Überzeugende, „saubere“, das

heißt nachvollziehbare rechtzeiti-
ge Definition von Zielen (warum

wir?), Wegen (wie zu erreichen?),
der Finanzierungen (neben den
geringen Mitteln der EU) und Ak-
teuren (wer tut‘s?) sowie wer ist
künstlerisch und kulturpolitisch
gesamtverantwortlich

2. Definierter „Europäischer Mehr-
wert“: das heißt neue Wege kultu-
reller Zusammenarbeit in Europa,
gegebenenfalls auch innovative
Anstöße für die Kulturwirtschaft
und die multimediale Kunst

3. Kooperationspartner, vor allem
aus Mittel- und Osteuropa sind
wünschenswert 

4. Basisbeteiligung (besonders Ju-
gend, Vereine, Verbände, Schulen,
Hochschulen)

5. Finanzierung: Wer beteiligt sich?

Wichtig: private Sponsoren (ppp-
Modell)

Es ist erstaunlich, mit welchem
Engagement, mit welcher Themen-
vielfalt und mit welchem kulturellen
Ideenreichtum die deutschen Wett-
bewerber bereits jetzt auf sich auf-
merksam machen. Man fühlt sich
bei manchen Initiativen durchaus
an den kulturpolitischen Aufbruch
der 70er Jahre erinnert. Dankens-
werter Weise hat es der Deutsche
Kulturrat übernommen, den Kasse-
ler Aufruf weiterzuführen und zu ei-

ner Konferenz der Wettbewerber-
städte im November ins Max-Lie-
bermann-Haus in Berlin einzula-
den. „Kulturhauptstadt Europas. Wir
kommen.“ (Görlitz): In der Gewiss-
heit, dass weitere neue Ideen der
vierzehn Städte – oder sind es inzwi-
schen mehr? – die kulturpolitische
Debatte in diesem Lande beleben
und damit trotz trister Zeiten der
Kommunalpolitik Hoffnungszei-
chen setzen, hat bereits heute diese
urbanpolitische Aktion der EU gute
Früchte getragen! 

Der Verfasser ist
Professor für Kulturpolitik am

Otto-Suhr-Institut der Freien Uni-
versität Berlin ■

Kulturhauptstadt Europas 2010
Der deutsche Wettbewerb setzt neue kulturpolitische Akzente • Von Olaf Schwencke

Positive und negative Konsequenzen

für die Kultur

Punkte sammeln für Europa
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Dieses Mal erhielten selbst EU-erfah-
rene Antragsteller eine Übung in Ge-
duld: Mehrfach wurde die nächste
Ausschreibung des Programms KUL-
TUR 2000 angekündigt und dann
doch kurzfristig wieder zurückge-
stellt, bis sie dann endlich am
19.08.2003 im Amtsblatt der Euro-
päischen Gemeinschaft C 195 stand. 

Gut, dass der inhaltliche Schwer-
punkt „Erhalt des kulturellen

Erbes“ sowie die Grundvorausset-
zungen für die Teilnahme schon ge-
raume Zeit bekannt waren.

So konnten interessierte Projekte
bereits mit der Planung und An-
tragsvorbereitung beginnen und die
verbleibende Zeit bis zum Einsende-
schluss Ende Oktober beziehungs-
weise Mitte November dürfte für die
meisten trotz des komplexen Ver-
fahrens noch ausreichend sein. So
paradox es klingt: Was dieses Mal auf
Grund von Verfahrensumstellungen
Verzögerungen hervorgerufen hat,
soll künftig den Verwaltungsablauf
beschleunigen. Im Rahmen der Mo-
dernisierung des Rechnungsfüh-
rungswesens innerhalb der gesam-
ten Europäischen Kommission ist
die Finanzkontrolle dezentralisiert
worden. Entsprechend entfällt künf-

tig der politisch seinerzeit ge-
wünschte, aber in der Praxis doch
recht umständliche Weg, alle Projek-
te aus sämtlichen Politikbereichen
der Europäischen Kommission
durch ein einziges Nadelöhr na-
mens „gemeinsame Finanzkontrol-
le“ zu schleusen. Die Finanzkontrol-
le wird jetzt in den zuständigen Ge-
neraldirektionen direkt durchge-
führt, wobei dort entsprechend
mehr Verantwortung liegt. Leider
verursacht die Umstellung, die auch
mit Personalwechsel und entspre-
chenden Einarbeitungszeiten ein-
hergeht, mittlerweile mehr Zeitver-
zögerung, als zu erwarten stand. Das
hat auch Konsequenzen für die Pro-
jekte, die in 2003 gefördert werden
sollen und die lange auf die endgül-
tige Bewilligung und erste Mittelzu-
weisung warten mussten. Die Listen
der geförderten Projekte sind nach
wie vor nicht veröffentlicht. So ver-
zögerte sich auch der neue Aufruf.
Eine Verlängerung der Einreichfrist
hätte auf Grund des langwierigen
Verfahrens nicht hinnehmbare Kon-
sequenzen für die Projekte, die in
2004 beginnen. Größere Planungssi-
cherheit haben ohnehin Projekte,
die nicht vor Jahresmitte anfangen.
Auf die Laufzeit von 12 beziehungs-

weise 24/36 Monaten hat dies kei-
nen Einfluss. 

Gefördert werden Kooperations-
projekte ab einem Gesamtvolumen
von 100.000 Euro, die von Organisa-
tionen aus mindestens drei bezie-
hungsweise fünf Ländern gemein-
sam durchgeführt werden. Neben
dem Schwerpunkt, der in 2004 auf
dem Erhalt des kulturellen Erbes
liegt, werden auch Projekte aus der
bildenden und darstellenden Kunst
unterstützt sowie der Bereich Buch,
Lesen und Übersetzung. Die Zu-
schüsse variieren zwischen 50.000
und 300.000 Euro und dürfen maxi-
mal 50 beziehungsweise 60 Prozent
der Projektkosten betragen.Die Un-
terlagen, finden Sie unter www.kul-
turrat.de/ccp unter „Förderpro-
gramme“ und „FAQ“. Eine frühzeiti-
ge Abstimmung mit dem CCP kann
dazu beitragen, Missverständnisse
und Fehler bei der Antragstellung zu
vermeiden.

Zukunft der europäischen
Kulturförderung

Die Generaldirektion Bildung und
Kultur ist an einem Meinungsbil-
dungsprozess auf breiter Basis inte-
ressiert, was die Zukunft des Pro-

gramms KULTUR 2000 in einem er-
weiterten Europa betrifft. Parallel
zur abgeschlossenen Befragung per
Internet wurde eine prominent be-
setzte Arbeitsgruppe mit der Erar-
beitung eines tragfähigen Konzeptes
betraut, das als Diskussionsgrundla-
ge dienen soll. 

Drei Säulen soll die europäische
Kulturförderung demnach künftig
haben: 
1. Unterstützung einer begrenzten

Zahl von thematisch orientierten,
nicht Sparten bezogenen Kultur-
plattformen oder Netzwerken, die
ihrerseits Teilprojekte kleinerer
Partner unterstützen. Vor allem
beim Aufspüren und Beurteilen
sehr innovativer Projekte aus kul-
turellen Randgruppen, außerhalb
des „mainstreams“, bedürfe es ge-
eigneter neuer Instrumentarien;

2. innovative kulturelle Kooperati-
onsformen zwischen Staaten/Re-
gionen/Kommunen sowie Kultur-
organisationen und privaten Trä-
gern sollen gezielt angeregt wer-
den, sowie 

3. eine „pro-aktive“ Entwicklung
von kulturpolitischer Kooperati-
on in Europa.

Der europäischen Kulturpolitik ge-
bühre ein fester Platz innerhalb eu-

ropäischer Politik. Das europäische
Kulturbudget bedürfe somit einer
angemessenen Aufstockung. Beson-
derer Wert sei auf die Entwicklung
eines sachgemäßen Umgangs mit
Kunst und Kultur zu legen, außer-
halb der allgemeinen Marktregulari-
en. Neue, sich gegenseitig befruch-
tende Kooperationsformen zwi-
schen kulturellem Sektor und Kul-
turindustrie seien ebenso gefordert
wie die Nutzung von Synergien in
verwandten Bereichen, wie Kul-
tur/Bildung/Forschung, aber auch
zwischen dem Dritten Sektor und
vorhandenen europäischen Netz-
werken, Stiftungen, etc. sowie pub-
lic-private-partnerships. In dem
Kontext wird über neu zu bildende
Instrumente wie ein europäisches
Kulturobservatorium reflektiert. Das
Konzept ist abrufbar unter www.kul-
turrat.de/ccp.    

Die Verfasserin ist Referentin im
Cultural Contact Point, Projekt des

Deutschen Kulturrates in
Zusammenarbeit mit der

Kulturpolitischen Gesellschaft ■

KULTUR 2000 
Langes Warten auf die Ausschreibung für 2004 • Von Sabine Bornemann

Am 19. und 20. Juni 2003 trafen
sich die Vertreter der Cultural Con-
tact Points der europäischen Länder,
die sich am Programm KULTUR 2000
beteiligen, auf Einladung der griechi-
schen Kollegen in Athen. Die halb-
jährig stattfindende Sitzung dient
seit fünf Jahren dem internationalen
Austausch und der gemeinsamen Ar-
beit an Fragen, die sich aus dem Pro-
gramm und den einzelnen jährlichen
Ausschreibungen einerseits, aus der
täglichen Beratungsarbeit anderer-
seits ergeben und für die CCPs aller
Länder von gemeinsamem Interesse
sind.

Obwohl die CCPs der einzelnen
Länder aufgrund der europa-

weit verschiedenen verwaltungs-
technischen Organisationsformen
unterschiedliche Unabhängigkeit
vom jeweiligen Träger und nicht im-
mer eine eigene kulturpolitische
Spruchkraft besitzen, verstehen sie
sich in ihrer Gesamtheit doch
durchaus als Organisation, die mehr
ist als nur der ‚Servicearm‘ der Kom-
mission. So konnte zum Beispiel als
Ergebnis der letzten Sitzung im De-
zember 2002 der Kommission und
dem Verwaltungsausschuss ein ge-
meinsamer Erfahrungsbericht vor-
gelegt werden, der neben praxisna-
hen Vorschlägen zur Verbesserung
der Organisation der europäischen
Kulturförderung in den kommen-
den Jahren auch Beiträge zur Beteili-
gung der Beitrittskandidatenländer
an KULTUR 2000 und der Zukunft
von KULTUR 2000 über 2006 hinaus
enthielt.

„Der ständige direkte Kontakt
mit den Kulturakteuren der einzel-
nen Länder vermittelt einen ganz
anderen Blick auf die Arbeit mit
KULTUR 2000 als die Arbeit in der
Kommission, die einen eher überge-
ordneten, allgemeinen Standpunkt
vertreten muss“, meint Christopher
Gatt, Vertreter des maltesischen
CCPs. „Man kann sagen, dass die
Kommission den Wald hütet, und
wir die einzelnen Bäume pflegen“,
fügt Geoffry Brown, einer der Vertre-
ter der englischen Delegation, la-

chend hinzu. Der internationale
Austausch zwischen den einzelnen
CCPs wird dabei von den Vertretern
aller Länder als besonders wichtig
angesehen. 

Zwar stehen die CCPs ohnehin in
engem Kontakt miteinander und se-
hen es als unschätzbaren Vorteil an,
sich schnell und unkompliziert per
e-mail oder Telefon an die Kollegen
aus den anderen Ländern wenden
zu können – ein Vorteil, den insbe-
sondere die Beitrittsländer zu schät-
zen wissen: „Die meisten Fragen
sind in jedem Lande gleich“, betont
Christina Hadjisavva, die den jüngs-
ten, erst wenige Monate alten CCP
auf Zypern aus der Taufe hebt. „Da-
rum gibt es kaum eine schnellere
Lösung für ein neues Problem als ei-
nen Anruf oder eine e-mail an die
erfahreneren Kollegen. Vieles klärt
sich dabei ohne große Umstände.“

Dennoch sind neben der alltägli-
chen Vernetzung die informellen
Treffen von besonderer Bedeutung,
und zwar nicht nur, um den Namen
aus den e-mail-Listen oder der Tele-
fonstimme auch mal ein Gesicht zu
geben. Es geht vielmehr darum, der
praktischen Seite der europäischen
Kulturförderung Gehör zu verschaf-
fen, einheitliche Standpunkte zu
formulieren sowie Anliegen und
Vorschläge an die Kommission ge-
meinsam zu erarbeiten.

Ein besonderes Gewicht wird aus
diesem Grund stets auf ein gemein-
sames Gespräch mit einem Vertreter
der Kommission gelegt. Theodossios
Mastrominas, Repräsentant der Ge-
neraldirektion für Bildung und Kul-
tur der Europäischen Kommission,
übernahm diese Aufgabe für die
Kommission. Er informierte an-
schaulich über die Probleme hin-
sichtlich der Anforderungen an die
Versicherung von Wanderausstel-
lungen in Europa, die durch KUL-
TUR 2000 gefördert werden, und
stand anschließend für Fragen zu
diesem und anderen Themen zur
Verfügung. 

Kritisch äußerten sich die CCP-
Vertreter auch in diesem Jahr wieder
über die Verspätung der Veröffentli-

chung der Ausschreibung für das
Jahr 2004. Die Anwendung neuer
Regelungen und Verfahren in der Fi-
nanzverwaltung, die zu dieser Ver-
zögerung geführt hat, lässt aller-
dings darauf hoffen, dass die ent-
sprechende Ausschreibung für das
Jahr 2005 reibungsloser und fristge-
recht erfolgen wird.

Ferner unterbreiteten die CCPs
der Kommission wie schon in frühe-
ren Jahren Vorschläge zur Vereinfa-
chung und übersichtlicheren Ge-
staltung der Antragsformulare. 

Der Unmut der Kulturschaffen-
den über Verspätungen und Unklar-
heiten im Ausschreibungstext und
den Formularen trifft seit Jahren im-
mer wieder die Mitarbeiter der
CCPs, die durch den engen Kontakt
zu den Kulturakteuren ihrer Länder
unmittelbar mit den daraus resultie-
renden Problemen konfrontiert wer-
den und sich seit ebenso langer Zeit
bemühen, die Kommission auf das
möglicherweise schwindende Ver-
trauen in die europäische Kulturför-
derung zum Beispiel durch solche
monatelangen Verspätungen auf-
merksam zu machen. 

Ein weiteres Hauptthema des
Treffens, welches vom Direktor für
Europaangelegenheiten während
der griechischen Präsidentschaft,
Georgios Liontos, eröffnet und be-
gleitet wurde, war der Erfahrungs-
bericht der Organisatoren mehrjäh-
riger Kooperationsprojekte und des-
sen Auswertung. Es wurde beschlos-
sen, im Rahmen der kommenden
informellen Arbeitstreffen der Cul-
tural Contact Points auch eine Be-
sprechung zwischen den CCP-Re-
präsentanten und den Organisato-
ren mehrjähriger Projekte des jewei-
ligen gastgebenden Landes zu orga-
nisieren, um sich weiter und aus ers-
ter Hand über den Erfolg langfristi-
ger Kulturförderung zu informieren.
Hierbei sehen die Cultural Contact
Points es als besonders wichtig an,
die Zusammenarbeit von Organisa-
toren verschiedener Länder gerade
auf lange Sicht zu fördern und zu
stärken, um den kulturellen Aus-
tausch auch nach Ablauf der Projek-

te erhalten und erweitern zu kön-
nen. Dabei soll der Austausch von
Ideen, Erfahrungen und Wissen ei-
nerseits die Kulturschaffenden ver-
schiedener Länder gegenseitig be-
reichern, andererseits die Mitarbei-
ter der CCPs in die Lage versetzen,
die Kulturakteure ihres eigenen Lan-
des besser beraten zu können, in-
dem sie eben diese Erfahrungen
weitergeben.

Man einigte sich darauf, gemein-
sam einen Vorschlag an das Europä-
ische Parlament und den Rat bezüg-
lich der Direktive Nr. 508/2000/EC
vom 14. Februar 2000 und die Zu-
kunft von KULTUR 2000 nach dem
Jahre 2006 zu erarbeiten. Nicht ab-
schließend geklärt werden konnte
dabei die Frage, ob die CCPs eine Er-
weiterung des Spektrums geförder-
ter Projekte anstreben sollten: Wäh-
rend der spanische Kollege Juan An-
toni Casso-Casaro eine interessante
Diskussion anstieß und sich sehr
dafür aussprach, einen besonderen
Förderungsschwerpunkt auf Projek-
te aus dem Bereich der Straßenkunst
und „subkultureller“ Strömungen zu
legen, nahmen hier insbesondere
die Vertreter vieler Beitrittsländer ei-
ne eher konservative Haltung ein
und bevorzugten, weiterhin den
eher „klassischen“ Bereichen der
Kultur den Vortritt zu lassen. Eben-
falls ungeklärt blieb die Frage, ob
Kulturförderung nach dem Jahr 2006
beispielsweise auch die Förderung
von Sportprojekten beinhalten soll-
te.

Weit gehende Einigkeit herrschte
indes bei der Frage, inwieweit die
CCPs Verantwortung für die Betreu-
ung von Projekten nach Abschluss
eines Fördervertrags im Rahmen
von KULTUR 2000 übernehmen sol-
len: Allgemeiner Konsens war, dass
die CCPs in ihrer derzeitigen Organi-
sation eine Betreuung, die über die
Beratung bei der Antragstellung hi-
naus geht, weder personell noch ju-
ristisch leisten können. Die Vorgabe
der Kommission, dass die Zustän-
digkeit der CCPs mit der Antragstel-
lung an die Kommission endet, wird
schon aus zeitlichen Gründen ak-

zeptiert. Darüber hinaus eine Ver-
antwortung, beispielsweise für den
Haushaltsabschluss oder die Orga-
nisation und Evaluation der Projek-
te, zu übernehmen, übersteigt den
Rahmen des derzeit von den CCPs
Leistbaren, von der rechtlichen Kon-
sequenz der Haftung einmal ganz
abgesehen. Natürlich ist es bedauer-
lich, dass der Kontakt zu Antragstel-
lern mit dem Ende der Ausschrei-
bungsfrist abrupt endet. Gerade der
britische CCP hat offenbar große
Probleme damit, den Kulturschaf-
fenden begreiflich zu machen, dass
sie sich mit Fragen von diesem Mo-
ment an nicht mehr an den CCP
wenden können, sondern die Kom-
mission nunmehr einziger An-
sprechpartner ist.

Weiterhin stellte Andrea Mondi-
ni vom italienischen CCP die The-
menschwerpunkte der italienischen
Ratspräsidentschaft im laufenden
Halbjahr vor und lud zum nächsten
informellen CCP-Treffen im Dezem-
ber diesen Jahres in Turin ein.

Wie seit Beginn der informellen
Treffen üblich richtete das Land, bei
dem die Ratspräsidentschaft in die-
sem Halbjahr lag, das Treffen aus.
Verhaltene Kritik daran, dass die
griechischen Gastgeber das Treffen
erst zum Ende ihrer Ratspräsident-
schaft organisiert hatten und damit
zu einer Zeit, in der zum einen die
Vorbereitung der Ausschreibung
von KULTUR 2000 für das Jahr 2004
schon so weit vorangeschritten war,
dass eventuelle Verbesserungsvor-
schläge nicht mehr berücksichtigt
werden konnten, und zum andern
der Athener Sommer eine für eine
Konferenz mehr als ungünstige Hit-
ze entwickelt hatte, verhallte ange-
sichts der guten und straffen Orga-
nisation des Treffens und den stets
gut klimatisierten Versammlungs-
räumen.

Die Verfasserin ist Referentin im
Cultural Contact Point, Projekt des

Deutschen Kulturrates in
Zusammenarbeit mit der

Kulturpolitischen Gesellschaft ■

Informelles Arbeitstreffen der Repräsentanten der CCPs
Informationsaustausch, Vorschläge an die Kommission und Gestaltung der Zukunft von KULTUR 2000 • Von Christina Detscher



Zugegeben, die Überschrift ist sper-
rig, aber sie ist immerhin in leichter
Abwandlung der Titel eines Berichts
von Hans-Peter Martin (MdEP), der
dies derzeit für den Ausschuss für In-
dustrie, Außenhandel, Forschung
und Energie über die europäischen
Industrieverbände eruiert. Natürlich
geht das Thema auch über den Ein-
fluss der Industrieverbände hinaus,
da indirekt nach Legitimation und In-
teressensvertretung und also letzt-
endlich nach Macht gefragt wird. 

Der Berichtsentwurf geht relativ
weit in seinen Forderungen

nach Transparenz und kreidet so
manchem Kommissionbeamten
und Parlamentskollegen an, Richtli-
nienvorschläge oder Änderungsan-
träge aus der Feder interessierter In-
dustrieverbände direkt in die parla-
mentarische Beratung einfließen zu
lassen, manchmal sei die Faxnum-
mer des Absenders nicht einmal ka-
schiert. Auch von Lobbyisten fordert
er einen adäquateren Umgang mit
den Adressaten ihrer Bemühungen;
von einem jährlichen Bericht über
ihre Aktivitäten solle ihre Akkreditie-
rung und ihr Zugang zu den Institu-
tionen abhängig gemacht werden.
Schließlich, da der Nutzen hoch
spezialisierter und kenntnisreicher
Informationen über geplante Geset-
zestexte als gegeben angesehen
wird, appelliert er an eine bessere
Ausstattung der Parlamentsmitglie-
der zur Akquise von unabhängigem
Sachverstand. Dieser ist insbeson-
dere bei den häufig sehr techni-
schen Dossiers, mit denen sich Be-
amte und Abgeordnete beschäfti-
gen, unabkömmlich. Um einen ein-
heitlichen Rahmen für Interessens-
vertreter zu schaffen, fordert Martin
eine interinstitutionelle Vereinba-
rung der drei Institutionen Rat, Par-
lament und Kommission.

In welcher Form auch immer
dieser Bericht letztendlich ange-
nommen wird, er beruht auf einer
tieferen Analyse der gängigen Re-
geln und Praxis, die im Frühjahr die-
sen Jahres vom Europäischen Parla-
ment angestellt wurde (www.euro-

parl.eu.int/studies). Von den 2.600
Interessensvertretern mit Büro in
Brüssel machen, so die Untersu-
chung, ein Drittel europäische Han-
delsverbände aus, professionelle
Consultants ein Fünftel, einzelne
Unternehmen, europäische Nicht-
Regierungsorganisationen, nationa-
le Unternehmens- und Arbeitneh-
merverbände jeweils zehn Prozent,
regionale Vertretungen und interna-
tionale Organisationen jeweils fünf
Prozent und Think-Tanks eins
Prozent. Dem gegenüber stehen et-
wa 1.000 Ausschüsse und Sachver-
ständigengremien, die die Europäi-
sche Kommission bei der Vorberei-
tung und Umsetzung von Gesetzes-
texten beraten. Nicht zu vergessen
der mit 1.000 akkreditierten Journa-
listen inzwischen zu einem der
größten Pressezentren der Welt ge-
wachsenen Medienkorps. Die Kom-
mission selbst unterscheidet ledig-
lich zwischen profitorientierten Or-
ganisationen wie PR-Firmen oder
Anwaltskanzleien und NGOs, von
denen sie im November 2002 in den
verschiedensten Politikgebieten 700
zählte. Der Parlamentsbericht geht
auf die Einflüsse der so genannten
bürgerschaftlichen Interessen ein
und stellt deren erheblichen Impact
auf die EU-Politik fest. So sei inzwi-
schen häufig festzustellen, dass Um-
weltverbände oder Tierschutz- und
Menschenrechtslobbyisten zu den
einflussreichsten Gruppen gehör-
ten, während Agrar- oder Industrie-
verbände nur noch an zweiter oder
dritter Stelle rangierten. An dieser
Stelle soll besonders auf die Um-
weltverbände eingegangen werden,
da sie eine besondere Stellung ein-
nehmen, die zu beobachten für den
Kulturbereich nicht uninteressant
ist. Es liegt in der Natur ihres Anlie-
gens, dass eine Organisation auf eu-
ropäischer Ebene nahe liegt und
sich daher schon früh europäische
Dachverbände etablierten. Die
meisten europäischen Umweltorga-
nisationen, so der Bericht, sind
transnationale Verbindungen oder
lose Netzwerke nationaler Organisa-
tionen. Von den so genannten

„Green-7“ sind die meisten europäi-
sche Zweige internationaler Organi-
sationen, denen ein gemeinsames
Interesse an EU-Umweltpolitik ei-
gen ist, die sich aber auf verschiede-
nen Gebieten spezialisiert haben
und sich so beim Bemühen um EU-
Unterstützung in dem speziell dafür
vorgesehenen Programm nicht in
die Quere kommen. Manche Orga-
nisationen, wie etwa Greenpeace,
lehnen eine solche Finanzierung ab,
um ihre Unabhängigkeit zu wahren.
Ihre Legitimation beziehen sie vor-
nehmlich aus ihrer Möglichkeit, öf-
fentlichen Druck zu erzeugen und
zwar hauptsächlich zu Hause. Prof.
Günter Frankenberg schreibt in ei-
nem Artikel in der Frankfurter
Rundschau online vom 13. August,
diese Verbände (nicht nur aus dem
Umweltbereich) stellten „den Adel
der Zivilgesellschaft“ dar, da sie über
„hervorragende organisatorische
Ressourcen, professionelle Expertise
und eingespielte Kontakte mit der
EU-Administration“ verfügten, de-
ren „Rationalität (…) sich in der pro-
fessionellen Beratung von EU-Gre-
mien“ erweise. Zu ihnen würde er
allerdings auch Amnesty Internatio-
nal oder sogar Attac zählen. Trotz
des unbestreitbaren Sachverstands
muss hier jedoch angeführt werden,
dass viele Umweltverbände trotz
EU-Mitteln unter finanzieller Res-
sourcenknappheit leiden, die etwa
die regelmäßige Teilnahme von Ex-
perten aus den Mitgliedstaaten an
offiziellen EU-Sitzungen behindert,
während ihre natürlichen „Gegen-
über“ aus der Industrie dieses Prob-
lem nicht haben.

Frankenberg stellt fest, dass „re-
gional organisierte, spontan agie-
rende Assoziationen“ bei der Euro-
päischen Kommission nur schwer
einen Fuß in die Tür bekämen. Er
reagiert damit unter anderem auf
das „Weißbuch Governance“, das
2001 für heftige Aufregung gesorgt
hat, da die Kommission ihren Dialog
mit der Zivilgesellschaft zu institu-
tionalisieren versucht und dabei,
natürlicherweise, an Grenzen stößt,
nämlich spätestens da, wo diese

nicht organisiert ist und als Partner
nur schwer kontinuierlich an-
sprechbar ist. Ende 2002 hat die
Kommission erneut eine Mitteilung
veröffentlicht, in der sie ihre
„Grundsätze und Mindeststandards
für die Konsultation betroffener Par-
teien (KOM[2002]704)” darlegt. Sie
betont hierin die Bedeutung organi-
sierter europäischer Interessen,
weist jedoch auch darauf hin, dass
die Repräsentativität auf der euro-
päischen Ebene nicht das alleinige

Kriterium für die Konsultation einer
Organisation darstellt, sondern
auch nationale oder regionale
Standpunkte sowie Minderheiten-
meinungen gehört werden müssten.
Manchmal artikuliert sich jedoch
auch ein Gegeninteresse, das die ak-
tive, direkte, Einbeziehung der Zivil-
gesellschaft eher in Frage stellen
würde: Namentlich bei einigen Bun-
desländern etwa war durchaus Em-
pörung zu erkennen, als Natur-
schutzverbände im Rahmen der Na-
turschutz-Richtlinie (Flora, Fauna,
Habitat, kurz: FFH) der Kommission
direkt die Listen der ihres Erachtens
schützenswerten Gebiete überga-
ben, die das Land nicht an Brüssel
übermittelt hatte und die daher
nach Meinung der Naturschützer
fehlten. In einigen Länderadminist-
rationen war man der Meinung, die
Kommission habe die auf diesem
Weg übermittelten Listen quasi un-
geprüft zu vernichten, da das for-
melle Verfahren auf der von der zu-
ständigen Stelle (über das Bundes-
umweltministerium) verfassten Lis-
te beruhe. Es ist verständlich, aber
nur schwer nachvollziehbar, wenn
einerseits häufig mangelnde Bürger-
nähe kritisiert und die Berücksichti-

gung von Bürgeranliegen gefordert
wird, gleichzeitig staatliche Stellen
den direkten Zugang zu den Ent-
scheidungsträgern in Brüssel arg-
wöhnisch beäugen. Daher ist es um-
so wichtiger, dass mit hoher Glaub-
würdigkeit ausgestattete Nichtregie-
rungsorganisationen und Verbände
auch finanziell in den Stand ge-
bracht werden, kompetenter Part-
ner der europäischen Politik zu wer-
den. Der Parlamentsbericht zeigt,
dass es auch Verbände kleinerer und

mittlerer Unternehmen schwerer
haben, auf dem Brüsseler „Politik-
Markt“ mitzuspielen. Unter den gro-
ßen Playern sind multinationale Un-
ternehmen, die mobile sprach- und
rechtsgewandte Experten gut dotiert
agieren lassen, aber auch eben sol-
che NGOs, denen das Mitwirken am
europäischen Entscheidungspro-
zess so viel wert ist, dass sie, lang-
sam aber sicher, zu unverzichtbaren
und zuverlässigen Partnern der Poli-
tik werden können. 

Interessant wird in dem Kontext
auch zu beobachten sein, wie mit
der Umwidmung der bisherigen fi-
nanziellen Unterstützung für man-
che Organisationen im Kulturbe-
reich auf europäischer Ebene umge-
gangen werden wird. Auch hier wird
zu Recht darauf hingewiesen, dass
Schnelligkeit von Reaktion und
Möglichkeit zur Konsultation einer-
seits gefordert werden, Repräsenta-
tivität, sektorübergreifende Aussa-
gekräftigkeit der Position sowie na-
tionale oder sektorale Anbindung je-
doch ebenso, und dass gerade fle-
xiblere, kleinere Strukturen mit die-
sem Widerspruch leben (und arbei-
ten) müssen. ■

Gute Frage an die Europäische Union
Welche Rolle bleibt für die Zivilgesellschaft bei der Festlegung der politischen Maßnahmen der EU? • Von Barbara Gessler
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Auf der Grundlage einer Anhörung
hat die Europaabgeordnete Myrsini
Zorba vor der Sommerpause dem
Kulturausschuss des Europäischen
Parlaments den Entwurf für ihren Ini-
tiativbericht vorgelegt. Solche Be-
richte sind ein immer beliebter wer-
dendes Mittel der Volksvertreter der
europäischen Ebene, die Kommissi-
on zum Handeln aufzufordern in Be-
reichen, in denen sie dies möglicher-
weise nicht von alleine tun würde,
aber auch etwa um einen bestimm-
ten Blickwinkel auf ein politisches
Dossier zu forcieren. 

Als eines der Grundübel wird in
dem Berichtsentwurf die Zer-

splitterung des Marktes identifiziert,
zu der auch noch rechtliche Unsi-
cherheiten und Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten kom-
men, ganz zu schweigen von Kosten,
die durch die Sprachenvielfalt verur-
sacht werden. Grundforderung ist
die nach einer aktiveren Kulturpoli-
tik, um sich gegen die Konkurrenz fit
zu machen. Die Befragung habe den
Vertrieb und die Absatzförderung als
größtes transnationales Problem
ausgemacht. Daher müsse Europa
stärker zusammenarbeiten, insbe-
sondere auch im Export und bei der

Vermarktung. Diese Argumente und
Forderungen sind besonders für die
Film- und Musikindustrie keines-
wegs neu. Die Richtlinie „Fernsehen
ohne Grenzen“ habe die Situation
nicht verbessert. Die Befragung ha-
be ergeben, dass aufgrund der öko-
nomischen Bedeutung der Kulturin-
dustrien eine Intervention vonsei-
ten der EU wünschenswert sei, be-
sonders für die in der Branche be-
deutsamen Klein- und Mittleren
Unternehmen. Die Mitgliedstaaten
selbst hatten im Ministerrat Ende
Dezember 2002 die Bedeutung des
Sektors für Wirtschaft und Beschäf-
tigung unterstrichen. Gemäß dem
institutionellen Entscheidungsver-
fahren solle die Kommission ein
Grünbuch auflegen, das eine Be-
standsaufnahme erstellen solle.
Notwendig ist jedoch vorher, eine
gemeinsame Definition dessen zu
finden, was unter Kulturwirtschaft
zu verstehen sei, welche Sektoren
dazu gehören und genauer zu eruie-
ren, welche wirtschaftlichen Auswir-
kungen diese Aktivitäten haben, ei-
ne Art „gemeinsamer europäischer
Kulturwirtschaftsplan“ (Mapping).
Bei der Europäischen Kommission
wird dementsprechend auch die Ge-
neraldirektion Unternehmen eine

Rolle zu spielen haben in dem Kon-
text, was einige Kulturschaffende
während des Hearings zumindest
erschreckt hat, sehen sie doch ihre
Werke dann schnell auf das handel-
bare Produkt reduziert. 

Der mitberatende Industrieaus-
schuss hat den Fokus besonders auf

die KMU der Branche gelegt und
weist darauf hin, dass gerade einige
EU-Wettbewerbsregeln der Neu-
gründung oder Konsolidierung sol-
cher Firmen entgegen stehen. Eine
Schlüsselfrage läge in ihrer finanzi-
ellen Ausstattung, die man gezielt
fördern solle. Ó Nachtain fordert ei-
ne bessere Anwendung der horizon-
talen Kulturaspekte, so solle die
Kommission doch einmal die kultu-
relle Dimension der vergangenen
Förderperiode der EU-Struktur-

fonds darlegen. Ganz im Sinne des
Vertrages fordert der Autor eine ver-
stärkte Koordinierung nationaler
und europäischer Initiativen „ein-
schließlich der Förderung von Aus-
nahmeregelungen für den Kultur-
sektor im Rahmen der gemeinsa-
men Handelspolitik“. 

Auch ein anderer Initiativbericht
wird von Beobachtern der transat-
lantischen Beziehungen im Kultur-
bereich aufmerksam verfolgt. Roy
Perry und der Kulturausschuss for-
dern eine komplette Revision der
Richtlinie „Fernsehen ohne Gren-
zen“, um die technologischen Ent-
wicklungen und strukturellen Ver-
änderungen des audiovisuellen
Marktes zu berücksichtigen. Die
Grundprinzipien der Richtlinie soll-
ten als Rahmenpaket nicht nur die

Fernsehrichtlinie, sondern auch die
über den elektronischen Handel
und die Richtlinien über urheber-
rechtliche Vorschriften bezüglich
den Satellitenrundfunk und die Ka-
belweiterverbreitung umfassen. Der
Bericht des konservativen britischen
Abgeordneten stellt zwar fest, dass
von einer steigenden Konzentration
im Medienbereich eine Gefährdung
des Pluralismus ausgehen könne.
Gegen den Willen des Berichterstat-
ters selbst geht der Bericht so weit
zu fordern, dass bei dem neuen Pa-
ket eine Bestimmung bezüglich des
Eigentums an Sendemedien aufzu-
nehmen sei. Der Kommission oblie-
ge auf jeden Fall die Beobachtung
der Konzentrationsprozesse. Sie sol-
le bis 2004 hierzu ein aktualisiertes
Grünbuch auflegen. Eine Arbeits-
gruppe der nationalen Aufsichtsbe-
hörden solle den Austausch bewähr-
ter Praktiken für Selbst- und Koregu-
lierung bei der Werbung und im Ver-
braucherschutz fördern. Der Bericht
soll im September ins Plenum gehen
und wird in die Mitteilung der Kom-
mission und etwaige Vorschläge ein-
fließen. ■

Aus dem Europäischen Parlament
Kulturindustrien und Fernsehrichtlinie • Von Barbara Gessler

Bedarf die Richtlinie
„Fernsehen ohne Grenzen“

einer Revision?

Forderungen nach mehr
Transparenz in der Lobbyarbeit
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„Frankreich und Deutschland stehen
geschlossen Seite an Seite.“ Dieses
Zitat erinnert stark an die vor Wo-
chen geübte Solidarität beider Län-
der in der Frage des Irak-Krieges, be-
zieht sich diesmal jedoch auf die Be-
mühungen beider Staaten, die kultu-
relle Vielfalt in Europa zu erhalten
und die Kulturdienstleistungen vor
einer allzu großen Harmonisierung
innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft zu bewahren. In einem Fern-
sehinterview zum französischen Na-
tionalfeiertag am 14. Juli 2003 be-
dankte sich deshalb der französi-
sche Präsident Jacques Chirac bei
Bundeskanzler Gerhard Schröder für
dessen Unterstützung in dieser Kul-
turfrage. Frankreich habe sich, so
der französische Präsident, mit sei-
ner Forderung nach der so genann-
ten „kulturellen Ausnahmeregelung“
in der künftigen EU-Verfassung, auch
mit Hilfe der Bundesregierung, im
EU-Konvent durchsetzen können. 

Parallel zur Diskussion über eine
Europäische Verfassung findet

derzeit eine weitere Verhandlungs-
runde zum „Allgemeinen Überein-
kommen über den Handel mit
Dienstleistungen“ (GATS) bei der
WTO (Welthandelsorganisation) in
Genf statt, bei der Liberalisierungs-
forderungen auch im Bereich der
audiovisuellen Dienstleistungen,
Bildungs- und Kulturdienstleistun-
gen eine nicht unwesentliche Rolle
spielen. Sollten die bereits von den
USA, Australien und anderen Staa-
ten vorgebrachten Wünsche voll
umgesetzt werden, so steht zu be-
fürchten, dass es zu einer „Amerika-
nisierung“ unserer Kulturlandschaft
in Europa kommen könnte, das
heißt Kultur wird als „Ware“ wie jede
andere behandelt und unterliegt
dann auch den gleichen Wettbe-
werbs- und Handelsvorschriften.

Die politische Brisanz dieser
GATS-Verhandlungen liegt vor allem
darin, dass die bedeutendsten
Hemmnisse für den internationale
Handel mit Dienstleistungen nicht,
wie bei Waren, in Maßnahmen der
Zollpolitik, sondern in innerstaatli-
chen Regelungen verankert sind.
Mit dem GATS-Abkommen wurde
seit seinem Inkrafttreten im Jahre
1995 daher eine multilaterale Ver-
handlungsinstanz geschaffen, wel-
che die Entwicklung international
verbindlicher Disziplinen für die
staatlichen Gesetzgebungen und die
Regulierungen sämtlicher Dienst-
leistungsmärkte zum Ziele hat. 

Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist offizielles Mitglied bei der
WTO, jedoch vertritt die EU-Kom-
mission nach Artikel 133 EG-Vertrag
die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft im Rahmen ih-
rer Zuständigkeit für eine gemeinsa-
me Handelspolitik. Dieses Alleinver-
tretungsrecht gilt auch für interna-
tionale Verhandlungen und Über-
einkünfte über Dienstleistungen,
wie zum Beispiel das GATS-Abkom-
men. Die EU-Kommission vertritt
daher alle 15 EU-Mitgliedstaaten bei
der WTO, wobei sie natürlich bei Ab-
stimmungen nur so viele Stimmen
hat, wie sie auch Staaten vertritt. 

Zur Vorabstimmung über dieses
Verhandlungsmandat wurde nach
Artikel 133 des EG-Vertrages ein „Be-
sonderer Ausschuss“ beim Rat der
Europäischen Union in Brüssel, der
so genannte „133er Ausschuss“, ein-
gerichtet. Federführend für die Ab-
stimmung der deutschen Position
im Besonderen Ausschuss ist das
Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit. Deutschland entsendet
auf Grund seiner föderalen Verfas-
sung und der daraus erwachsenen
Kulturhoheit der Länder Bundes-

ratsbeauftragte für die Bereiche Bil-
dung, Kultur und audiovisuelle Me-
dien in den Ausschuss, jedoch ohne
Stimmrecht. Ebenfalls noch ohne
Stimmrecht sind seit April dieses
Jahres die Ländervertreter/innen
der 10 EU-Beitrittskandidaten im
Besonderen Ausschuss anwesend.
Das allgemeine Motto lautet daher:
Zusammenrücken im 133er Aus-
schuss! Und dies gilt nicht nur für
die Plätze am Verhandlungstisch.

Warum ist es aber so wichtig,
dass die Länder der Bundesrepublik
Deutschland in diesem Koordinie-
rungsausschuss vertreten sind? Weil
ansonsten die Belange und Bestre-
bungen, die eingangs erwähnte kul-
turelle Vielfalt zu bewahren, gefähr-
det sein könnten. Vor Abschluss des
GATS-Abkommens im Jahre 1995
waren die deutschen Länder über-
haupt nicht beteiligt worden. Es ist
das Verdienst der Kultusminister-
konferenz, dass bei der derzeitigen
Verhandlungsrunde Ländervertre-
ter/innen in dem 133er Ausschuss
anwesend sein können.

Die von vielen Organisationen
seit Monaten geforderte öffentliche
Diskussion über die GATS-Verhand-
lungen konnte so ein wenig voran-
getrieben werden, denn es ist au-
genfällig, dass die EU-Kommission
nur sehr spärlich mit ihren Informa-
tionen umgeht. So werden selbst die
Vertreter/innen der Mitgliedstaaten
im 133er Ausschuss meistens nur
mündlich von der Kommission über
den Fortgang der Verhandlungen in
Genf bei der WTO unterrichtet. 

Das GATS-Abkommen ist kein
abgeschlossenes Vertragswerk, son-
dern bedarf einer dauernden Fort-
schreibung. Es gibt ständig Klä-
rungsbedarf, wie Dienstleistungen
einzuordnen sind, wo es Ausnah-
men geben soll, und Diskussionen
über juristische Definitionen des
Vertragstextes. Neue Dienstleistun-
gen können jederzeit einvernehm-
lich aufgenommen werden. Daher
gibt es neben dem „Rat für Dienst-
leistungsverkehr“ zahlreiche Ver-
handlungsrunden unter anderem in
„working party on GATS-rules“,
„working party on domestic regula-
tion“, Komitees zu Marktzugang
und zu Strafmaßnahmen. Da das
GATS-Abkommen nur sehr allge-
mein und global formuliert wurde,
wird es also ständig durch Zusatz-
protokolle und eine Art Kommentar
fortgeschrieben. 

Neben diesen offiziellen Ver-
handlungsrunden gibt es inoffizielle
Arbeitsgruppen und Beobachter-
Runden, so genannte „friends of-
meetings“, bei denen Lobbyisten
mit den offiziellen Staatsvertre-
ter/innen Informationen austau-
schen. Darüber gibt es keinerlei
schriftliche Unterlagen. So wundert
es nicht, dass all dies schon sehr wie
Geheimdiplomatie anmutet und
Globalisierungsgegner, wie die Or-
ganisation „attac“, verstärkten Zu-
lauf verunsicherter Bürgerinnen
und Bürger bekommen. Dies ist um-
so bedauerlicher, als diese Geheim-
niskrämerei oder Desinformations-
politik unberechtigte Ängste nur
noch weiter schürt und das GATS-
Vertragswerk auch keinen Passus ei-
ner Geheimhaltungspflicht bei Ver-
handlungen enthält.

Wie die historische Erfahrung
lehrt, ist eine Kontrolle der Mächti-
gen nie falsch. Zwar sprach auch der
EU-Kommissar für Handelspolitik,
Pascal Lamy, davon, dass Kultur kein
gewöhnliches Gut sei und die Kom-
mission sich daher vorrangig dafür
einsetzen werde, dass die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten ihre
Fähigkeit zur Festlegung und Um-
setzung ihrer Politiken im kulturel-

len und audiovisuellen Bereich im
Hinblick auf die Wahrung der kultu-
rellen Vielfalt erhalten und weiter-
hin entwickeln können. (Siehe dazu:
politik und kultur, Zeitung des
Deutschen Kulturrates, Nr. 03/03 Ju-
li/August 2003, Seite 1) 

Doch andererseits hat er bereits
am 8. Juni 2000 in einer Rede vor
dem United States Council for Inter-
national Business in New York er-
klärt, „falls wir den Zugang zu aus-
ländischen Märkten erleichtern
wollen, dann können wir unsere ge-
schützten Sektoren nicht aus dem
Sonnenlicht halten. Wir müssen be-
reit sein, über alle diese Sektoren zu

verhandeln, damit wir genügend
Verhandlungsmasse für einen big
deal haben.“ 

Wie wichtig dieser big deal ist,
zeigt sich allein daran, dass schon
jetzt Dienstleistungsunternehmen
in der EU mehr als 100 Millionen
Arbeitsplätze bereitstellen und mit
einem Anteil von einem Viertel am
weltweiten Handel mit Dienstleis-
tungen die EU noch vor den USA
der wichtigste Exporteur und Im-
porteur ist.

Es bleibt also den für die Kultur
Verantwortlichen vorbehalten, da-
rauf zu achten, dass die kulturelle
Vielfalt nicht auf dem Altar einer

neuen Weltwirtschaftsordnung ge-
opfert wird. Gelegenheit dazu bietet
sich bereits bei der nächsten Minis-
terkonferenz der WTO im mexikani-
schen Cancún vom 10. bis 14. Sep-
tember dieses Jahres.

Der Verfasser ist Ministerialrat im
Ministerium für Wissenschaft,Wei-
terbildung, Forschung und Kultur

des Landes Rheinland-Pfalz in
Mainz und Bundesratsbeauftragter
im Besonderen Ausschuss nach Ar-
tikel 133 EG-Vertrag zu den GATS-

Verhandlungen  ■

Besonderer Ausschuss nach Artikel 133 EG-Vertrag
Von Hans-Jürgen Blinn

EU-Handelskommissar, Pascal Lamy,Verhandlungsführer der EU-Kommission bei den GATS-Vehandlungen guckt in die Röhre –
aber nur für die Kamera. Foto: European Commission Audiovisual Liburary
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1. Die Globalisierung – 
bloß ein Gespenst?

„Ein Gespenst geht um in Europa“,
so begann im Jahr 1848 ein berühm-
ter Text. Fortgesetzt wurde der Satz
mit den Worten: „das Gespenst des
Kommunismus“. Später war dann
die Rede davon, dass es zu einer
„heiligen Hetzjagd gegen dieses Ge-
spenst“ gekommen ist. Nun, das Ge-
spenst des Kommunismus ist heute
nicht mehr aktuell. Heute scheint es
„Globalisierung“ zu sein, die auch
eine starke internationale Strömung
darstellt. Viele Befürworter dieser
Globalisierung halten das, was Glo-
balisierungsgegner oder -kritiker
tun, für eine völlig unbegründete
Hetzjagd. Offenbar scheiden sich
die Geister an der Bewertung dieses
Phänomens, bei dem sich die Exper-
ten noch nicht einmal klar darüber
sind, ob es sich um eine alte, immer
schon vorhandene Tendenz im Wirt-
schaftsleben handelt, nämlich stän-
dig die Grenzen auszudehnen, oder
ob es sich um eine sehr junge Ent-
wicklung handelt. Die heutigen Ak-
teure, die die Globalisierung voran-
treiben, sind jedenfalls jung: Die
OECD muss hier erwähnt werden,
entstanden nach dem zweiten Welt-
krieg aus der Verteilung der amerika-
nischen Wiederaufbauhilfe („Mar-
shall-Plan“), die Welthandelsorgani-
sation WTO, entstanden 1995 aus
dem Welthandelsabkommen GATT
(1948 in Kraft getreten, um die Staa-
ten zur Absenkung der Schutzzölle
zu ermutigen), der internationale
Währungsfond (IWF) und die Welt-
bank, die letzten beiden auf der be-
rühmten Konferenz von Bretton
Woods im Jahre 1944 bewusst als Or-
gane einer neuen (Nachkriegs-
)Weltwirtschaftsordnung ausge-
dacht. Die Ambivalenz all dieser in-
ternationalen Regelwerke kann man
dabei sehr gut an den letztgenann-
ten sehen: Natürlich ging es um
Frieden und Wohlstand. Es ging aber
auch darum, was man nach dem
Krieg mit den Überkapazitäten der
USA in der Produktion von Gütern
machen sollte. Und dafür brauchte

man neue weltweite Absatzmärkte.
Es ist diese ganz selbstverständliche
Vermischung von Menschenrechts-
rhetorik und völlig pragmatischem
Wirtschaftsdenken, die uns bis in
die heutige Zeit immer wieder bei
unserem großen Verbündeten ver-
blüfft.

Auf den ersten Blick geht es um
ganz pragmatische ökonomische
Fragen. Es geht etwa darum, einen
Finanzkrach, so wie es ihn in den
zwanziger Jahren des letzten Jahr-
hunderts gegeben hat, zu verhin-
dern. Es geht um die Öffnung von
Märkten für Güter und Dienstleis-
tungen, aber auch für Arbeitskräfte
und Finanzströme. Die quantitati-
ven Angaben der Befürworter einer
derart weltweiten Wirtschafts- und
Finanzpolitik sind beachtlich: Enor-
me Wachstumsraten in allen Fel-
dern. Nicht so gerne gehört werden
Zahlen, die zeigen, dass die Wachs-
tumsraten der Umweltzerstörung
ebenfalls erheblich sind, dass Armut
und Not überhaupt nicht beseitigt,
noch nicht einmal in ihrem Wachs-
tum gebremst wurden, sondern viel-
mehr diese Schere zwischen arm
und reich – was bezogen auf den
Globus heißt: zwischen Nord und
Süd – immer weiter auseinander
klafft. Die einen sehen als Lösung
dieses Problems die immer weiter
voranschreitende Liberalisierung
der Märkte, getragen von der Idee,
dass die Durchsetzung der Men-
schenrechte, der parlamentarischen
Demokratie und der Marktwirt-
schaft irgendwie zusammengehö-
ren. Andere bestreiten dies vehe-
ment und sehen in der weltweiten li-
beralen Wirtschaftspolitik die
Hauptursache allen Übels. Offenbar
geht es nicht bloß um ökonomi-
sches Wohlergehen, es geht auch um
Weltanschauung, um Macht, um
Ideen und letztlich auch um Kultur.
Gerade am Beispiel der Globalisie-
rung findet man beide Polaritäten:
Ein „Schwarzbuch Globalisierung“
(Hg.: Jerry Mander und Edward
Goldsmith, München 2002) listet auf
über 500 Seiten eine Schandtat nach
der anderen auf und zieht zugleich

eine verheerende Bilanz über die
„global player“ in diesem Globalisie-
rungsgeschäft: die Weltbank, die
Welthandelsorganisation und der
Internationale Währungsfond. Un-
terstützung finden diese Kritiker
nicht bloß bei dem kürzlich verstor-
benen Soziologen Pierre Bourdieu,
einer der Mitbegründer der Antiglo-
balisierungsbewegung Attac, son-
dern auch bei Wirtschafts-Nobel-
preisträgern wie Armatya Sen und
Joseph Stieglitz, die beide hohe
Funktionen in der Weltbank bezie-
hungsweise im Internationalen
Währungsfond innehatten. Auf der
anderen Seite stehen unerschütter-
lich die Anhänger des Neoliberali-
mus, die ebenfalls gute Beispiele da-
für haben, dass eine staatlich gegän-
gelte Wirtschaft letztlich in die Kata-
strophe führt. Auch hier liefert die
Geschichte mit dem Zusammen-
bruch des sozialistischen Systems
scheinbar gute Belege. In dieser oh-
nehin schon komplizierten Diskurs-
situation werden jetzt auch Fragen
von Bildung und Kultur relevant.

Worum geht es?
Neben Waren sind es inzwischen –
mit enormen Anteilen an der Wirt-
schaftsproduktion – Dienstleistun-
gen, die sich ungehindert auf einem
zu schaffenden Weltmarkt bewegen
können sollen. Damit sind nicht nur
Banken und Versicherungen ge-
meint, sondern man interessiert
sich auch stark für den Gesundheits-
bereich, für Medien, Kultur und Bil-
dung.

Warum dies geschieht, wird so-
fort klar, wenn man an die Milliar-
denbeträge denkt, die in  diesen Fel-
dern umgesetzt werden. Ein Prob-
lem für die Liberalisierer besteht da-
bei darin, dass in vielen Ländern ge-
nau diese Bereiche wenn nicht
schon zu großen Teilen öffentlich
betrieben, so doch aber zumindest
unter besonderem staatlichen
Schutz stehen: Es geht um das, was
man Daseinsvorsorge nennt, und
hierfür gibt es in vielen Verfassun-
gen – auch in der deutschen – staat-
liche Schutzvorbehalte. Natürlich

arbeiten weder der Gesundheits-
und Medienbereich noch Kultur
und Bildung in einem wirtschafts-
freien Raum. In jedem der Felder
gibt es vielmehr ein Nebeneinander
von privatwirtschaftlichen, gemein-
nützigen und öffentlich-rechtlichen
Produzenten und Einrichtungen.
Ein kleiner Teil – der zudem noch
ständig schrumpft – wird sogar als
„hoheitliche“ Aufgabe gesehen. Ein
Teil von Bildung gehört dazu, ob-
wohl es auch hier in einigen Län-
dern zu Privatisierungen gekommen
ist – mit verheerenden Folgen. Des-
halb fängt genau hier die Wachsam-
keit an. Denn – auch wenn es die
Wirtschaftsanhänger ungern hören:
Der „freie“ Markt ist in Hinblick auf
Gerechtigkeit, auf Schaffung auch
realer Zugangs- und Beteiligungs-
chancen eben nicht das geeignete
Instrument. Überall dort, wo jeder
ohne Ansehen seiner Person und
seines Geldbeutels an einem be-
stimmten Angebot partizipieren
können muss, bewirkt eine Markt-
öffnung das Gegenteil. Es stimmt
noch nicht einmal die These, dass
eine dann hergestellte Konkurrenz
bei den Anbietern die Qualität des
Angebots verbessert. Das Gegenteil
ist wahr. 

2. Vom Wert kultureller 
Vielfalt und ihrer 

Bedrohung 

Doch warum wird gerade im Kultur-
bereich der Streit um die Liberalisie-
rung der Märkte so erbittert geführt?
Es liegt sicherlich u. a. daran, dass
die Menschen spüren, dass hier ein
Kernbereich ihrer Existenz ange-
sprochen wird. Und genau dies hat
zu einer aufregenden Neubewer-
tung von kultureller Vielfalt in den
letzten Jahren geführt: Es hat philo-
sophische, theoretisch-konzeptio-
nelle und empirische Gründe, wa-
rum der Streit so erbittert geführt
wird. Kultur ist Selbstausdruck des
Menschen. Sie ist das, was den Men-
schen in seiner Entwicklungsge-
schichte überhaupt erst hat werden

lassen. In der Fähigkeit zur bewuss-
ten Gestaltung der Welt und der ei-
genen Existenz lag sein entschei-
dender Entwicklungsvorteil. Und
diese Formen der Selbst- und Welt-
gestaltung konnten sehr unter-
schiedlich geschehen: „Kultur“ als
Entwicklungsmotor war von Anfang
an plural, flexibel, kreativ. Wer von
„Kultur“ spricht, muss sofort von
Vielfalt sprechen: Diese Erkenntnis
wird in den letzten Jahren so hoch
bewertet, dass man inzwischen
„kulturelle Vielfalt“ fast auf gleicher
Ebene diskutiert wie die fundamen-
talen Begriffe in der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte, etwa
Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit.
Man erkennt zudem, wie eng der
Zusammenhang von kultureller
Vielfalt mit diesen obersten Prinzi-
pien menschlicher Existenz ist.
Denn man hat erkennen müssen,
wie sehr jegliche Einschränkung im
kulturellen Selbstausdruck, jeglicher
Versuch, kulturelle Vielfalt einzu-
schränken, zu Konflikten oder sogar
zu Kriegen führen kann. Denn all
diese Gefährdungen kultureller Viel-
falt haben zu tun mit mangelnder
Anerkennung, mit einem Angriff auf
die menschliche Würde. Erstmals
wurde dies in der „Allgemeinen Er-
klärung zur kulturellen Vielfalt“, ver-
abschiedet von der Generalkonfe-
renz der UNESCO im November
2001, explizit in einem wichtigen
(allerdings juristisch nicht binden-
den) Papier so formuliert.

Dies muss man sich verdeutli-
chen, um zu verstehen, dass es nicht
bloß um ein bisschen mehr oder we-
niger Marktwirtschaft geht. Dazu
kommt die empirische Erkenntnis,
welch starke Gefahr für die lokale
und regionale Kulturlandschaft da-
von ausgeht, wenn sie ungeschützt
dem Marktdenken geöffnet wird. Es
gibt eindrucksvolle Beispiele dafür,
wie etwa der nationale Kunsthandel,
die nationale Filmwirtschaft zusam-
menbricht angesichts der Urgewalt
internationaler Konzerne. Man

Vom Wert kultureller Vielfalt 
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sieht, wie Meinungs- und Informati-
onsfreiheit bedroht werden, wenn
sich Kartelle oder Monopole im Me-
dienbereich bilden. Und man er-
kennt, dass viele künstlerische Ent-
wicklungen nicht mehr stattfinden
können, wenn es nicht weiterhin der
öffentlichen Hand erlaubt sein soll,
„zu fördern, was es schwer hat“ (so
das Motto des Kultursekretariats
Wuppertal). Es ist also sehr ver-
ständlich, wenn viele Impulse für
die Entwicklung  neuer Schutzme-
chanismen von kultureller Vielfalt
entstehen.

3. Der Kampf um 
Rahmenbedingungen

Im Rahmen der Welthandelorgani-
sation WTO geht die Aushandlung
und Weiterentwicklung des GATS-
Abkommens (General Agreement on
Trade with Services) in eine neue
Runde. Es geht dabei auch um die
Frage, wie weit Bildung und Kultur
in die Liberalisierungsinitiativen
einbezogen werden. Die nächste Mi-
nister-Runde findet im September
in Cancún/Mexiko statt. Kultur i. S.
des Deutschen Kulturrates ist dabei
im Rahmen der WTO-Systematik
von Dienstleistungen (es gibt 12 Ka-
tegorien) nicht nur bei den explizit
erwähnten Kulturdienstleistungen
(Kategorie 10c) betroffen, sondern
auch bei den Bildungsdienstleistun-
gen (Kategorie 5c), den sozialen
Dienstleistungen (Kategorie 8) und
den Kommunikationsdienstleistun-
gen (Kategorie 2). Ein zentrales
Problem besteht dabei darin, dass es
im Kulturbereich eine Mixtur von
privatwirtschaftlichen, gemeinnüt-
zigen und staatlichen Einrichtungen
gibt und zudem bei sehr vielen Kul-
turangeboten Eintrittsgelder erho-
ben werden, so dass es auf den ers-
ten Blick durchaus nach ökono-
misch relevanten Dienstleistungen
in diesem Feld aussieht – und damit
im Grundsatz eine Zuständigkeit
von GATS gegeben ist. 

Auf der Ebene der EU hat der
Handelskommissar Pascal Lamy die
Verhandlungsvollmacht. Auf Seiten
der EU gibt es auf Drängen der Mit-
gliedsstaaten hin in den genannten
Feldern zwar keine weiteren Libera-

lisierungsangebote. Es gibt aller-
dings seit Jahren etwa im – auch für
den Kulturbereich relevanten – Bil-
dungsbereich weitgehende Markt-
öffnungszusagen seitens der EU.
Zudem gibt es von anderen Ländern
(USA) erhebliche Liberalisierungs-
forderungen. 

Zur EU-Situation gehört aller-
dings auch die Frage, wie eine sol-
che EU-Verhandlungsposition zu-
standekommt. Es könnte sein, dass
in Zukunft ein Mehrheitsbeschluss
ausreicht, so dass Minderheiten-
meinungen – zum Beispiel solche,
die die völlige Marktöffnung für Bil-
dung und Kultur verhindern wollen
– überstimmt werden könnten.

Als Schlüsselbegriff hat sich –
wie oben gezeigt – in der internatio-
nalen kulturpolitischen Diskussion
der Begriff der „kulturellen Vielfalt“
herausgestellt. Es gibt sehr weit ge-
diehene Überlegungen, ein „inter-
nationales Instrument“ zu schaffen,
das nationalen Regierungen den
Schutz des eigenen Kulturbereichs
nicht nur gestatten soll, sondern sie
ausdrücklich ermutigt, solche
Schutzmaßnahmen zu entwickeln –
also entgegen der Liberalisierungs-
tendenz offen zu protektionisti-
schen Maßnahmen zu greifen.. Die-
ses „Instrument“ soll im Rahmen ei-
ner internationalen „Konvention zur
kulturellen Vielfalt“ von der UN-
ESCO entwickelt werden. Es geht
dabei um zumindest zwei Aspekte:
die weitere Ermöglichung von staat-
lichen Kulturhilfen und die Schaf-
fung leistungsfähiger nationaler
Kulturwirtschaften.

Um diese Konvention zu unter-
stützen, gibt es inzwischen einige
internationale Zusammenschlüsse.
Ich nenne hier nur zwei: das Inter-
national Network of Cultural Policy
(INCP), ein Zusammenschluss glo-
balisierungskritischer Kulturminis-
ter; und das International Network
for Cultural Diversity (INCD), ein
Zusammenschluss von Künstlern,
Organisationen und Einrichtungen.

4. Zentrale Streitpunkte 
und eine Strategie

Inzwischen haben die internationa-
len Wirtschaftsorganisationen er-
kannt, dass sie die breite Kritik an
ihrer Tätigkeit nicht als Spinner-
oder Chaotentum abtun können.

Man kann sogar eine gewisse Selbst-
kritik etwa bei der Weltbank feststel-
len (vergleiche A. Sen: Ökonomie für
den Menschen). Auch die WTO gibt
sich viel Mühe, Standardkritiken zu
entkräften. So findet man auf ihrer
Homepage (www.WTO.org) einige
gut aufbereitete Texte, in denen auf
die Vorwürfe eines Demokratiedefi-
zits oder einer Entmachtung der Na-
tionalregierungen eingegangen und
der Nutzen der Liberalisierung be-
schrieben wird (Text: GATS – Facts
und Fiction).

Für den Bildungs- und Kulturbe-
reich gibt es vor allem drei kritische
Fragen:

Bleiben Dienstleistungen im Sin-
ne der Daseinsvorsorge (also Teile
von Bildung, Kultur und Gesund-
heit) auch weiterhin außerhalb der
Regelung von GATS?

Damit verbunden: Wird es wei-
terhin möglich sein, den eigenen
nationalen Bildungs- und Kulturbe-
reich zu schützen (zum Beispiel
Buchpreisbindung, Quoten für na-
tionale Kulturproduktionen im
Fernsehen, reduzierte Steuersätze
für Kulturprodukte etc.)?

Kann insbesondere der eigene
Kulturbetrieb weiterhin staatlich ge-
fördert werden, ohne dass gleichzei-
tig im Sinne einer „Marktzugangsge-
rechtigkeit“ jeder ausländische
Künstler oder Anbieter ebenfalls An-

spruch auf Förderung erheben kann 
Liberalisierungshardliner strei-

ten ab, dass all dies für Kultur und
Bildung überhaupt notwendig wäre.
Diese Position wird jedoch in
Deutschland weniger vertreten. Hier
haben wir es vor allem mit einer Po-
sition zu tun, die sagt, dass die ge-
planten Veränderungen wenig prob-
lematisch seien, die Gegner würden
vielmehr dramatisieren (so etwa der
Kulturkreis der deutschen Wirt-
schaft in einem Bericht über eine
entsprechende Veranstaltung am

14.07.03). Es ist also eine Frage der
Einstellung oder des subjektiven
Vertrauens in internationale Rege-
lungen, wie man mögliche Konse-
quenzen einer Marktliberalisierung
durch neue GATS-Regelungen be-
wertet.

Aus der Sicht des Deutschen Kul-
turrates scheint es mir sinnvoll zu
sein, nicht zu viel Vertrauen an den
Tag zu legen, denn:

Gerade in den sensiblen Be-
reichen Bildung und Kultur wird
schnell etwas zerstört, was kaum
noch wiederhergestellt werden
kann. Und: Viele Erfahrungen zei-
gen, dass in der Tat kulturelle Zer-
störungen stattfinden, sonst würde
es nicht so starke internationale Ini-
tiativen gegen diese Entwicklung
von GATS geben.
• Es gibt nachweislich starke Ten-

denzen, bislang vorhandene
Schutzmechanismen abzubauen.
Zu erinnern ist an die Veränderung
im Entwurf der EU-Verfassung,
dass nunmehr ihr der Handelspo-
litik Mehrheiten darüber entschei-
den können sollen, ob es auch im
Bildungs- und möglicherweise an-
deren kulturrelevanten Bereich in
allen Ländern zu „Harmonisierun-
gen“ kommen soll, was im Klartext
heißt: ein Veto gegen die Einbezie-
hung von Bildung in GATS wäre
wirkungslos. 

• Ausschlussmöglichkeiten für Be-
reiche, die nicht Gegenstand von
GATS werden sollen, gibt es zwar.
Doch soll im Vorfeld ein vollstän-
diger Katalog solcher Ausnahmen
angelegt werden, der dann in der
Folgezeit unverändert bleiben
muss. 

Eine solche Auflistung und Fest-
schreibung von Ausnahmetatbe-
ständen ist jedoch gerade in dem
dynamischen  Kulturbereich nicht
sinnvoll.

Daher scheint mir folgende Stra-
tegie aussichtsreich zu sein:
1. Unterstützung all derer, die Bil-

dung und Kultur aus GATS (weit-
gehend) ausklammern wollen.

2. Einmischung in die Diskussion
über die EU-Verfassung mit der
Richtung, dass die je nationale
Verantwortung für Bildung und
Kultur nicht angetastet werden
darf.

3. Unterstützung der Bemühungen
um eine internationale Konventi-
on zur kulturellen Vielfalt.

4. Gründung einer „National Coaliti-
on for Cultural Diversity“, die auf
nationaler Ebene die Verhandlun-
gen zur Konvention begleitet.

5. Entwicklung eines nationalen
Rahmenkonzeptes für Kulturpoli-
tik als konkrete inhaltliche Fül-
lung der Konvention auf nationa-
ler Ebene.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Deutschen Kulturrats ■

Literaturhinweise:

Globalisierungstendenzen werden dargestellt in

meinem Text: Kunst, Kultur, Ökonomie und Poli-

tik in Zeiten der Globalisierung. 2002. Als down-

load unter www.kulturrat.de/dokumente/fuchs-

gats.htm.

Weiter Information unter: www.kulturrat.de/akti-

on/aktion-gats.htm.
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Zum Pflichtenheft wirklich großer
Künstler gehört es schon immer,
dass sie sich über das Künstlerische
hinaus zu Welt und Gesellschaft äu-
ßern. Bei bildenden Künstlern – neh-
men wir Josef Beuys oder Martin
Kippenberger – geschieht das im
Werk. Genauso bei Literaten und
Dramatikern. Musiker müssen da an-
dere Wege finden, das liegt in der
Natur ihrer Kunst begründet. Der
Cellist Siegfried Palm hat Zeit sei-
nes Lebens eine große Leidenschaft
für Kulturpolitik bewiesen, eine Lei-
denschaft, die nur noch von der fürs
Cellospielen  übertroffen wurde.
Man könnte sagen: Er ist der Politi-
ker mit dem größten Ton auf dem
Cello und der meisten Erfahrung in
der neueren Celloliteratur. Andreas
Kolb porträtiert den großen deut-
schen Cellisten für puk.

Siegfried Palm hatte nur zwei Leh-
rer: Seinen Vater und später Enri-

co Mainardi. Mit sechs noch zu klein
und zu zierlich um bereits das Cello
zu lernen, begann  er mit Klavier.
1936 war es für den damals Neun-
jährigen soweit: „Es kam nur das
Cello in Frage, weil mein Vater Cel-
list war. Wäre er Posaunist gewesen,
wäre ich sicherlich auch Posaunist
geworden.” Meist nahm Siegfried
Palm senior, Cellist im Städtischen
Orchester in Wuppertal, seinen
Sohn am Abendtisch, vor dem
Operndienst, zu sich, und der Junior
musste dem Vater seine Bogen-
übungen vormachen. 

Beim Vater hatte Palm ganz kon-
ventionellen Unterricht bekommen
hatte, ab 1950 folgten dann intensive
Meisterkurse bei Enrico Mainardi.
Mit dreiundzwanzig war Palm Solo-
cellist beim Sinfonieorchester des
NWDR unter Hans Schmidt-Isser-
stedt. Dieser hatte ihn großzügig für
drei Monate freigestellt, damit er En-
rico Mainardis Kurse besuchen
konnte. „Ich erinnere mich an das
erste Vorspiel vor ihm und seiner
Klasse – ein Desaster. Mainardi ließ
mich das  ganze  Boccherini Konzert
ohne Unterbrechung vorspielen. Als
ich geendet hatte – Schweigen. Ich
wartete auf einen Kommentar des
Meisters. Schließlich sagte Mainardi:

‚Es gibt viele Möglichkeiten, dieses
wunderbare Stück zu spielen. Aber
die von Ihnen gewählte ist die einzi-
ge, wie man es nicht tun sollte.’ ” Das
war der Beginn einer drei Jahre dau-
ernden Lehrzeit bei Meister Mainar-
di in Salzburg, Luzern und Rom. 

Doch nicht nur große Teile sei-
nes Könnens, auch sein Instrument,
ein Cello von Giovanni Battista
Grancino aus dem Jahr 1708, früher
im Besitz von Julius Klengel, ver-
dankt Palm dem italienischen Cel-
listen und Komponisten. Siegfried
Palm hatte einen Mitschüler, der
dieses Grancino von Rudolf Metz-
macher  erhalten hatte. Siegfried
Palm erinnert sich: „Allerdings war
er zu klein und zu zierlich für dieses
Riesencello. Das passt in kein Etui,
der Zargenhöhe wegen, die macht
den Korpus und den Riesenton.”

Als dieser Mitschüler sich später
für ein für ihn besser geeignetes 7/8
Cello entschieden hatte und so end-
lich „sein” Instrument gefunden
hatte, „da kam Enrico”, so erinnert
sich Palm, „gab das Grancino mir
und sagte ‚So und das wirst du nie
wieder weggeben.’ ” Das war 1953 in
Salzburg.

Heute, fünfzig Jahre später, kann
Palm auf eine einzigartige Karriere
zurückblicken. Er war Solocellist bei
Orchestern in Lübeck, Hamburg,
Köln, er war Mitglied des Hamann-
Quartetts, spielte Klaviertrio mit
Max Rostal  und Heinz Schröter und
trat im Duo mit Aloys Kontarsky auf. 

Das Schönste aber war für ihn
aber stets, als Solist immer „vorne
dran” zu sein. Palm verfügt über ein
außergewöhnliches technisches
Können auf seinem Instrument: Was
Pablo Casals an Pionierarbeit für das
moderne Cellospiel geleistet hatte,
das tat Palm für die Musik der Ge-
genwart. Das Neue reizte ihn mehr
als alles andere, seit den 60er-Jahren
spielte er eine Uraufführung nach
der anderen. „Ein bisschen ein spor-
tiver Ehrgeiz ist das bei mir auch ge-
wesen”.

Über dreißig Komponisten
schrieben Werke für ihn, darunter
Boris Blacher, Cristobál Halffter,
Mauricio Kagel, Morton Feldman,
Milko Kelemen, Rolf Liebermann,

György Ligeti, Krzysztof Penderecki,
Wolfgang Rihm, Iannis Xenakis,
Ysang Yun, Giuseppe Sinopoli und
Bernd Alois Zimmermann.

Sich unter den zahlreichen Wer-
ken für ein „Lieblingskind” zu ent-
scheiden fällt Palm nicht schwer: die
Solosonate von Zimmermann, die er
224 Mal gespielt hat und als zweiten
nennt er Penderecki, der für ihn
zwei Cellokonzerte und das be-
rühmte Capriccio geschrieben hat.

Nach sechzig Jahren auf dem Po-
dium hat Palm einen scharfen Blick
für den Wandel in der zeitgenössi-
schen Musik. „Die Komponisten ha-
ben heute einen viel größeren Frei-
raum als etwa in den Siebziger Jah-
ren. Sie sind nicht mehr in Normen
eingezwängt. Es wird immer noch
für Cello geschrieben, ich sehe je-
doch einen ganz grandiosen Wech-
sel zur Bratsche. In zwanzig Jahren
hat die Bratsche das Cello abge-
hängt. Interessanterweise sind es
Damen, die die Bratsche vorwärts
brachten: Kim Kashkashian, Rivka
Golani, Tabea Zimmermann, Nobu-
ko Imai. Yuri Bashmet ist als Mann
da fast eine Ausnahme.” 

In den 70er-Jahren spielte nur
Siegfried Palm neue Celloliteratur,
sonst keiner. Das hat sich in der Zwi-
schenzeit gewaltig verändert, nicht
zuletzt durch das künstlerische und
pädagogische Engagement von
Siegfried Palm. Fünfzehn Jahre leite-
te er eine Klasse an der Musikhoch-
schule in Köln, deren Rektor er von
1972 bis 1976 war. Seit 1976, nun In-
tendant an der Deutschen Oper Ber-
lin, gibt er nur mehr Meisterkurse.
Bis heute übrigens, trotz stark ange-
griffener Gesundheit: dieses Jahr in
Viktring bei Klagenfurt, in Liestal bei
Basel, beim Cellofestival in Kron-
bach und nächstes Jahr wieder ein-
mal in Marlboro, USA.

Das Spielen hatte Palm ziemlich
aufgegeben, jetzt fängt er wieder an.
Ende August auf dem Cellofestival in
Liestal spielte er das Ligeti-Konzert
aus dem Jahr 1966. Seine jüngste Ur-
aufführung ist ein Solostück von
Jean Luc Darbellay, Bern, mit dem
Titel „Es” (Das „Es” dient als Basis-
material, gemeint ist aber auch der
Beginn seines Vornamens).

Typisch für Siegfried Palms Kar-
riere ist, dass er sich nie allein mit
der Rolle des Interpreten zufrieden
gab. 1977 bis 1981 war er Intendant
der Deutschen Oper Berlin, wo er
1978 für das international beachtete
Musiktheaterprojekt  „Untergang
der Titanic” verantwortlich zeichne-
te. Die erste Premiere in fünf  aufre-
genden Hamburger Opernjahren
war 1976 Hans Werner Henzes „We
Come to the River”. Es dirigierte
Christopher Keen, Regie führte Vol-
ker Schlöndorff. Mit Mauricio Ka-
gels Aufsehen erregendem „Aus
Deutschland” setzte Palm den
Schlusspunkt unter seine Hambur-
ger Zeit. Das Stück war wie üblich
von Kagel selbst in Szene gesetzt, die
von ihm geforderten sechs Flügel
und zehn Cembali dirigierte Micha-
el Gielen.

Ein Cellist als Opernintendant
war nicht nur damals eine unge-
wöhnlich Sache: „Ein Intendant ei-
ner Oper kann inszenieren, das
nimmt man ihm ab. Er kann auch
Dirigent sein, das nimmt man ihm
auch ab. Aber er darf nicht Cello
oder Geige spielen. Das geht nicht.
Wenn ich von einer Konzertreise zu-
rück kam nach Berlin, da holte mich
mein Fahrer am Flughafen ab, fuhr
mich zur Oper und fuhr dann sofort
das Cello nach Hause. In die Berliner
Oper traute ich mich mit dem Cello
gar nicht rein.” (lacht)

Einzige Ausnahme: Peter Usti-
nov inszenierte „Die Banditen” von
Jaques Offenbach an der Deutschen
Oper. „Ustinov hatte die grandiose
Idee, dass ich in der Maske Jaques
Offenbachs gemeinsam mit dem
Chor ein kleines Lied von Offen-
bach, instrumentiert für Damen-
chor und Cello, spiele. Das war das
einzige Mal, dass ich mit vollem Be-
wusstsein das Cello mit auf die Büh-
ne schleppte.”

Über das Berlin von heute will
Palm nicht viel sagen: „Man kann
Berlin eigentlich nur beneiden: die
beiden besten Dirigenten, Christian
Thielemann und Simon Rattle, sind
in Berlin.” Aber: „Der Größenwahn,
der sich durch das neue Riesenber-
lin ausgebreitet hat, der stört mich
sehr.”

Dass Palm ein ausgewiesener
homo politicus war und noch heute
ist, zeigt sich in der beeindrucken-
den Liste seiner Ämter und Ehren-
ämter. Präsident der European
String Teachers Association (ESTA),
Präsident des Deutsch-französi-
schen Kulturrates („der lag mir im-
mer besonders am Herzen”), Präsi-
dent der Internationalen Gesell-
schaft für Neue Musik (IGNM) – we-
der vor noch nach ihm war ein Inter-
pret zum Präsidenten der IGNM ge-
wählt worden –, Palm war Präsident
der Gesellschaft für neue Musik
(GNM), Präsident des Deutschen
Tonkünstlerverbandes, Vize-Präsi-
dent des Deutschen Musikrates und
Sprecher des Deutschen Kulturrates.
Noch heute ist er Ehrenpräsident
der ESTA, der Gesellschaft für Neue
Musik und des Deutsch-französi-
schen Kulturrates. Weiter ist er Eh-
renvorsitzender der Internationalen
Max Reger Gesellschaft, Ehrenmit-
glied des Internationalen Jugend-
Festspieltreffens Bayreuth, der
Deutschen Oper Berlin sowie des
Deutschen Musikrats.

Eine Erfolgsstory sondergleichen
– da überrascht es beinahe, auch mal
ein „Versäumnis” in Siegfried Palms
Karriere zu bemerken. 1974 zählte er
während eines Interviews mit Win-
fried Pape zu seinen Plänen für die
Zukunft noch, eine Celloschule für
Kinder zu schreiben. Dafür hat er
dann doch nie Zeit gefunden. Aber er
kann mit Stolz auf die zahlreichen
Cellisten verweisen, die in seinen
Kursen waren und die ihrerseits wie-
der ihre Begeisterung fürs Cello und
ihr Können auch an junge Musiker
weitergeben. Besser vielleicht als das
eine papierene Anleitung könnte. ■

CD-Tipp:
György Ligeti: Violinkonzert, Cello-
konzert, Clocks And Clouds; Mit
Pfeifen, Trommeln, Schilfgeigen
Reinbert de Leeuw, Asko/Schön-
berg-Ensemble, Katalin Károlyi
(Mezzosopran), Frank-Peter Zim-
mermann (Geige), Siegfried Palm
(Cello) u. a., Teldec/Warner Classics 6
85738 76312 2

Der Kulturpolitiker mit dem Cello
Sechzig Jahre auf dem Podium: ein Portrait des Cellisten Siegfried Palm • Von Andreas Kolb

Innovator Siegfried Palm: Was Pablo Casals an Pionierarbeit für das moderne Cellospiel geleistet hatte, das tat Palm für die Musik der Gegenwart. Foto: Amman Verlag 



Seit dem 1. Januar 2003 bietet die
Ich-AG auf Vorschlag der Hartz-Kom-
mission einen Weg in die Selbst-
ständigkeit. Bis Juli 2003 wurden
insgesamt rund 42.000 Ich-AGs ge-
gründet mit einem Gesamtförderzu-
schuss von rund 65 Millionen Euro.
Was verbirgt sich hinter diesem
Wortgebilde, und wer kommt in den
Genuss der staatlichen Förderung?
Vor allem: Ist sie für Kulturschaffen-
de relevant?

Der Existenzgründungszuschuss
nach § 421 I SGB III wird, be-

fristet bis 2005, aus der Arbeitslo-
senversicherung finanziert. Er wird
daher ausschließlich Arbeitslosen
gewährt, die in Form von Arbeitslo-
sengeld oder Arbeitslosenhilfe Leis-
tungen vom Arbeitsamt beziehen
sowie Beschäftigten in Arbeitsbe-
schaffungs- und Strukturanpas-
sungsmaßnahmen. Berufsanfänger
und Freiberufler, die noch nie ange-
stellt waren und demnach keine
staatliche Unterstützung bei Ar-
beitslosigkeit erhalten, sind folglich
von der Förderung ausgeschlossen. 

Zweite Voraussetzung für die
Gründung einer Ich-AG ist die An-
meldung eines Gewerbes. Da u.a. al-
le im engeren Sinne freischaffend
wissenschaftlich, künstlerisch,
schriftstellerisch, publizistisch und
pädagogisch Tätigen nicht der Ge-
werbeordnung unterliegen, können
sie mit ihrer Tätigkeit keine Ich-AG
gründen. Allerdings gibt es für eine
Vielfalt von Dienstleistungen im
kulturell-publizistischen Bereich
Möglichkeiten, die Existenzgrün-

dung staatlich fördern zu lassen.
Wer zum Bespiel Öffentlichkeitsar-
beit, Webdesign, Projektmanage-
ment oder Musikproduktion anbie-
tet oder eine Galerie, einen Verlag
oder einen Buchhandel besitzt, ist
selbständiger Gewerbetreibender
und kann, den Anspruch auf Leis-
tungen des Arbeitsamtes vorausge-
setzt, seine Ich-AG fördern lassen.

Gefördert wird die Ich-AG über
einen Zeitraum von drei Jahren mit
monatlich 600 Euro im ersten, 360
Euro im zweiten und 240 Euro im
dritten Jahr; die Fördervorausset-
zungen müssen jedes Jahr neu
nachgewiesen werden. Der Zu-
schuss ist im Wesentlichen zur Fi-
nanzierung der Renten- Kranken-
und Pflegeversicherung und damit
als soziale Absicherung gedacht, bis
sich die Tätigkeit als Haupterwerb
selbst trägt. Aus diesem Grund sind
Nebentätigkeiten ausdrücklich ge-
stattet. Es ist also möglich, eine ab-
hängige Beschäftigung aufzuneh-
men, etwa als Musikerin in einem
Orchester, und sich zugleich lang-
sam eine selbständige Existenz als
PR-Beraterin aufzubauen. Entgegen
der ursprünglichen Regelung ist es
neuerdings auch möglich Mitarbei-
ter zu beschäftigen, für die sogar ein
Einstellungszuschuss beim Arbeits-
amt beantragt werden kann. 

Grenzen für Ich-Unternehmer
ergeben sich zwangsläufig dadurch,
dass maximal ein Gesamteinkom-
men von 25.000 Euro jährlich erzielt
werden darf, errechnet aus dem Ge-
winn aus selbständiger Arbeit und
Einkünften aus Nebentätigkeiten,

wobei die Förderung nicht einge-
rechnet wird. Sollte diese Grenze
überschritten werden, erlischt der
Förderanspruch, bereits gezahlte
Fördermittel müssen aber nicht zu-
rückgezahlt werden. Auch als Grün-
der einer Ich-AG ist man nicht gefeit
gegen den Verdacht der Schein-
selbstständigkeit. Nur wenn tatsäch-
lich eine selbständige Tätigkeit aus-
geübt wird, das heißt eine Tätigkeit,
die frei von Weisung und Ortsbin-
dung ist, bei der man im eigenen
Namen und auf eigenes Risiko am
Markt agiert und es Verträge mit
mehreren Auftraggebern gibt, liegt
eine förderfähige nicht-abhängige
Beschäftigung vor.

Wird der Existenzgründer staat-
lich unterstützt, besteht trotz der
Selbstständigkeit Rentenversiche-
rungspflicht mit einkommensab-
hängiger Zahlung an die BfA, Unter-
nehmer mit Einkommen unter 400
Euro monatlich sind wegen Gering-
fügigkeit befreit. Bei der Kranken-
und Pflegeversicherung haben Ich-
Unternehmer wie alle Selbständigen
prinzipiell die Wahl zwischen Ge-
setzlich und Privat. 

Selbständige sind nicht nur zur
Steuererklärung, sondern auch zur
Buchführung verpflichtet, ein Feld,
das vielen ehemaligen Angestellten
fremd sein dürfte. Allerdings gibt es
gemäß dem Kleinunternehmerför-
derungsgesetz (KFG) vom 1.1.2003
Erleichterungen bei den Buchfüh-
rungspflichten und vereinfachte
Steuerregelungen für Ich-Unterneh-
mer. Abgesehen davon, dass die ge-
zahlte Förderung steuerfrei ist und

auch nicht dem Progressionsvorbe-
halt unterliegt, also steuerlich über-
haupt nicht ins Gewicht fällt, müs-
sen im Rahmen der erweiterten
Grenzen für die Buchführungs-
pflicht nur Betriebseinnahmen und
-ausgaben aufgezeichnet werden,
von weiteren steuerlichen Aufzeich-
nungspflichten ist der Kleinunter-
nehmer entlastet. Die ursprünglich
geplante pauschale Abzugsfähigkeit
von 50% der Betriebseinnahmen
wurde im Vermittlungsausschuss
aus dem Gesetzesantrag gestrichen.

Parallel zum Existenzgründungs-
zuschuss kann der Ich-Unternehmer
vielgestaltige andere Zuschüsse be-
antragen. An erster Stelle steht not-
wendigerweise häufig ein günstiger
Kredit. Hier bieten die Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) und die
Deutsche Ausgleichsbank (DtA), seit
dem 1.9.2003 fusioniert zur KfW-
Mittelstandsbank, mit Unterneh-
merkredit, Mikrodarlehen, StartGeld
und ERP-Programmen gute Mög-
lichkeiten für Existenzgründer und
Freiberufler; weitere Subventionen
sind unter subventionen.de gelistet.
Wichtig ist bei allen Förderungen,
dass sie vor der Gründung beantragt
werden müssen, das heißt auch vor
Eingehen von Verpflichtungen Auf-
traggebern gegenüber. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Ar-
beit bietet Förderberatung, das Ar-
beitsamt veranstaltet Gründersemi-
nare und übernimmt sogar Coa-
chingkosten. Alternativ zum Exis-
tenzgründungszuschuss gewährt
das Arbeitsamt auch ein Überbrü-
ckungsgeld. Wie bei der Ich-AG

muss der Antragsteller Anspruch auf
Leistungen vom Arbeitsamt haben,
es wird allerdings eine Expertise ver-
langt, in der die Wirtschaftlichkeit
der Unternehmensidee von einer
Kammer, einem Fachverband oder
einem Kreditinstitut nachgewiesen
wird. Die Attraktivität des Überbrü-
ckungsgelds und der wesentliche
Unterschied zum Existenzgrün-
dungszuschuss liegt darin, dass 6
Monate eine Förderung in Höhe der
bezogenen oder erwartbaren Leis-
tung vom Arbeitsamt zuzüglich der
Sozialversicherung gezahlt wird und
zusätzlich unbegrenzter Gewinn er-
wirtschaftet werden darf.

Sollte die Gründung des eigenen
Unternehmens trotz allen Engage-
ments scheitern, kann ein vor der
Gründung vorhandener Anspruch
auf Arbeitslosenunterstützung wie-
der geltend gemacht werden, Ar-
beitslosengeld bis zu vier, Arbeitslo-
senhilfe bis zu drei Jahre nach Ent-
stehung des Anspruches.

Damit es nicht dazu kommen
muss, empfiehlt es sich, sich auch
vor der Gründung einer Ich-AG um-
fassend mit der Tragfähigkeit der ei-
genen Geschäftsidee auseinander
zu setzen, zum Beispiel im Rahmen
eines Businessplan-Wettbewerbs.
Mindestens genauso wichtig ist die
kompetente Unterstützung durch
Steuerberater, Juristen und eventu-
ell sogar Unternehmensberater – all
jene, die eigene Lücken kompensie-
ren, vielleicht sogar im Bekannten-
kreis zu finden sind und helfen, den
Einstieg in die Selbstständigkeit er-
folgreich zu meistern. ■

Mit der Ich-AG ins Unternehmertum
Als Kulturschaffender erfolgreich in die Selbstständigkeit einsteigen • Von Anna Schweingel
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Seit dem Urteil des Europäischen
Gerichtshofes (EuGH) vom 21. März
2002 in der Rechtssache C-174/00
– Kennemer Golf & Country Club –
geht das Gespenst „Umsatzsteuer“
auch bei Berufsverbänden und ande-
ren Dachverbänden um. Der Beitrag
will die Auswirkungen des Urteils
auf Berufs- und Dachverbände aufzei-
gen.

Eines steht seit dem Urteil des
EuGH fest: Berufs- und Dachver-

bände können nicht mehr davon
ausgehen, dass die vereinnahmten
Mitgliedsbeiträge von vornherein
nicht der Umsatzsteuerpflicht un-
terliegen.

Bislang nahmen der Bundesfi-
nanzhof (BFH) und die Finanzver-
waltung an, dass Berufs- und Dach-
verbände die Gesamtbelange der
Mitglieder wahrnehmen. Die Vertre-
tung von Individualinteressen ein-
zelner Mitglieder wurde verneint, so
dass auch ein umsatzsteuerpflichti-
ger Leistungsaustausch nicht vorlag.
Hilfsweise berief man sich darauf,
dass etwaige Leistungen durch die
Mitglieder unterschiedlich in An-
spruch genommen werden und da-
her ein Individualnutzen ausge-
schlossen sei.

Letzterem hat der EuGH nun-
mehr einen Riegel vorgeschoben,
indem er es genügen lässt, dass ein
konkretes Leistungsangebot bereit-
gestellt wird, auch wenn es von den
Mitgliedern nicht gleichmäßig ge-
nutzt wird. Das setzt allerdings vo-
raus, dass es sich bei der Tätigkeit
von Berufs- oder Dachverbänden
überhaupt um Dienstleistungen
handelt, was im Gegensatz zu einem
Golf-Club nicht so einfach zu beant-
worten ist. Erforderlich ist nämlich
ein unmittelbarer Zusammenhang

zwischen der satzungsgemäßen Tä-
tigkeit des Verbandes und den Mit-
gliedsbeiträgen. Es gilt also nach wie
vor, dass bei Wahrnehmung der Ge-
samtbelange der Mitglieder kein sol-
cher unmittelbarer Zusammenhang
besteht und damit keine umsatz-
steuerpflichtige Leistung vorliegt.
Allerdings gilt nun für die satzungs-
gemäße Tätigkeit der Verbände
nicht mehr per se diese Vermutung,
sondern es muss im Einzelfall ge-
prüft werden, ob dies tatsächlich der
Fall ist.

Mag man sich im Einzelnen auch
über die Einstufung der Tätigkeiten
von Berufs- und Dachverbänden
streiten, so zeichnet sich insgesamt
ab, dass der Weg nicht über die
Nichtsteuerbarkeit, sondern über ei-
ne Steuerbefreiung zu suchen ist. Im
deutschen Recht befinden sich die
Steuerbefreiungstatbestände in § 4
des Umsatzsteuergesetzes (UStG).
Allerdings ist die Vorschrift für Be-
rufs- und Dachverbände wenig er-
giebig. Sie kommt allenfalls für ein-
zelne Tätigkeitsbereiche in Betracht,
wie etwa im Fortbildungsbereich (§
4 Nr. 22a UStG). Solange der deut-
sche Gesetzgeber, den die Verpflich-
tung zur Umsetzung in nationales
Recht trifft, untätig bleibt, kann sich
jeder Steuerpflichtige unmittelbar
auf die Befreiungstatbestände der 6.
EG-Umsatzsteuerrichtlinie (77/388/
EWG) berufen.

Doch ist auch das angesichts des
schwer verständlichen Wortlautes
der 6. EG-Richtlinie nicht ganz ein-
fach. In Betracht kommen die Be-
freiungen des Art. 13 Teil A Abs. 1
Buchst. f ) und l) der 6. EG-Richtli-
nie:

Buchstabe f) erfasst die Fälle, in
denen Zusammenschlüsse von
selbst nicht umsatzsteuerpflichtigen

(natürlichen oder juristischen) Per-
sonen Leistungen an ihre Mitglieder
erbringen, die diese unmittelbar für
ihre Zwecke benötigen. Dabei dür-
fen nur die anfallenden Kosten er-
stattet werden. Wegen des Unmittel-
barkeitserfordernisses kommt hier
die Überlassung von Personal-,
Sachmitteln oder Räumen in Be-
tracht. Dieser Tatbestand kommt
vorzugsweise für Dachverbände zur
Geltung.

Für Berufsverbände ist Buchsta-
be l) einschlägig. Danach sind Leis-
tungen von Einrichtungen ohne Ge-
winnstreben, die bestimmte Ziele
verfolgen, an die Mitglieder in deren
gemeinsamem Interesse gegen Ent-

richtung eines Mitgliedsbeitrags
steuerbefreit. Erfasst sind politische,
gewerkschaftliche, religiöse, patrio-
tische, weltanschauliche, philanth-
ropische oder staatsbürgerliche Zie-
le. Auf den ersten Blick fallen Berufs-
verbände also nicht darunter. Der
EuGH (Urteil vom 12.11.1998, C-
149/97) hat hierzu aber bereits ent-
schieden, dass unter dem Begriff
„Gewerkschaften“ alle Organisatio-
nen zu verstehen sind, deren Haupt-
ziel die Verteidigung der gemeinsa-
men Interessen ihrer Mitglieder ist.

Auch ein Gewinnstreben liegt bei
Berufsverbänden in der Regel nicht
vor. In der eingangs zitierten Ent-
scheidung hat der EuGH festgestellt,

dass Überschüsse erzielt, ja sogar
angestrebt werden dürfen und wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe un-
schädlich sind. Entscheidend ist le-
diglich, dass den Mitgliedern hie-
raus keine Vorteile erwachsen, also
eine Gewinnausschüttung nicht
stattfindet. Die Gewinne müssen
vielmehr den ideellen Zwecken zu-
geführt werden.

Beide Tatbestände setzen aber
weiterhin voraus, dass die Befreiung
nicht zu Wettbewerbsverzerrungen
führt. An dieser Stelle besteht die
größte Unsicherheit. Man kann si-
cher sagen, dass sich in Deutschland
eine Landschaft von Berufs- und
Dachverbänden entwickelt hat, die
einen ganz eigenen Tätigkeitsbe-
reich haben, der auf dem Markt
nicht angeboten wird. Andererseits
hatte der Markt möglicherweise gar
nicht die Chance, diesen Aufgaben-
bereich anzubieten, da dies durch
das Vorhandensein der Verbände
verhindert wurde. Man sollte also in
Anbetracht der strengen Maßstäbe,
die das Europäische Wettbewerbs-
recht anwendet, keinesfalls die Ge-
gebenheiten als selbstverständlich
hinnehmen. Aber es sind doch Zwei-
fel angebracht, ob gewerbliche An-
bieter eine derart umfassende Inte-
ressenvertretung für ganze Berufs-
zweige oder bestimmte Tätigkeits-
bereiche leisten können. Es beste-
hen also gute Aussichten, dass auch
der EuGH die Tätigkeit von Berufs-
und Dachverbänden als umsatz-
steuerbefreit ansehen würde.

Die Verfasserin ist Wissenschaft-
liche Assistentin am

Institut für Stiftungsrecht und 
das Recht der Non-Profit-

Organisationen, Bucerius Law
School, Hamburg ■

Müssen Berufsverbände Umsatzsteuer zahlen?
Die europäische Rechtsentwicklung hinterlässt Unsicherheiten • Von Carola Ensslen

Foto: European Commission Audiovisual Liburary
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In den letzten Jahren wurde die Regi-
on auch zum Handlungsfeld von Kul-
turpolitik und Kulturförderung. Es
kam zur Neugründung von regionalen
Zusammenschlüssen oder zu einem
Bedeutungszuwachs für bereits be-
stehende Einrichtungen. Hierbei ver-
lief jedoch die Entwicklung in den
Bundesländern sehr unterschiedlich.
Seit kurzem entwickelt sich ein bun-
desweiter Erfahrungsaustausch die-
ser „Kulturregionen“.

Es hat sich gezeigt, dass Kulturför-
derung und -politik auf regiona-

ler Ebene sinnvoll ist, weil sich auch
die Nutzer des Kulturangebots über-
örtlich orientieren. Die meisten Kul-
tureinrichtungen haben ein größe-
res Einzugsgebiet als den Ort oder
Landkreis, in dem sie ansässig sind.
Es ist daher sinnvoll, die Entwick-
lung und Förderung des Kulturle-
bens auf derselben Ebene anzusie-
deln, wodurch eine Koordinierung
im Kulturbereich kommunale Gren-
zen überschreiten kann.

Betrachtet man nun die ver-
schiedenen Organisationen, die sich
in Deutschland auf regionaler Ebene
der Kulturförderung widmen, so
weisen sie einige gemeinsame
Merkmale auf:
• Es handelt sich um räumlich ar-

rondierte Zusammenschlüsse
oberhalb der Kreis- und unterhalb
der Landesebene; überwiegend
sind die Kulturregionen auch klei-
ner als die Regierungsbezirke.

• Die Städte, Gemeinden und Land-
kreise haben meist einen maßgeb-
lichen Einfluss.

• Die Adressaten und Partner der
Kulturförderung sind jedoch nicht
nur die Kommunen, sondern
ebenso die nicht-öffentlichen Kul-
turträger, also vor allem Kulturver-
eine, Initiativen und Künstler. In
vielen Fällen wirken diese auch in-
nerhalb der Institution mit, so
dass hier tatsächlich „public-pri-
vate-partnership“ praktiziert wird.

• Das jeweilige Bundesland fördert
in der Regel die Arbeit der Kultur-
regionen politisch und finanziell,
häufig ging vom Land sogar die
entscheidende Initiative aus.

In der Rechtsform, bei den Tä-
tigkeitsschwerpunkten, der perso-
nellen und finanziellen Ausstattung
sind die Institutionen jedoch so un-
terschiedlich wie die Regionen
selbst. Zwei Beispiele:

In Sachsen wurden nach der
Wiedervereinigung qua Gesetz die
„Kulturräume“ gebildet. Das Land
hat diesen die Verantwortung und
Fördermittel für eine immer noch
sehr dichte Kulturlandschaft über-
tragen, zu der insbesondere eine
Reihe von Theatern und Orchestern

in mittelgroßen Städten gehören.
Die sächsischen Kulturräume stel-
len zweifellos das konsequenteste
Regionalisierungsmodell in der
deutschen Kulturpolitik dar. 

In Niedersachsen kann der Re-
gionalismus auf eine seit dem Mit-

telalter ununterbrochene Kontinui-
tät verweisen. Im Unterschied zu
den anderen Gebieten Mitteleuro-
pas existieren hier nach wie vor die
alten Vertretungen der Landstände,
die „Landschaften“. Im Falle der
Ostfriesischen Landschaft fand eine
Transformation zu einem demokra-

tisch verfassten Kommunalverband
statt, die anderen historischen
Landschaften haben gemeinsam
mit den modernen Landkreisen
„Landschaftsverbände“ gegründet.
Sie fördern und entwickeln die Kul-
tur ihrer Regionen durch Dienstleis-

tungen, eigene Projekte, Forschung
und Zuschüsse. 

Auch in anderen Bundeslän-
dern existieren regionale Zusam-
menschlüsse zum Zweck der Kultur-
entwicklung. Seit kurzem gibt es ei-
nen Arbeitskreis der Kulturregionen
in Deutschland. Adressen und Links

sind unter www.dabakus.de/kultur-
regionen einsehbar.

Welche Erfahrungen und origi-
nären Beiträge können nun die Kul-
turregionen in die kulturpolitischen
Debatten einbringen?
• „Regionale Identität“. In einigen

Teilen Deutschlands sind organi-
sierte Kulturregionen deckungs-
gleich mit geografischen Land-
schaftsräumen oder historischen
Territorien, dort ist dann eine re-
gionale Identität meist besonders
stark ausgeprägt. Die Institutionen
der regionalen Kulturförderung
sind dort Repräsentanten und Hü-
ter eines gewachsenen Regional-
bewusstseins. In den anderen Ge-
bieten erwarten häufig Wirt-
schaftsförderer und Touristiker
von der Kulturförderung, dass sie
zur Bildung einer solchen Regio-
nalidentität beiträgt. Doch das ist
ein langfristiger, unspektakulärer
Prozess: Das Gefühl, in derselben
Region zu leben, entsteht bei einer
hinreichend großen Zahl von
Menschen, wenn möglichst viele
in Prozessen der regionalen Zu-
sammenarbeit Erfahrungen sam-
meln. Genau das geschieht in den
verfassten Kulturregionen.

• Verwaltungsreform. Die Ansied-
lung von Kulturförderung auf der
regionalen Ebene eröffnet für die
Kommunen ein Rationalisierungs-
potenzial. In der Regel sind die
Räume der Kulturregionen so
überschaubar, dass noch genü-
gend Basisnähe gegeben ist. Ge-
nau dies kann auch für die Lan-
desverwaltung attraktiv sein: In
Niedersachsen wird derzeit ge-
prüft, ob im Kulturbereich die Auf-
gaben der Bezirksregierungen –
deren Auflösung beschlossene Sa-
che ist – auf die Landschaftsver-
bände übertragen werden.

• Integriertes Kulturverständnis. Die
kulturpolitische Position der Kul-
turregionen ist Sparten übergrei-
fend und nicht am einzelnen Pro-
jekt oder Standort orientiert. Die
kulturelle Infrastruktur einer Regi-
on und ihre Entwicklung ist im
Blick, letztlich die Sicherung der
„kulturellen Daseinsvorsorge“ und
der Lebensqualität über Verwal-
tungsgrenzen und Einzelinteres-
sen hinweg. Organisierte Kulturre-
gionen werden so zu einem wich-
tigen Gestalter eines „weichen
Standortfaktors“ und Sachwalter
einer unverzichtbaren Aufgabe der
öffentlichen Hand.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des
Landschaftsverbandes Südnieder-

sachsen  ■

Deutschland als Mosaik von Kulturregionen
Regionale Kulturförderer organisieren sich • Von Olaf Martin

Museen, Ausstellungshäuser und
Kunstinstitutionen haben sich in den
letzten 10 Jahren zunehmend den
vielfältigen Formen der Medienkunst
geöffnet. Großereignisse wie die do-
cumenta und internationale Bienna-
len werden auf bisher nicht gekann-
te Weise von Präsentationen der Me-
dienkunst dominiert. Das Interesse
an der Medienkunst schlägt sich zu-
dem in den Profilen öffentlicher und
privater Sammlungen nieder. So
weit, so gut. 

Doch dieser positiven Entwick-
lung steht ein drastischer Man-

gel an Bewusstsein für die höchst
komplizierten Probleme des Erhalts
von Medienkunst gegenüber. Kaum
ein Museum, das Werke der Medien-
kunst angekauft hat, macht sich Ge-
danken darüber, welche Maßnah-
men zu ergreifen sind, damit diese
Werke die nächsten 10, geschweige
denn 100 Jahre überstehen. Europa-
weit gibt es derzeit eine einzige

Hochschule, die Hochschule für Ge-
staltung, Kunst und Konservierung
in Bern, in der Restauratoren für die
Konservierung von Medienkunst
ausgebildet werden. Die TATE Lon-
don, das Guggenheim New York
oder das S.M.A.K. in Gent gehören
zu den wenigen Häusern, die Fach-
personal für die Konservierung von
Medienkunst eingestellt haben.

Vor diesem Hintergrund hat sich
das Dortmunder Museum am Ost-
wall, das eine Sammlung von neun
Werken der Interaktiven Medien-
kunst besitzt, der Verantwortung
und Herausforderung gestellt, in die
Zukunft der Medienkunst zu inves-
tieren. Gemeinsam mit lokalen Part-
nern, dem hartware medien kunst
verein, dem Kulturbüro sowie der
Universität Dortmund, wurde 2002
ein europäisches Forschungsprojekt
zu Fragen der Produktion, Präsenta-
tion und Konservierung von Medi-
enkunst initiiert. Gefördert durch
die Europäische Gemeinschaft und

in Kooperation mit dem Niederlän-
dischen Medienkunstinstitut Mon-
tevideo, dem Center for Culture and
Communication in Budapest und
weiteren Beteiligten wurden ver-
schiedene Fallstudien durchgeführt. 

Abschluss und Höhepunkt des
Projektes war der internationale
Kongress „404 Object Not Found:
Was bleibt von der Medienkunst?“
Vom 19. - 22. Juni vereinte dieser auf
dem Gelände des Westfälischen In-
dustriemuseums Zeche Zollern II/IV
in Dortmund-Bövinghausen zirka
120 MedienkunstexpertInnen aus
Deutschland, den Niederlanden,
Belgien, Frankreich, Großbritanni-
en, Budapest, Spanien, Portugal,
Dänemark, der Schweiz, Kanada
und den USA. Im Rahmen von Vor-
trägen, Präsentationen und zahlrei-
chen Arbeitsgruppen stellten zirka
40 ReferentInnen ihre Erfahrungen,
Ansätze und aktuellen Projekte zu
Fragen der Produktion, Präsentation
und Konservierung von Medien-

kunst vor. Neben VertreterInnen re-
nommierter Häuser, wie der TATE
London, dem Guggenheim New
York oder der kanadischen Langlois
Foundation, kamen auch freie Trä-
ger und Initiativen zu Wort, wie das
Computerspiele Museum Berlin
oder die V2-Organisation in Rotter-
dam. Auf beeindruckende Weise hat
der Kongress gezeigt, in welcher
Vielfalt bereits Kompetenzen für die
Probleme der Konservierung von
Medienkunst gebildet wurden, dass
es allerdings einer Evaluation und
Stärkung der verschiedenen For-
schungssituationen bedarf sowie ei-
nes kontinuierlichen Austausches
zwischen den verschiedenen Exper-
tInnen. Hierfür wollte der Kongress
einen Impuls geben.

Es mag auf den ersten Blick ab-
surd klingen, dass eine Kunstform,
die noch sehr jung und kaum kunst-
wissenschaftlich erschlossen ist, be-
reits ein Fall für die KonservatorIn-
nen sein soll. Man kann doch ganz

einfach das alte Videoband auf DVD
kopieren – worin liegt das Problem?
Zum Beispiel, wenn das „Masterta-
pe“ auf einem Format existiert (wie
etwa „Video 2000“), für das es heute
keine – oder kaum noch – Abspielge-
räte gibt! Außerdem nimmt die digi-
tale DVD Technik eine Bildkompres-
sion vor, bei der Bildqualitäten ver-
loren gehen. Vom kalifornischen
Computerwissenschaftler Jeff Rot-
henberg stammt die zu Denken ge-
bende Formel: „Digital information
lasts for ever – or five years, which
ever comes first (Digitale Informati-
on hält ewig – oder fünf Jahre, was
immer zuerst kommt).“ Das heißt in
letzter Konsequenz, dass unsere
Kultur – in der alles speicherbar
scheint und scheinbar alles gespei-
chert wird – wahrscheinlich nur we-
nig zurücklassen wird. 

Wie konserviert man Bänder, Bits und Bytes
Ein Dortmunder Forschungsprojekt und Kongress fragt nach der Zukunft der Medienkunst • Von Iris Dressler

Grafik: Olaf Martin
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Am 5 Juni 2002 wurde das Bundes-
netzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement (BBE) gegründet. Das BBE
ist eine ‚trisektorale‘ Organisation;
hier arbeiten sowohl Organisationen
und Verbände des Dritten Sektors
und der Bürgergesellschaft, Organi-
sationen von Wirtschaft und Arbeits-
leben als auch staatliche bezie-
hungsweise kommunale Institutio-
nen am gemeinsamen Ziel einer
Stärkung von Bürgergesellschaft
und bürgerschaftlichem Engagement
zusammen. Ursprünglich durch die
31 Mitglieder des Nationalen Beirats
des IJF gegründet, vertritt das BBE
inzwischen über 130 Mitgliedsorga-
nisationen (darunter auch einige
Einzelpersonen) und belegt auf diese
Weise eindrucksvoll den hohen Be-
darf und das starke Interesse an ei-
ner über alle Bereiche der Gesell-
schaft hinweg angelegten nachhalti-
gen Förderung von Bürgerengage-
ment und Bürgergesellschaft.

Unter dem Dach des BBE sind
acht Projektgruppen als offene

und demokratische Foren einge-
richtet worden, in denen die inhalt-
liche Arbeit erfolgt und zentrale Pro-
jekte und Anliegen entwickelt bezie-
hungsweise angeschoben werden.
Diese Projektgruppen repräsentie-
ren zugleich das breite Spektrum
von Themen und Anliegen, mit de-
nen sich das BBE in den nächsten
Monaten intensiv beschäftigen wird:
Es geht um die rechtlichen und or-
ganisatorischen Rahmenbedingun-
gen des bürgerschaftlichen Engage-
ments, um die Weiterentwicklung
einer lokalen Bürgergesellschaft, um
die Zukunft der Freiwilligendienste,
die Rolle des bürgerschaftlichen En-
gagements bei dem Umbau des So-
zialstaates, um das Engagement von

MigrantInnen, um Fragen der Bil-
dung und Qualifizierung von bür-
gerschaftlichem Engagement, um
das „Corporate Citizenship“ in Un-
ternehmen sowie nicht zuletzt um
Fragen der Vernetzung europäischer
Bürgergesellschaften.

Das BBE ist gegenwärtig damit
befasst, eine politische Agenda zu
entwickeln. Diese Agenda, die durch
die Mitgliederversammlung im No-
vember beschlossen werden soll,
enthält Themen und Anliegen, die
für die Weiterentwicklung einer Bür-
gergesellschaft hierzulande zentral
und/oder aufgrund der politischen
Tagesordnung vordringlich sind.
Stellvertretend für die insgesamt 13
Punkte dieses Aktionsprogramms
seien die folgenden zentralen Anlie-
gen und ausgewählten Themen vor-
gestellt: 
• Rahmenbedingungen für bürger-

schaftliches Engagement verbes-
sern! Rechtliche, organisatorische
und finanzielle Rahmenbedingen
haben entscheidenden Einfluss
darauf, ob und inwiefern bürger-
schaftliches Engagement ermög-
licht oder erschwert wird. Das BBE
wird sich dafür einsetzen, die Rah-
menbedingungen für bürger-
schaftliches Engagement zum
Beispiel durch die nachhaltige
Förderung einer Engagement för-
dernden Infrastruktur (Freiwillige-
nagenturen, Seniorenbüros,
Selbsthilfekontaktstellen etc.) zu
verbessern, die Einführung einer
allgemeinen steuerlichen Auf-
wandspauschale für Engagierte,
die Anerkennung des Engage-
ments als Eigenbeitrag im Rahmen
des Zuwendungsrechts und die
Reform des Zuwendungsrechts
insgesamt sowie eine Verbesse-
rung des Versicherungsschutzes

für Engagierte zu erreichen;
• Organisationen und Institutionen

für Beteiligung und bürgerschaftli-
ches Mittun öffnen! Organisatio-
nen und Institutionen in vielen
Bereichen der Gesellschaft müs-
sen sich für bürgerschaftliches En-
gagement stärker öffnen. Dies gilt
nicht nur für Organisationen des
‚Dritten Sektors‘, sondern vor al-
lem auch für öffentliche Einrich-
tungen wie Schulen, Kindergärten,
Krankenhäuser etc. und für Wirt-
schaftsunternehmen. Denn über
die Zukunft des bürgerschaftli-
chen Engagements entscheidet
nicht zuletzt die Entwicklung einer
Kultur der Mitwirkung und des
Mittuns in allen Bereichen der Ge-
sellschaft. Letztlich geht es um ei-
ne bürgerschaftlich geprägte und
beteiligungsorientierte Kultur des
Planens und Entscheidens in ge-
sellschaftlichen Institutionen in
Bereichen wie Wohnen, Gesund-
heit, Kultur, Stadtentwicklung, Bil-
dung und Umweltschutz und so
weiter.

• Qualifizierung und Bildung für
bürgerschaftliches Engagement
weiterentwickeln! Qualifizierung
und Bildung haben entscheidende
Bedeutung für die Förderung bür-
gerschaftlichen Engagements und
die Gestaltung einer aktiven Bür-
gergesellschaft. Das Erproben und
Erlernen von Engagement, die
Fortbildung von Freiwilligen sowie
die Qualifizierung der Entscheider
und Hauptamtlichen in formalen
Organisationen stehen dabei in ei-
nem engen Zusammenhang. Da-
bei ist angesichts aktueller bil-
dungspolitischer Reformbemü-
hungen (Stichwort Pisa) der Re-
form des Bildungssystems beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen.

Neue Möglichkeiten und Orte zum
‚Lernen‘ von Engagement, eine
Verankerung bürgerschaftlichen
Engagements als Bildungsziel in
Kindertageseinrichtungen, Schu-
len und weiterführenden Bil-
dungsinstitutionen sowie die Bün-
delung und Vernetzung bereits be-
stehender Qualifizierungsangebo-
te stehen im Mittelpunkt entspre-
chender Aktivitäten und Forde-
rungen.

• Freiwilligendienste weiterentwi-
ckeln! Im Bereich von Wehrpflicht
und Zivildienst deuten sich grund-
legende Veränderungen an. Das
BBE wird sich in die Debatten über
neue Formen von Freiwilligen-
diensten, erweiterte Einsatzfelder
und Tätigkeitsbereiche, neue Ad-
ressatengruppen und insbesonde-
re auch Generationen übergreifen-
de Perspektiven von Freiwilligen-
diensten aktiv einmischen. Das
BBE tritt für eine Ausweitung der
Tätigkeitsfelder für Freiwilligen-
dienste, für eine Ausweitung auf
die Zielgruppe der SeniorInnen
sowie für eine Sicherstellung qua-
litativer Standards in den Einrich-
tungen, Diensten und Trägerstruk-
turen der freiwilligen Dienste ein.

• Unternehmen als Akteure der Bür-
gergesellschaft stärken! Corporate
Citizenship (CC) ist zunächst ein-
mal ein wichtiger Lernprozess in
den Unternehmen selber; es geht
um eine neue Ethik der Unterneh-
mensführung, um neue Formen
der Unternehmenskultur, die dazu
beitragen können, dass Wirt-
schaftsunternehmen zu Akteuren
der Zivilgesellschaft werden. Das
BBE bietet den Wirtschaftsunter-
nehmen eine Dialog- und Aus-
tauschfläche, die für die Klärung
unternehmensinterner Strategien

sowie für die Entwicklung gemein-
samer Projekte genutzt werden
kann. Dabei tritt das BBE für ein
breites Verständnis von CC ein,
das sich nicht nur auf die Förde-
rung des freiwilligen Engagements
von Beschäftigten begrenzt, son-
dern auch Handlungsformen wie
Stakeholder-Konferenzen und Co-
des of Conduct einschließt.

• Die Engagementverträglichkeit
sozialstaatlicher Reformprogram-
me und -maßnahmen einfordern!
In der gegenwärtigen Debatte um
einen Umbau sozialer Sicherungs-
systeme ist viel von der Eigenver-
antwortlichkeit der Bürger die Re-
de. Diese Eigenverantwortlichkeit
beschränkt sich allerdings im Be-
reich von Rente, Gesundheit und
Arbeitsmarkt zumeist auf finanzi-
elle Mehrbelastungen der Bürger-
innen und Bürger. Gegenüber sol-
chen Verkürzungen der Reform-
agenda fordert das BBE die Be-
rücksichtigung der Bestandsvor-
aussetzungen, Ressourcen und
Potenziale der Bürgergesellschaft
ein. Bürgerschaftliches Engage-
ment ist kein ‚Ausfallbürge‘ für den
sich zurückziehenden Sozialstaat;
aber es ist eine zentrale Ressource
für einen Umbau des Sozialstaats,
der nicht schlichtweg auf Leis-
tungskürzungen, sondern viel-
mehr auf eine echte Umgestaltung
des Systems sozialer Sicherung
und Daseinsvorsorge unter Einbe-
zug der Bürgerinnen und Bürger
abzielt.

Prof. Dr. Thomas Olk ist
Vorsitzender des Bundesnetzwerkes
Bürgerschaftliches Engagement, Dr.

Ansgar Klein ist Geschäftsführer
des Bundesnetzwerkes

Bürgerschaftliches Engagement ■

Bundesnetzwerk bürgerschaftliches Engagement (BBE)
Ein Beitrag zur Stärkung der Zivilgesellschaft! • Von Thomas Olk und Ansgar Klein

Bei der Konservierung von Medi-
enkunst geht es zunächst einmal um
sehr grundlegende Fragestellungen,
die der Kunsthistoriker Hans Dieter
Huber in seinem Vortrag zusammen-
fasste: „Was sollte erhalten werden?
Wer sollte … Medienkunst erhalten?
Wie sollte sie erhalten werden? Wa-
rum sollte sie erhalten werden? Wo
sollte Medienkunst erhalten wer-
den?“ Antworten auf diese Fragen, so
wurde deutlich, können nur im Zuge
zahlreicher, noch durchzuführender
Fallstudien beantwortet werden:
Denn diese Fragen stellen sich bei je-
dem einzelnen Werk der Medien-
kunst auf neue Weise. 

Im Schwerpunkt setzte sich der
Kongress mit den spezifischen Prob-
lemen der Konservierung multime-
dialer Installationen sowie der Netz-
kunst auseinander. Denn während
in den letzten Jahren zwar interna-
tionale Standards für die Konservie-
rung von Videobändern entwickelt
wurden, ist man bei der Auseinan-
dersetzung mit dem Erhalt von in-
stallativen Werken der Medienkunst
noch ganz am Anfang. Die netz- und
softwarebasierte Kunst wird über-
dies kaum als erhaltenswertes Kul-
turgut registriert. Hier drohen Werke
zum Beispiel durch die rapide Ent-
wicklung von kommerziellen Brow-
ser- und Softwareversionen zu ver-
schwinden. Einen Lösungsansatz
stellte Rothenberg vor: Die soge-

nannte Emulation von Soft- und
Hardware, die man bereits aus der
Computerspiele-Kultur kennt.
Durch so genannte Emulatoren
kann man seinem aktuellen Be-
triebssystem „beibringen“ sich so zu
verhalten, als sei es „veraltet“, so
dass man frühe Programme damit
wieder aktivieren kann.

Zu den zentralen Aufgaben, um
sowohl heute als auch in Zukunft
Medienkunst in adäquater Weise
zeigen und erleben zu können, zählt
außerdem ihre sachgerechte Doku-
mentation und Archivierung. Dieser
Problematik widmeten sich auf dem
Kongress verschiedene Vorträge und
Arbeitsgruppen. So hat zum Beispiel
das Guggenheim New York in Koo-
peration mit der Langlois Foundati-

on in Montreal einen Fragenkatalog
für KünstlerInnen entwickelt, um
auf der Grundlage dieser Evaluatio-
nen Strukturen für ein Datenbank-
system zu entwickeln.

Der Kongress „404 Object Not
Found“ hat das breite Interesse ver-
schiedenster Disziplinen an der
Auseinandersetzung mit Problemen
des Erhalts von Medienkunst ge-
zeigt. Auch wenn der Kongress mehr
Fragen und Probleme aufwarf als
Lösungen zu finden, hat er doch
deutliche Forderungen formuliert: 

Um den Erhalt von Werken der
Medienkunst langfristig zu sichern,
bedarf es dringend 
• der Sensibilisierung von Institutio-

nen und der Kulturpolitik für diese
Problematik,

• spezialisierter Ausbildungsange-
bote, 

• Kapazitäten und finanzieller Res-
sourcen für die Durchführungen
von Fallstudien,

• der Etablierung von Kompetenz-
zentren,

• der kontinuierlichen Förderung
des internationalen und interdis-
ziplinären Austausches und der
Vernetzung.

Weitere Informationen:
www.404project.net

Die Verfasserin ist Mitarbeiterin des
hARTware Medienkunstverein ■
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Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der Bundeskulturverbände, sucht zum 01.11.03

eine/n Sachbearbeiter/in für den Verwaltungsbereich
Das Aufgabengebiet umfasst alle Verwaltungsaufgaben des Deutschen Kulturrates. Dazu gehören Lohn- und Gehaltsbuchführung, Haushaltssteuerung und

Haushaltscontrolling, Erstellung der Verwendungsnachweise, Erstellung der steuerlichen Jahresabschlüsse.

Erwartet werden:

Für Rückfragen steht Ihnen zur Verfügung: Gabriele Schulz    

Deutscher Kulturrat, Chausseestraße 103, 10115 Berlin

• Abgeschlossene kaufmännische Berufsausbildung, mehrjährige

Berufserfahrung sowie Zusatzqualifikation als Bilanzbuchhalter/in

• oder abgeschlossenes Fachhochschulstudium im Bereich Verwaltung

oder Steuerwesen und mehrjährige Berufserfahrung

• sehr gute Kenntnisse in der Anwendung des BAT

• herausragende Kenntnisse im deutschen Haushaltsrecht

• herausragende Kenntnisse im europäischen Haushaltsrecht

Die Stelle hat einen Umfang von 20 Stunden. Die Vergütung erfolgt in

Anlehnung an BAT VI b Ost. Einsatzort ist Berlin. Da bislang in der

Geschäftsstelle des Deutschen Kulturrates vornehmlich Frauen beschäftigt sind,

werden im Sinne des gender mainstreaming Männer besonders aufgefordert,

sich zu bewerben. Bewerbungsschluss ist der 01.10.2003.



Resolution – Berlin, den 26.06.2003

Bürgerschaftliche Engagierte nicht mit unangemessenen 
Haftungsrisiken belasten
Deutscher Kulturrat fordert Präzisierung der Haftungsregelungen für ehrenamtliche Vorstandsmitglieder

Der Deutsche Kulturrat, der Spit-
zenverband der Bundeskultur-

verbände, fordert die Bundesregie-
rung auf, die bestehenden Haf-
tungsregelungen für ehrenamtliche
Vorstände von Vereinen und Stiftun-
gen zu präzisieren. 

Der ehrenamtliche Vorstand ei-
nes Vereins oder einer Stiftung haf-
tet unbeschränkt, persönlich und
mit seinem gesamten Vermögen –
gegenüber der Stiftung bzw. dem
Verein als solchen, oder gegenüber
Dritten, insbesondere der Finanzver-
waltung oder den Sozialversiche-
rungsträgern. Diese Haftungsrisiken
erscheinen gerade für ehrenamtlich
Engagierte als unzumutbar. 

Oftmals stellt sich erst Jahre nach
der Ausstellung einer Spendenbe-
scheinigung im Rahmen einer Be-
triebsprüfung durch die Finanzverwal-
tung heraus, dass aus steuerrechtli-
cher Sicht die Spenden nicht richtig
verwandt wurden. Der ehrenamtliche
Vorstand kann nach geltendem Recht
schon bei leichter Fahrlässigkeit zur
Rechenschaft gezogen werden, wenn
Spenden im Rahmen der Verästelun-
gen des steuerlichen Gemeinnützig-
keitsrechts nicht gesetzeskonform
verwandt oder entgegengenommen
wurden. 

Ehrenamtliche Organmitglieder
können die hier für geforderten steu-
erlichen Fragen selten beurteilen.

Ein solches unangemessen überzo-
genes Haftungsrisiko ohne Entlas-
tungsmöglichkeit wirkt kontraproduk-
tiv zu dem Bestreben, mehr Bürger
zu ehrenamtlichem Engagement in
spendensammelnden Organisatio-
nen zu bewegen. Bereits die Enque-
te-Kommission „Zukunft des Bürger-
schaftlichen Engagements“ des
Deutschen Bundestags hat in ihrem
Abschlussbericht empfohlen unter
Berücksichtigung des Rechtsschut-
zes Dritter das Haftungsrisiko für eh-
renamtliche Vereinsvorstände bei der
zweckwidrigen Verwendung von
Spendenmitteln neu zu regeln. 

Auch in der wissenschaftlichen
Diskussion wird die geltende Rege-

lung als unangemessenes Haftungsri-
siko für bürgerschaftlich Engagierte
beurteilt. Überdies wird darauf ver-
wiesen, dass die Gefährdungshaftung
den in § 69 AO zum Ausdruck kom-
menden allgemeinen steuerlichen
Haftungsgrundsätzen widerspricht
und ein Fremdkörper im steuerlichen
Haftungsrecht ist. 

Der Deutsche Kulturrat fordert da-
her, dass der Haftungstatbestand
des § 10 b Abs. 4 Satz 2, zweiter
Halbsatz Einkommensteuergesetz,
der derzeit eine verschuldensunab-
hängige Haftung des Veranlassers bei
der zweckwidrigen Verwendung von
Spendenmitteln vorsieht, auf Vorsatz
und grobe Fahrlässigkeit einge-

schränkt wird. Eine vergleichbare
Regelung sollte im Körperschafts-
steuerrecht geschaffen werden. 

Die steuerrechtlich zweckwidrige
Verwendung von Spendenmitteln
würde durch diese Änderung behan-
delt wie der Haftungstatbestand für
die Ausstellung unrichtiger Spen-
denbescheinigung in § 10 Abs. 4
Satz 2 erster Halbsatz Einkommen-
steuergesetz, der schon heute auf
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt ist.
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Im Folgenden wird auf Bundes-
tagsdrucksachen mit kulturpoliti-

scher Relevanz hingewiesen. Be-
rücksichtigt werden Kleine und Gro-
ße Anfragen, Anträge, Entschlie-
ßungsanträge, Beschlussvorlagen,
Schriftliche Fragen, Mündliche Fra-
gen sowie Bundestagsprotokolle. Al-
le Drucksachen können unter fol-
gender Adresse aus dem Internet
heruntergeladen werden:
http://dip/bundestag.de/parfors/
parfors.htm.

Berücksichtigt werden Drucksachen
zu folgenden Themen:

• Auswärtige Kulturpolitik,
• Bürgerschaftliches Engagement,
• Erinnern und Gedenken,
• Europa,
• Informationsgesellschaft,
• Internationale Abkommen mit

kultureller Relevanz,
• Kulturelle Bildung,
• Kulturfinanzierung,
• Kulturförderung nach § 96 Bun-

desvertriebenengesetz,
• Kulturpolitik allgemein,
• Kulturwirtschaft
• Künstlersozialversicherungs-

gesetz,
• Medien,
• Steuerrecht mit kultureller 

Relevanz,
• Stiftungsrecht,
• Urheberrecht.

Auswärtige Kulturpolitik

Drucksache 15/1214 (25.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der SPD-
Fraktion sowie der Abgeordneten
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
50 Jahre deutsche Welle – Zukunft
und Modernisierung des Deut-
schen Auslandsrundfunks

Drucksache 15/1208 (24.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
50 Jahre Deutsche Welle – Perspek-
tiven für die Zukunft

Europa

Drucksache 15/1207 (24.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
Zum Stand der Beratungen des EU-

Verfassungs-Vertrages

Drucksache 15/1326 (01.07.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
Grünbuch der EU-Kommission zu
Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse – Kommmunale Selbst-
verwaltung sichern und fortentwi-
ckeln

Drucksache 15/1327 (01.07.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
Unterstützung grenzübergreifen-
der kommunaler Zusammenarbeit
im Rahmen der EU-Osterweiterung

Drucksache 15/1373 (01.07.2003)
Kleine Anfrage der Abgeordneten
der CDU/CSU-Fraktion
Transparente Gestaltung der EU-
Osterweiterung

Drucksache 15/1389 (04.07.2003)
Unterrichtung
Über die gemäß § 93 der Geschäfts-
ordnung an die Ausschüsse über-
wiesenen Vorlagen
(Eingangszeitraum 25. Juni bis 1. Ju-
li 2003)
1. Überweisung von Unterrich-

tungen durch das Europäische
Parlament gemäß § 93 Abs. 1
GO

1.1. Entschließung des Europäi-
schen Parlaments zum Schutz
von audiovisuellen Darstellern
(EuB-EP 998)

Internationale Abkommen
mit kultureller Relevanz

Drucksache 15/1095 (03.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
Qualitätssicherung im Bildungswe-
sen und kulturelle Vielfalt bei
GATS-Verhandlungen garantieren

Drucksache 15/1317 (01.07.2003)
Antrag der Abgeordneten der SPD-
Fraktion und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Sicherung eines fairen und nach-
haltigen Handels durch eine umfas-
sende entwicklungsorientierte Welt-
handelsrunde

Drucksache 15/1323 (01.07.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/

CSU-Fraktion
WTO-Doha-Runde zum Erfolg füh-
ren – Voraussetzungen schaffen für
eine erfolgreiche WTO-Minister-
konferenz in Cancun/Mexiko

Drucksache 15/1333 (02.07.2003)
Antrag der Abgeordneten der FDP-
Fraktion
Mehr Wohlstand für alle durch mu-
tige Marktöffnung

Kulturelle Bildung

Drucksache 15/1086 (02.06.2003)
Antwort der Bundesregierung auf
die Kleine Anfrage der Fraktion der
FDP (Drucksache 15/984)
Kooperation von Musikvereinen
und geförderten Ganztagsschulen

Kulturfinanzierung

Drucksache 15/1217 (24.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der
CDU/CSU-Fraktion
Finanzkraft der Kommunen stär-
ken – Kommunale Selbstverwal-
tung sichern

Drucksache 15/1321 (01.07.2003)
Antrag der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Eckpunkte für eine umfassende Ge-
meindefinanzreform

Drucksache 15/1400 (04.07.2003)
Antrag der Abgeordneten der SPD-
Fraktion und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Öffentlich Private Partnerschaften

Kulturpolitik allgemein

Drucksache 15/1065 (27.05.2003)
Antwort der Bundesregierung auf
die Kleine Anfrage der Abgeordne-
ten der CDU/CSU-Fraktion (Druck-
sache 15/962)
Inhalt, Organisationsstruktur und
Standort eines „Osteuropazent-
rums für Wirtschaft und Kultur“

Drucksache 15/1094 (03.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
Umsetzung des Bundestagsbe-
schlusses zur Wiedererrichtung des
Berliner Stadtschlosses

Drucksache 15/1099 (03.06.2003)

Antrag der Abgeordneten der CDU/
CSU-Fraktion
Fusion der Kulturstiftung der Län-
der und der Kulturstiftung des Bun-
des

Drucksache 15/1113 (04.06.2003)
Antrag der Abgeordneten der FDP-
Fraktion
Fusion der Kulturstiftung des Bun-
des mit der Kulturstiftung der Län-
der

Drucksache 15/1308 (01.07.2003)
Antrag der Fraktionen SPD, CDU/
CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP
Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission „Kultur in Deutschland“

Kulturwirtschaft

Drucksache 15/1116 (03.06.2003)
Entschließungsantrag 
der Abgeordneten der CDU/CSU-
Fraktion
zu der dritten Beratung des Gesetz-
entwurfs der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie
der Bundesregierung (Drucksachen
15/537, 15/900, 15/1042)
Entwurf eines Gesetzes zur Förde-
rung von Kleinunternehmern und
zur Verbesserung der Unterneh-
mensfinanzierung (Kleinunterneh-
merförderungsgesetz)

Drucksache 15/1402 (03.07.2003)
Große Anfrage der Abgeordneten
der CDU/CSU-Fraktion und der
FDP-Fraktion
Wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung der künstlerischen Berufe
und des Kunstbetriebs in Deutsch-
land

Thema Europa

Plenarprotokoll 15/53 (26.06.2003)
4311 B – 4353 A
Tagesordnungspunkt 3:
a) Abgabe einer Erklärung durch die

Bundesregierung zu den Ergeb-
nissen des Europäischen Rates in
Thessaloniki am 20./21.Juni 2003

b) Erste Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Ver-
trag vom 16. April 2003 über den
Beitritt der Tschechischen Re-

publik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen,
der Republik Ungarn, der Repub-
lik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slo-
wakischen Republik zur Europäi-
schen Union
(Drucksachen 15/1100, 15/1200)

c) Erste Beratung des von den Abge-
ordneten der FDP-Fraktion einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Änderung des Grundgesetzes
(Art. 23) zur Einführung eines
Volksentscheids über eine euro-
päische Verfassung
(Drucksache 15/1112)

d) Beschlussempfehlung und Be-
richt des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen
Union zu dem Antrag der Abge-
ordneten der CDU/CSU-Fraktion:
Ein Verfassungsvertrag für eine
bürgernahe, demokratische und
handlungsfähige Europäische
Union
(Drucksachen 15/918, 15/1138)

e) Beschlussempfehlung und Be-
richt des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen
Union zu dem Antrag der Abge-
ordneten der FDP-Fraktion: Ini-
tiativen des Brüsseler Vierergip-
fels zur Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungsunion
(ESVU) über den Europäischen
Verfassungskonvent vorantrei-
ben
(Drucksachen 15/942, 15/1139)

f) Bericht des Ausschusses für die
Angelegenheiten der Europäi-
schen Union gemäß § 93 a Abs. 4
der Geschäftsordnung zu der Un-
terrichtung durch die Bundesre-
gierung:
Vermerk des Präsidiums für den
Konvent
Organe

- Entwurf von Artikeln für Titel
IV des Teils 1 der Verfassung 
CONV691/03
(Drucksachen 15/1041 Nr. 3.1.,
15/1163)

in Verbindung mit

Bundestagsdrucksachen

Weiter auf Seite 29
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Zusatztagesordnungspunkt 2:
Antrag der Abgeordneten der
CDU/CSU-Fraktion: Zum Stand
der Beratungen des EU-Verfas-
sungs-Vertrages
(Drucksache 15/1207)
Redner: Joseph Fischer, Bundesmi-
nister AA; Erwin Teufel, Minister-
präsident (Baden-Württemberg);
Günter Gloser (SPD); Sabine Leu-
theusser-Schnarrenberger (FDP);
Anna Lührmann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) Peter Hintze
(CDU/CSU); Michael Roth (Herin-
gen) SPD; Dr. Gerd Müller
CDU/CSU); Dr. Peter Ramsauer
(CDU/CSU); Dr. Werner Hoyer
(FDP); Rainder Steenblock
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Pe-
ter Altmaier (CDU/CSU); Otto
Schilly (SPD); Dr. Gerd Müller
(CDU/CSU); Hans Martin Bury,
Staatsminister für Europa; Anna
Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN); Joseph Fischer Frank-
furt)(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN);
Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN); Dr. Friedbert Pflüger
(CDU/CSU); Dr. Gesine Lötzsch,
fraktionslos; Dr. Christoph Zöpel
(SPD); Thomas Silberhorn (CDU/
CSU); Markus Meckel (SPD)

Thema Kulturpolitik 
allgemein

Plenarprotokoll 15/53 (26.06.2003)
4401 C – 4416 A

Tagesordnungspunkt 6:
a) Antrag der Abgeordneten der

CDU/CSU-Fraktion: Fusion der
Kulturstiftung der Länder und
der Kulturstiftung des Bundes
(Drucksache 15/1099)

b) Antrag der Abgeordneten der
Fraktion der FDP: Fusion der Kul-
turstiftung des Bundes mit der
Kulturstiftung der Länder
(Drucksache 15/1113)

Redner: Günter Nooke (CDU/CSU);
Eckhardt Barthel (Berlin) (SPD);
Cornelia Pieper (FDP); Dr. Antje
Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN); Dr. Norbert Lammert
(CDU/CSU); Eckhardt Barthel (Ber-
lin) (SPD); Dr. Norbert Lammert
(CDU/CSU)

Thema Medien

Plenarprotokoll 15/53 (26.06.2003)
4395 B – 4400 D
Tagesordnungspunkt 5:
Antrag der Abgeordneten der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
50 Jahre Deutsche Welle – Zukunft
und Modernisierung des Deut-
schen Auslandsrundfunks
(Drucksache 15/1214)
in Verbindung mit
Zusatztagesordnungspunkt 10:
Antrag der Abgeordneten der

CDU/CSU-Fraktion:
50 Jahre Deutsche Welle – Perspek-
tiven für die Zukunft
(Drucksache 15/1298)
Redner: Monika Griefahn (SPD);
Bernd Neumann (Bremen) (CDU/
CSU); Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS
90/ DIE GRÜNEN); Dr. Werner Ho-
yer (FDP)

Fragestunden

Schriftliche Fragen

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 14. April eingegange-
nen Antworten der Bundesregie-
rung, Drucksache 15/1040 (23.05.
2003)

Frage des Abgeordneten Klaus
Haupt (FDP): Für welche Zwecke
will die Bundesregierung die im
Bundeshaushalt vorgesehenen 7
Mio. Euro für die Förderung der
„Kultur in den neuen Ländern“, die
außerhalb der Quotenregelung ver-
geben werden sollen, verwenden,
und teilt die Bundesregierung die
Auffassung, dass diese Verwendung
von 7 Mio. Euro von der 23 Mio. Eu-
ro betragenden Gesamtsumme der
entsprechenden Haushaltsposition
erhebliche Einschränkungen für die
geförderten Kultureinrichtungen
der neuen Länder verursacht?

Frage der Abgeordneten Maria Mi-
chalk (CDU/CSU): Ist es zutreffend,
dass die im Haushaltsjahr 2003 im

Titel 894 15-195 für das Programm
„Kultur in den neuen Ländern“ ein-
gestellten Mittel in Höhe eines Teil-
betrages von ca. 7 Mio. Euro nach
neuen Kriterien verteilt werden sol-
len, und wenn ja, in welchem Ver-
fahren?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 26. Mai eingegangenen
Antworten der Bundesregierung,
Drucksache 15/1081 (30.05.2003)

Frage des Abgeordneten Günter No-
oke (CDU/CSU): Wie beurteilt die
Bundesregierung die Aussage des
diesjährigen vom Auswärtigen Amt
bestellten Kommissars für den
Deutschen Pavillion auf der Kunst-
Biennale in Venedig, dass für „ande-
re Ausstellungsformate“ als der nun
beschlossenen Präsentation „zu we-
nig Zeit“ gewesen sei, „da die Ent-
scheidung des Auswärtigen Amts für
den Kurator so spät fiel“ (DIE WELT
vom 9. April 2003), und was gedenkt
die Bundesregierung zu tun, um
künftig eine frühzeitige Entschei-
dung für einen Kommissar zu ge-
währleisten?

Auf welchen veränderten Sachver-
halt bezieht sich die Bemerkung des
diesjährigen Kommissars für den
Deutschen Pavillion auf der Bienna-
le in Venedig, der Kurator sei „nicht
mehr allein verantwortlich und haf-
tend für sämtliche Aspekte des deut-
schen Beitrags“ (DIE WELT vom 9.
April 2003)

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 23. Juni eingegangenen
Antworten der Bundesregierung,
Drucksache 15/1279 (27.06.2003)

Frage der Abgeordnteten Maria Mi-
chalk (CDU/CSU): Für welche Pro-
jekte werden die im Einzelplan 04
„Bundeskanzler und Bundeskanz-
leramt“ für den Haushaltstitel
89422-183 „Investitionen für natio-
nale Kultureinrichtungen in Ost-
deutschland“ zugeführten Mittel in
Höhe von 7 Mio. Euro im Haushalts-
jahr 2003 verwendet, aufgelistet
nach Ländern, Förderhöhe und
Zeitraum der Investitionen?

Schriftliche Fragen mit den in der
Woche vom 7. Juli eingegangenen
Antworten der Bundesregierung,
Drucksache 15/1415 (11.07.2003)

Frage des Abgeordneten Carl-Lud-
wig Thiele (FDP): Welche Finanzie-
rungsmittel hat die Bundesregie-
rung in diesem Jahr für die Muse-
umsinsel zur Verfügung gestellt?
Sind damit alle notwendigen Gelder
für die in diesem Jahr erforderlichen
Planungs- und Sanierungsschritte
ausgegeben?
Wie stellt sich die Bundesregierung
die Realisierung der unterschiedli-
chen Schritte des Masterplanes Mu-
seumsinsel vor?
Hat die Bundesregierung Gelder für
die Planung des Umbaus des Perga-
monmuseums eingeplant?

Kurz vor Beginn der parlamentari-
schen Sommerpause in den letzten
beiden Sitzungswochen fanden meh-
rere kulturpolitische Debaten im
Deutschen Bundestag statt.

Happy Birthday,
Deutsche Welle

Mit einem herzlichen Glück-
wunsch an das Geburtstags-

kind begannen alle Redner in der
Bundestagsdebatte am 26. Juni 2003
ihre Rede. Am Tag darauf feierte die
Deutsche Welle in den neubezoge-
nen Räumen in Bonn – dem ehe-
mals als Abgeordnetenbüro geplan-
ten Schürmann-Bau – ihr 50jähriges
Bestehen.

Einig waren sich die Parlamenta-
rierer darin, dass die Deutsche Welle
wichtige Aufgaben in der Informati-
onsvermittlung gerade in Krisenge-
bieten und in Regionen ohne Pres-
sefreiheit übernimmt. Einigkeit
herrschte ebenfalls in der Auffas-
sung, dass das Deutsche Welle-Ge-
setz einer Novellierung bedarf. Be-
schworen wurde auch die Tradition
des parteiübergreifenden Konsen-
ses, wenn es um Fragen der Deut-
schen Welle in der Vergangenheit
ging. Gleichwohl waren Unterschie-
de in den politischen Vorstellungen
zur künftigen Ausrichtung der Deut-
schen Welle zu erkennen. 

Die Vorsitzende des Ausschusses
für Kultur und Medien, Monika
Griefahn, MdB (SPD), ordnete die
Deutsche Welle in die Konzeption
2000 der Auswärtigen Kultur- und
Bildungspolitik ein. Die Deutsche
Welle ist nach ihrer Auffassung mit
allen drei Standbeinen, Hörfunk,
Fernsehen und Internet, das ideale
Medium für den Dialog Deutsch-
lands mit dem Ausland. Dieser Dia-
log sollte aber keine Einbahnstraße
im Sinne des Exports deutscher Kul-
tur, sondern eine Zweibahnstraße
als Forum des Dialogs in und über
Deutschland sein. Meinungen über
Deutschland aus dem Ausland soll-
ten in der Deutschen Welle künftig

ebenso ihren Platz finden, wie die
Berichterstattung über das kulturel-
le Leben in Deutschland und die
Sendung von Kunst. Die globale Prä-
senz der Deutschen Welle sollte im
neuen Deutsche Welle-Gesetz eben-
so verankert werden wie der Auftrag
der Krisenprävention. Das Parla-
ment soll stärker als bisher an der
Aufgabenplanung der Deutschen
Welle beteiligt werden und damit
den Auftrag zur politischen Justie-
rung des deutschen Auslandssen-
ders wahrnehmen. 

Bernd Neumann, MdB (CDU/
CSU), als erfahrener Fahrensmann
in der Medienpolitik mahnte das be-
reits seit der Koalitionsvereinbarung
von 1998 versprochene neue Deut-
sche Welle-Gesetz an. Auch er ord-
net die Deutsche Welle in den Kon-
text der Auswärtigen Kulturpolitik
ein. Vornehmliche Aufgabe der
Deutschen Welle sollte, laut Neu-
mann, die Vermittlung eines umfas-
senden Bildes über Deutschland
sein. Der Dialog der Kulturen kann
demnach nicht prioritäre Aufgabe
der Deutschen Welle sein. Mit Nach-
druck wird von ihm die Staatsunab-
hängigkeit der Deutschen Welle her-
vorgehoben. Im Rahmen des gesetz-
geberischen Prozesses hat das Parla-
ment die Gelegenheit den Programm-
auftrag festzulegen. Die Ausfüllung
dieses Programmauftrags muss aber
der Deutschen Welle obliegen. Poli-
tische Einflussnahme auf das Pro-
gramm wird von ihm scharf zurück-
gewiesen. Neumann regt an, dass
ähnlich den öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten den Etats der
Deutschen Welle künftig von einer
unabhängigen Kommission ermit-
telt werden sollte. Sie sollte dem Par-
lament vor dem Hintergrund des fi-
xierten Programmauftrags Vorschlä-
ge zur Höhe der Zuweisungen un-
terbreiten und der Deutschen Welle
eine mittelfristige Finanz- und Pla-
nungssicherheit ermöglichen. 

Auch Dr. Antje Vollmer, MdB
(Bündnis 90/Die Grünen) stellt die
Frage, in welche Richtung sich die
Deutsche Welle künftig entwickeln

soll. Ihres Erachtens sollte eine Be-
schränkung auf relativ wenige
Grundaufgaben und eine Schwer-
punktsetzung auf bestimmte Regio-
nen mit einem Interesse an
Deutschland und deutscher Kultur
erfolgen. Demzufolge misst Vollmer
der Vermittlung der deutschen Spra-
che durch die Deutsche Welle und
mithin der Sendung der Programme
in deutscher Sprache eine zentrale
Rolle zu. 

Eine deutliche Sprache schlug
Dr. Werner Hoyer, MdB (FDP), in
seinem Redebeitrag an. Neben der
pflichtschuldigen Gratulation und
den Dankesworten für die bislang
geleistete Arbeit ordnet er die Deut-
sche Welle nachdrücklich in den
Kontext der Außenpolitik ein. Ihr
Auftrag ist, diesen Gedanken konse-
quent weiterverfolgend, ein außen-
politischer. Daraus schlussfolgert
Hoyer, dass die bisherige Zuständig-
keit Der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien für
die Deutsche Welle noch ein Relikt
aus alten Zeiten ist und die Deut-
sche Welle eigentlich im Auswärti-
gen Amt ressortieren sollte. 

Unterschwellig wurde in allen
Redebeiträgen deutlich, dass nach
wie vor die Frage offen ist, ob die
Auswärtige Kulturpolitik stärker der
Außenpolitik, mithin dem Auswärti-
gen Amt, oder der Kulturpolitik, also
Der Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien, zu zu-
ordnen ist. Dabei haben es die Parla-
mentarierer noch am einfachsten:
der Ausschuss für Kultur und Medi-
en ist sowohl für Kulturpolitik im In-
land als auch die Auswärtige Kultur-
politik zuständig und wird, daran
ließ die Ausschussvorsitzende in
dieser Debatte keinen Zweifel auf-
kommen, diesen Auftrag sehr ernst
nehmen. Dass die Regierung dann
auch in die Pflicht genommen wird
und den Abgeordneten Rede und
Antwort stehen muss, wurde in kriti-
schen Worten zur mangelnden Prä-
senz der Staatsministerin für Kultur
und Medien sowie des Außenminis-
ters bei der Debatte überdeutlich.

Was wäre wenn?

„Was geschieht, wenn das Gespräch
zwischen dem Bundeskanzler und
den Ministerpräsidenten negativ
ausgeht?“ Diese Frage stellte der
Kulturpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion im Deutschen Bundestag
Eckhardt Barthel, MdB, gegen Ende
der Bundestagsdebatte zur Fusion
der Kulturstiftung des Bundes und
der Kulturstiftung der Länder nur
noch rhetorisch, denn im gleichen
Atemzug fügte er hinzu, dass die Ge-
spräche gescheitert sind.

Orte des Geschehens waren das
Bundeskanzleramt, in dem am 26.
Juni 2003 die Systematisierung der
Kulturförderung der Länder und des
Bundes zwischen dem Bundeskanz-
ler und den Ministerpräsidenten der
Länder abschließend beschlossen
werden sollte und der Deutsche
Bundestag, in dem zeitgleich eine
Debatte zu eben dieser Systemati-
sierung und der damit verbundenen
Fusion der Kulturstiftung des Bun-
des und der Kulturstiftung der Län-
der zur Deutschen Kulturstiftung
stattfand. Anlass waren die Anträge
der CDU/CSU-Fraktion und der
FDP-Fraktion zur Fusion der Stif-
tungen.

Beide Anträge sowie die von
Staatsministerin Weiss vorgelegten
„Eckpunkte für die Systematisierung
der Kulturförderung von Bund und
Ländern und für die Zusammenfüh-
rung der Kulturstiftung des Bundes
und der Kulturstiftung der Länder
zu einer gemeinsamen Kulturstif-
tung“ (siehe hierzu auch Winands
auf Seite 6 in dieser Ausgabe) waren
am Vortag im Ausschuss für Kultur
und Medien des Deutschen Bundes-
tags diskutiert worden. 

Eigentlich sollte den Rednern in
dieser Debatte nach der oben er-
wähnten Einlassung von Eckhardt
Barthel ein Stein vom Herzen gefal-
len sein, denn bis auf Barthel wurde
von allen sowohl das Eckpunktepa-
pier als solches als auch das Verfah-
ren der Fusion der Kulturstiftungen
sowie der Systematisierung der Kul-

turförderung von Bund und Län-
dern kritisiert.

Der Kulturpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Fraktion Günter No-
oke, MdB, sprach sogar von Gefahr,
die im Verzug ist und der Hoffnung,
das Schlimmste abwenden zu kön-
nen. Nooke kritisierte in erster Linie,
dass das Parlament erst zu einem
Zeitpunkt in die Diskussion einge-
bunden wurde als die Verabschie-
dung des Eckpunktepapiers nur
noch eine Formsache zu sein schi-
en. Er als Kulturpolitiker fühlte sich
von diesem wesentlichen Diskussi-
onsprozess zur nationalen Kultur-
förderung ausgeschlossen und be-
fürchtete ähnliches für die Länder-
kollegen, da dort die Verhandlungs-
führung schon längst an die Chefs
der Staatskanzleien abgetreten wor-
den war. Die im Eckpunktepapier
skizzierte Fusion bemängelte er als
eine Mogelpackung, da schließlich
beide Stiftungen weiterhin ihre Ar-
beit fortsetzen würden und nur
noch ein weiteres Dach, letztlich ei-
ne zusätzliche Verwaltungsstruktur,
hinzugefügt würde. Die inhaltliche
Debatte um die künftige Ausrich-
tung der Stiftung wird über die
Schaffung einer neuen administrati-
ven Struktur vergessen. Nooke
mahnt an, dass in einer neuen Stif-
tung weiterhin für Künstler und Kul-
turorganisationen die Möglichkeit
bestehen sollte, Projektanträge zu
stellen. Auch sollte überprüft wer-
den, ob es weiterhin zweckmäßig
ist, eine Institutionelle Förderung
kategorisch auszuschließen.

In eine ähnliche Kerbe haute der
Kulturpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion Eckhardt Barthel, MdB,
wenn er Gesprächsbedarf hinsicht-
lich der Konstruktion der künftigen 
Projektförderung durch die fusio-
nierte Kulturstiftung anmeldet.
Ebenfalls hoffte er, dass nach dem
Diskussions- und – zum Zeitpunkt
seiner Rede – dem erhofften Ent-
scheidungsprozess auf der Ebene

Aus dem Deutschen Bundestag
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Aus dem Deutschen
Bundestag

der Staatskanzleien und Minister-
präsidenten die Debatte wieder an
die Kulturminister zurückgegeben
wird. Seines Erachtens besteht dann
– bei aller Kritik am Eckpunktepa-
pier – auch die Chance, die Ausei-
nandersetzungen um die so ge-
nannte Kulturhoheit der Länder auf
einer rationaleren Basis zu führen. 

Cornelia Pieper, MdB, FDP hatte
sich bereits vor der Gründung der
Kulturstiftung des Bundes vehe-
ment dafür eingesetzt, die Stiftung
mit einem Stiftungskapital auszu-
statten aus dessen Erträgen die Stif-
tungszwecke auch tatsächlich ver-
wirklicht werden können. Diese For-
derung wurde von ihr in der Debatte
noch einmal wiederholt. Pieper
deutete in ihrer Rede bereits an, dass
nicht alle Ministerpräsidenten dem
vorgelegten Eckpunktepapier zu-
stimmen werden.

Einen weiteren kulturpolitischen
Bogen eröffnete die Kulturpolitische
Sprecherin von Bündnis 90/Die Grü-
nen Dr. Antje Vollmer, MdB. Sie erin-
nerte daran, dass in den Kommunen
die Kulturstrukturen, also die Muse-
en, Theater, Bibliotheken, wegzubre-
chen drohen, da die Mittel fehlen.
Vollmer warnt vor der Etablierung
einer Eventkultur, die dem flüchti-
gen Ereignis den Vorzug vor den ge-
wachsenen „kulturellen Traditionen
und Institutionen“ gibt. Als eine
wichtige Aufgabe der fusionierten
Kulturstiftung begreift Vollmer die
Stärkung des Bewusstseins für die
Kulturlandschaft in Deutschland. Ih-
res Erachtens sollte geprüft werden,
ob die im Blaubuch aufgeführten

Kulturstandorte nicht durch die Kul-
turstiftung gefördert werden sollten.
Wenn, wie bei der Kulturstiftung des
Bundes geschehen, das Parlament
erhebliche Summen für die Kultur
bereitstellt, muss es auch, so schließt
Vollmer, an den Entscheidungspro-
zessen beteiligt werden. Eine erste
Nagelprobe hierfür wird die Satzung
der Stiftung sein.

In gewohnter Schärfe und ge-
schliffener Rede verweist Dr. Norbert
Lammert, MdB (CDU/CSU) darauf,
dass die Fusion der Kulturstiftung
des Bundes und der Kulturstiftung
der Länder zwar ein wichtiges The-
ma in der Diskussion um das Eck-
punktepapier ist, beileibe aber nicht
das zentrale. Im Eckpunktepapier
geht es nach seiner Auffassung um
nichts weniger als die Zukunft des
Kulturstaats Deutschland. Lammert
wirft die Frage auf, warum über-
haupt die Kulturförderung des Bun-
des und der Länder entflochten wer-
den sollte – ist man mit dem bisheri-
gen Modell doch sehr gut gefahren,
und warum obendrein als Krönung
einer Entflechtung mit der Deut-
schen Kulturstiftung, hervorgegan-
gen aus der Kulturstiftung der Län-
der und der Kulturstiftung des Bun-
des, wiederum eine Verflechtung er-
folgen sollte. Die Konstruktion der
künftigen Konsultations- und Ab-
stimmungsprozesse wird auf Grund
des abzusehenden bürokratischen
Aufwands von ihm als „hoffnungslos
misslungen“ bezeichnet. Aber nicht
nur mit den Verhandlungen des
Bundes zum Eckpunktepapier geht
Lammert schonungslos um, auch
zeiht er die Länder, dass es mehr um
das Austragen von Eitelkeiten und
Kompetenzstreitigkeiten zwischen
Ländern und Bund ginge, als um die
Sache, nämlich die Kulturförderung
selbst, geht. Seines Erachtens sollte
sich das Parlament „nicht zum Notar

von Regierungsvereinbarungen ma-
chen lassen“. Er selbst wird mit
Nachdruck dafür eintreten, dass es
zu einer völlig anderen Lösung
kommt. Nach einer Kurzinterventi-
on von Eckhardt Barthel, MdB, in der
er die erwähnte Katze des geschei-
terten Eckpunktepapiers aus dem
Sack ließ, appelliert Lammert „in ei-
ner in der Vergangenheit bewährten
Kooperation einen wirklich kon-
struktiven Aufstand des Parlaments
gegenüber einem nicht ausreichen-
den Verhandlungsstand der Regie-
rungschefs“ hinzubekommen und
die Parlamentarierer „das in einer
Weise konkretisieren würden, wie es
durch diese Debatte interfraktionell
erkennbar wurde, dann hätten wir
gemeinsam einen famosen Beitrag
für die Zukunftsfähigkeit des deut-
schen Kulturstaats geleistet“.

Alle Jahre wieder?
Fast genau ein Jahr nachdem am 4.
Juli 2002 mit überwältigender Mehr-
heit vom Deutschen Bundestag der
Beschluss gefasst wurde, das Berli-
ner Stadtschloss wieder aufzubauen
(siehe hierzu auch politik und kul-
tur 3/2002), fühlte am 3. Juli 2003 die
CDU/CSU-Fraktion in ihrem Antrag
„Umsetzung des Bundestagsbe-
schlusses zur Wiedererrichtung des
Berliner Stadtschlosses“ der Bun-
desregierung auf den Zahn wie es
denn nun mit der Umsetzung dieses
Beschlusses bestellt ist. 

Stein des Anstoßes ist eine wie
auch immer geartete Zwischennut-
zung des Palastes der Republik. Ins-
besondere die Abgeordneten der
CDU/CSU befürchten, dass nichts
länger hält als ein Provisorium und
warnen daher vor einer auch immer
gearteten Nutzung des zwischen-
zeitlich von Asbest befreiten Stahl-
und Betongerüstes. Auch Günter
Rexrodt, MdB (FDP) sorgt sich, dass

der Bundestagsbeschluss zum Wie-
deraufbau des Stadtschlosses
klammheimlich unterlaufen wird
und mahnt an, in den Haushalt 2004
zumindest die entsprechenden Mit-
tel zum Abriss des Palastes der Re-
publik einzustellen, damit ein Zei-
chen zur Unumkehrbarkeit des Bun-
destagsbeschlusses gesetzt wird.

Sehr mutig wirft als letzter De-
battenredner Eckhardt Barthel,
MdB (SPD) die Frage auf, ob der
Wiederaufbau des Stadtschlosses
nicht besser verschoben werden
sollte. Er verweist auf die desaströse
Haushaltslage und schlägt als Zwi-
schennutzung des Areals den Abriss
des als „potthässlich“ bezeichneten
Palastes der Republik und eine land-
schaftsarchitektonisch gestalteten
Schlossplatz vor. Eine solche Zwi-
schennutzung würde die Wunde in
der Mitte Berlins offen halten, sie
aber zumindest ihrer Hässlichkeit
entheben.

Das Parlament stärker 
einbinden

Eines verband die ansonsten kont-
roversen Debattenbeiträge am 4. Ju-
li 2003 zu den GATS-Verhandlungen:
die Bundesregierung wurde aufge-
fordert über den Fortgang der GAT-
Verhandlungen, die Angebote und
Forderungen ausführlicher zu infor-
mieren und das Parlament stärker in
den Verhandlungsprozess einzube-
ziehen. Die WTO bindet zwischen-
zeitlich wie Erich G. Fritz, MdB
(CDU/CSU) sogar die NGO ein und
diskutiert den Verhandlungsstand,
wohingegen bei der Bundestagsde-
batten noch nicht einmal der zu-
ständige Minister für Wirtschaft und
Arbeit anwesend ist. 

Kultur und Bildung nahm in der
Debatte breiten Raum ein. Einmal
mehr wurde von Seiten der SPD

aber auch von der CDU/CSU be-
tont, dass Kultur und Bildung Waren
und Dienstleistungen besonderer
Art sind. Sie können nicht mit Bank-
dienstleistungen oder Dienstleis-
tungen im Transportwesen über ei-
nen Leisten geschlagen werden. Na-
tionale Regelungen, die öffentliche
Unterstützung von Kultureinrich-
tungen sowie Bildungsinstitutionen
werden nicht in Frage gestellt. Dem
Verhandlungsprozess in Cancun
und darüber hinaus wird dennoch
höchste Aufmerksamkeit zu schen-
ken sein – auch dieses war einhellige
Meinung bei den Rednern der SPD
und CDU/CSU – dass nicht durch
die Hintertür der Kultur doch noch
Schaden zugefügt wird. 

Sehr plastisch ließ dies die Vor-
sitzende des Ausschusses für Kultur
und Medien Monika Griefahn, MdB
(SPD) in ihrem Beitrag werden. Am
Beispiel der Deutschen Welle mach-
te sie deutlich, dass eine Liberalisie-
rung des audiovisuellen Sektors da-
zu führen könnte, die Deutsche Wel-
le nicht mehr öffentlich finanzieren
zu dürfen, wenn andere Länder oder
private Anbieter gegen die öffentli-
che Förderung Einspruch erheben.
Griefahn schlägt damit die Brücke
zu der eine Woche zuvor stattgefun-
denen Debatte anlässlich des 50jäh-
rigen Bestehens der Deutschen Wel-
le. Sie verdeutlich damit, dass inter-
nationale Entscheidungen – und
scheinen sie noch so kulturfern zu
sein – Auswirkungen auf den Kultur-
sektor haben und dass andererseits
die nationalen Entscheidungspro-
zesse internationale Entwicklungen
reflektieren und einbeziehen müs-
sen. Die von Gudrun Kopp, MdB
(FDP) etwas in lächerliche gezogene
Kulturverträglichkeitsprüfung sollte
als Instrument auf dem Weg der Ent-
scheidungsfindung intensiv genutzt
werden. ■
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Der Fachausschuss Steuern des
Deutschen Kulturrates trat am

11. Juni 2003 zu einer Sitzung zu-
sammen. Als neuer Vorsitzender des
Fachausschusses wurde Bernd Fe-
sel, Kunstrat, gewählt. Der Aus-
schuss befasste sich ausführlich mit
Fragen des Gemeinnützigkeitsrechts
sowie der möglichen Umsatzsteuer-
pflicht von Berufsverbänden (siehe
hierzu auch den Beitrag von Ensslen
auf Seite 25 in dieser Ausgabe von
politik und kultur). Beide Themen,
Gemeinnützigkeitsrecht und Um-
satzsteuerpflicht von Berufsverbän-
den, wird der Ausschuss in den
nächsten Sitzungen weiter behan-
deln.

Unter Leitung des Vorsitzenden
des Deutschen Kulturrates, Prof. Dr.
Max Fuchs, tagte der Sprecherrat
am 26.06.2003. Nach einer ausführ-
lichen Diskussion zu aktuellen kul-
turpolitischen Fragen befasste sich
der Ausschuss mit der Spendenhaf-
tung von Vereinsvorständen und
verabschiedete hierzu eine Resoluti-
on (siehe hierzu Seite 28 in dieser
Ausgabe von politik und kultur).

Die Jury zur Vergabe des Kultur-
groschens traf sich am 27.06.2003,
um den diesjährigen Preisträger des
Kulturgroschens zu wählen. Nach
eingehender Diskussion fiel die Wahl
auf den Choreographen William For-
sythe (siehe hierzu Seite 1, Kultur-
Mensch, in dieser Ausgabe von poli-
tik und kultur). Der Kulturgroschen
des Deutschen Kulturrates wird jähr-
lich für besondere Verdienste in der
Kunst oder Kulturpolitik vergeben.
Die Verleihung des Kulturgroschens

findet voraussichtlich im Dezember
dieses Jahres im Max-Liebermann-
Haus in Berlin statt. von den
Jurymitgliedern nahmen an der Sit-
zung teil: Prof. Dr. h.c. Hilmar Hoff-
mann, Christian Höppner, Linda
Reisch, Ulrich Roehm.

Der Fachausschuss Europa/In-
ternationales führte am 30.06.2003
unter der Leitung des Ausschussvor-
sitzenden Rolf Zitzlsperger einen
Workshop zum Thema „Daseinsvor-
sorge“ durch. Anlass ist der Konsul-
tationsprozess der EU-Kommission
zu diesem Thema. In der anschlie-
ßenden Ausschusssitzung hat sich
der Ausschuss mit den Ergebnissen
des EU-Konvents zur Europäischen
Verfassung (siehe hierzu auch den
Beitrag des EU-Konventsmitglied
Ministerpräsident Erwin Teufel auf
Seite 1 dieser Ausgabe von politik
und kultur). Weiter hat der Aus-
schuss über Wahlprüfsteine zur
Wahl des Europäischen Parlaments
im Sommer 2004 diskutiert.

Der Vorsitzende des Deutschen
Kulturrates und Vorsitzende des
Fachausschusses Kultur und Bil-
dung des Deutschen Kulturrates
Prof. Dr. Max Fuchs leitete am
07.07.2003 ein Fachgespräch zum
Thema Kinder- und Jugendhilfege-
setz. Im Mittelpunkt stand die Frage,
inwiefern auf Grund der verstärkten
Einführung von Ganztagsschulen
und der Einbeziehung von Freien
Trägern in das Ganztagsangebot von
Schulen das Kinder- und Jugendhil-
fegesetz modernisiert werden muss.

Der Vorstand des Deutschen

Kulturrates führte am 07. und
08.07.03 eine Klausursitzung unter
der Leitung des Vorsitzenden des
Deutschen Kulturrates Prof. Dr.
Fuchs durch. Neben Fragen zur Be-

setzung von Gremien stand im Mit-
telpunkt die Diskussion zur Kultur-
politik in dieser Legislaturperiode
sowie zur Entwicklung der Ver-
bandslandschaft. Eine wichtige Rol-

le spielte ferner die Kulturpolitik auf
der europäischen und internationa-
len Ebene.

Gabriele Schulz ■

Aus den Gremien des Deutschen Kulturrats

Nach der Jurysitzung zur Vergabe des Kulturgroschens: Ulrich Roehm, Olaf Zimmermann, Hilmar Hoffmann, Christian Höppner,
Linda Reisch. Foto: Barbara Gessler
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Verwertungs-Gesellschaft: Lyrisch
sensible Geschmacksknospen
könnten da Abdeckerei oder Auto-
friedhof als Unternehmenszweck
assoziieren. Wobei sich ein derart
querdenkender Poet natürlich so-
fort als unprofessioneller Gelegen-
heits-Reimer entlarvt, weil ihm die
Segnungen einer VG (Verwertungs-
gesellschaft) Wort offensichtlich
unbekannt sind. 
Es hat schon seine guten Gründe,
dass die Tantiemen-Distributions-
apparate für die materiellen Früch-
te menschlicher Kreativität so sprö-
de, funktionalistische Namen tra-
gen: „Gesellschaft für musikalische
Aufführungs- und mechanische
Vervielfältigungsrechte (GEMA“),
„VG Bildkunst“, „VG Musikedition“
– und wie sie alle heißen. Nomen
est nämlich omen: Da kann gar
nicht erst der Verdacht aufkom-
men, man ließe sich bei der Vertei-
lung der gerechten Vergütung an
Urheber oder Rechteinhaber von
irgendwelchen ästhetischen oder
sonstigen emotionalen Ausstül-
pungen, menschelnden Geschwü-
ren eben, beeinflussen. 
Unter der strengen Aufsicht des
Deutschen Patentamtes, von des-
sen gnadenloser Objektivität sich
die diversen Bundesverfassungs-
gerichte mal eine Scheibe abschnei-
den sollten, werden hier Geldströ-
me mit einer Präzision, einer Ge-
rechtigkeit gesteuert, wie sie eigent-
lich nur ein sich selbst kontrollie-
render Computer generieren kann. 
Es ist bezeichnend, dass Störungen
in diesem potenziell reinen System
immer nur dann auftreten, wenn
handelnde Personen glauben, in
die zahlengesteuerte Logik der Re-
gelkreise aus kulturellen, politi-
schen oder sozialen – also unkalku-
lierbaren – Gründen eingreifen zu
müssen. Unter diesem Phänomen
hat verständlicherweise die älteste
und umsatzstärkste Verwertungs-
gesellschaft am meisten zu leiden:
Die GEMA. 
Ins Leben gerufen vor gut hundert
Jahren zu einer Zeit, die noch Zeit
genug bot, Interessengegensätze

beispielsweise zwischen Autoren
und Verlegern auf dem Boden lang-
wierig ausgehandelter Kompromis-
se – natürlich immer nur temporär
– glatt zu bügeln, erlitt diese letzt-
lich fraglos vorbildhafte Institution
auch in den vergangenen Jahrzehn-
ten der kapitalen elektronischen
Aufklärung schwere Anfechtungen. 
Einem Pulk gefühlsduseliger Pseu-
do-Humanisten aus der Kaste der
unverstandenen Tonsetzer war es
in den Nachkriegswirren und kom-
plizierten Wiederaufbaujahren
doch tatsächlich gelungen, mit der
sogenannten „Wertung“ irrationale
Faktoren in das ansonsten kauf-
männisch klar strukturierte Ab-
rechnungswesen der GEMA einzu-
schleusen. Bessergestellt wurden
musikalische Ausformungen, deren
realer Umsatz sofort auswies, dass
die Welt sie nicht braucht. 
Der nächste Anschlag auf die ein-
mal angeweichte „Gesellschaft“
ließ aber nicht lange auf sich war-
ten. Denkfaule, subventionshung-
rige Ideologen, von staatlichem
Protektionismus mental zerfresse-
ne Pädagogen forderten die GEMA
auf, sich „um ihre Substanz zu
kümmern“: Damit gemeint waren
nicht etwa die Erträge, sondern die
zusammenbrechende musikali-
sche Bildung im Land, deren Nut-
zen für den natürlichen Partner der
GEMA, die Musikindustrie, sich bis
heute nicht schlüssig nachweisen
lässt, während die Kosten bekannt
astronomisch ausfielen. 
Nun drohte wirklich Gefahr. Für ei-
nen kurzen Moment schien die Ge-
genaufklärung Einzug zu halten in
die Berliner und Münchener Im-
mobilien, stolze Monumente der
wirtschaftlichen Gesundheit. Fast
hätte man – geschwächt durch Irra-
tionalismen – falsch reagiert, als es
darum ging, Partnerschaften zu
schließen mit den Erlösbringern
der Zukunft, den Architekten der
elektronischen Daten-Highways,
den ingenieusen Hard- und Soft-
ware-Produzenten. 
Doch die Vernunft siegte. Den Pä-
dagogen stellte man ein kleines,

kostengünstiges Laboratorium zur
Verfügung, gut abgeschottet: dort
können sie ungestört und ohne
weiter zu stören an der Rettung ih-
rer Ideale herumexperimentieren. 
Die Unregelmäßigkeiten im „Werte-
system“ erledigten sich sozusagen
demokratisch von allein: Eine neue,
unverkrampfte Komponistengene-
ration löste die alten Wertehuber
und Vorteilsnehmer im Aufsichtsrat
der GEMA ab. Menschen, die im Le-
ben stehen, Schöpfer von Ge-
brauchsmusik, die ihren Namen
sinnig und nicht umsonst trägt, ha-
ben das Ruder übernommen. So
füllt diese „Gesellschaft für musika-
lische Aufführungs- und mechani-
sche Vervielfältigungsrechte“ nicht
nur ihren guten alten Namen wie-
der gültig aus, sie kann auch als
Musterbeispiel gelten für alles, was
man von einer Verwertungsgesell-
schaft erwarten darf. Sind nicht –
um den letzten jammernden Mora-
linsäuerlingen den Wind aus den
Segeln zu nehmen – hunderttau-
send übers Land verteilte großflä-
chige „Geiz ist geil“-Plakate infor-
mativer, effektiver, moralischer als
eine einsame „Guernica“ – von da
Vincis kitschigem „Abendmahl“
ganz zu schweigen...? 

Theo Geißler ■

Kurz-Schluss
Fuck-Tor Mensch

Theo Geißler, Herausgeber der „neuen
musikzeitung“ und „Jazzzeitung“ sowie
Mitherausgeber der puk, Moderator der
Radiomagazine „taktlos“ (BR/nmz) und
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